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"Nach einem Umzug in Gummersbach 
fehlte mir ein neuer Freundeskreis. Da sah 
Ich ein Plakat des Technischen Hilfswerks, 
und weil mich Technik ohnehin immer reiz­
te , war klar: Da geh ' ich hin . Ich bin sehr 
gut aufgenommen worden und habe damals 
Freund schaften geschlossen, die heute 
noch bestehen. " 

Horst Frentrup, 48 Jahre, Steuerober­
amtsrat bei der Oberfinanzdirektion Köln, 
erinnert sich gut an die Zeit im Oberbergi­
schen Kreis, obwohl sein dortiger Eintritt 
ins THW inzwischen über 28 Jahre zurück­
liegt. 1960 begann seine "Karriere" beim 
Katastrophenschutz als Kammerwart. 
Schnell wurde er Verwaltungshelfer, Grup­
pen- und Zugführer. Mit 24 Jahren war 
Frentrup einer der jüngsten Teilnehmer 
eines Bereitschaftsführer-Lehrgangs. "Das 
war zu der Zelt möglich, weil In der Aufstel­
lungsphase des ehemaligen Luftschutzhilfs­
dienstes dringend Führungskräfte ge­
braucht wurden", sagte er. 

Gab es damals schon richtige Einsätze? 
"Kaum, denn in den sechziger Jahren war 
die Neigung , das THW einzusetzen, noch 
sehr gering. Dies lag unter anderem auch 
daran , daß die Hilfsorganisation einfach zu 
unbekannt war. Zudem hatten wir fast keine 
Geräte . Zu dieser Zeit war das THW. zumin­
dest in unserem Ortsverband, quasi mit 
Schubkarre und ein paar Bindeleinen ausge­
stattet. Zur Ausbildung der Helfer kamen 
Gerätewagen aus Köln oder Siegen zu uns." 

Besonderes Anliegen­
die Ausbildung 

Die Ausbildung zu verbessern war von 
Anfang an eines der Ziele Frentrups. "Ich 
bilde selber gerne aus . Es hat mir damals 
leid getan, daß ich die Ebene Gruppen­
Zugführer, in der ja die eigentliche Ausbil­
dungstätigkeit stattfindet. so schnell durch­
laufen habe. Als Bereitschaftsführer und 

Begeisterung für die Technik ist oft Motivation für eine Mitarbeit 
im Katastrophenschutz. Auch Horst Frentrup ließ sich davon 
anstecken . Schon vor über 28 Jahren fand der Steuerbeamte 
den Weg zum Technischen Hilfswerk. Welche Stationen er 
durchlaufen hat, wo die Schwerpunkte seiner engagierten Mit­
arbeit liegen , schildert die heutige Folge unserer Serie . 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Horst Frentrup aus Köln 

später stellvertretender Ortsbeauftragter 
war ich dann wieder viel zu sehr an den 
Schreibtisch gebunden, dem ich eigentlich 
durch eine Mitarbeit im THW entfliehen 
wollte ." 

Neue Aufgaben 

1970 zog der Steuerbeamte nach KÖln 
und stellte sich dem THW-Ortsverband 
Köln I als Ausbildungsleiter zur Verfügung . 
Zudem berief man ihn in den Stab HVB der 
Stadt Köln . 

Knapp vier Jahre später übernahm Fren­
trup die Stelle des THW-Kreisbeauftragten 
und gleichzeitig die Führung des Ortsver­
bandes Köln 11. den er dann in zwei Ortsver­
bände - Nord und West - teilte. 

Im Laufe der Jahre entwickelte sich der 
engagierte Ortsbeauftragte zum Fachmann 
in Sachen Katastrophenschutz. Dies blieb 
nicht unbekannt, und so berief ihn die THW­
Leitung 1975 in einen Arbeitskreis, der sich 
zum Ziel gesetzt hatte, die Grundausbildung 
Im THW zu vereinheitlichen . 

Einen herausragenden Einsatz hatte Fren­
trup 1980. Zehn Tage lang unterstützte er 
mit seinen Kameraden die Bergungsarbeiten 
nach dem Erdbeben In Algerien . 

1986 bereiste er mit einer Gruppe enga­
gierter Kameraden das ganze Land Nord­
rhein-Westfalen , um die Zugführer und 
Zugtruppführer des THW in der Führungs­
technik fortzubilden . 

Besonderes Vertrauen sprachen die 
THW-Kreis- und Ortsbeauftragten des Re­
gierungsbezirks Köln Ihrem Kollegen aus. 
Sie wählten Frentrup in den THW-Landes­
ausschuß. Das ehrenamtliche Gremium be­
rät den THW-Landesbeauftragten in wichti­
gen Fragen . 

"Aus meinem mir von Anfang an gestell­
ten Schwerpunkt , der Ausbildung im THW, 
habe ich mich in den letzten Jahren zurück­
gezogen. Hier sind inzwischen junge Leute 
nachgerückt, die das ebenso mit Energie 

und Engagement betreiben", freut sich 
Frentrup, dem heute besonders die Fortent­
wicklung der Einsatz- und Bergungstechnik 
am Herzen liegt. 

Seit 1988 ist er Vizepräsident der THW­
Helfervereinigung - eine neue Herausforde­
rung für ihn. "Ich möchte hier meine Erfah­
rungen einbringen , um die rechtl ichen , fi­
nanziellen , verwaltungs- und auch einsatz­
mäßigen Bedingungen , unter denen das 
THW arbeitet , zu verbessern ." Etwas stört 
den engagierten Katastrophenschützer be­
sonders: Für ihn ist die Leistungsfähigkeit 
des THW allgemein immer noch zu unbe­
kannt. Und so sieht er das Ziel seiner jetzi­
gen Arbeit in der Helfervereinigung auch 
darin, mit seinen Kollegen darauf hinzuwir­
ken , daß das THW öfter von den zuständi­
gen Behörden zur Gefahrenabwehr herange­
zogen wird . Dabei ist es Ihm wichtig , nicht 
den Eindruck zu erwecken, man würde an­
deren Organisationen etwas wegnehmen. 
"Das ist nicht unsere Absicht", betont er. 

Die ganze Familie macht mit 

Die ehrenamtliche Arbeit Horst Frentrups 
strahlt auch auf seine Familie aus . "Der 
Katastrophenschutz beherrscht unser Fami­
lienleben. Meine Frau ist Leiterin der 
Frauenarbeit beim DRK Köln , und auch mei­
ne älteste Tochter hat hier eine Aufgabe 
gefunden . Mein Sohn und die lüngste Toch­
ter haben sich für eine Mitarbeit im THW 
entschieden . " 

Manche Einsatzbesprechung, wie zum 
Beispiel die für den Kölner Rosenmontags­
zug , findet am Wohnzimmertisch der Fami­
lie statt. Man ergänzt sich, praktiziert orga­
nisationsübergreifende Zusammenarbeit im 
besten Sinne. 

Für ein weiteres Hobby bleibt Frentrup 
wenig Zeit . Tanzsport - das wäre noch was 
für ihn. Früher hat er einmal damit angefan­
gen, aber jetzt sei der Zug wohl abgefahren, 
meint er. güse 
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Bundesinnenminister 
Zimmermann dankte 
Hilfsorganisationen 
für Armenieneinsatz 

Aus Anlaß der Rückkehr der 
dritten Einsatzmannschaft des 
Technischen Hilfswerks aus Ar-

darüber hinaus der umfangreich­
ste personelle Beitrag aus der 
Bundesrepublik Deutschland, Die 
THW-Mannschaften haben unter 
schwierigsten Bedingungen ver­
schüttete Erdbebenopfer gebor­
gen und notwendige Räumungsar­
beiten geleistet. 

menien erklärte Bundesinnenmi- Oie Einsätze im einzelnen: 
nister Dr. Friedrich Zimmermann - Die Schnelleinsatzeinheit Ber­
in einer Bilanz: gung-Ausland (SEEBA) wurde mit 

"Die 3, Einsatzmannschaft des 65 Helfern vom 10, bis 15, Dezem­
Technischen Hilfswerks ist aus ber 1988 in der völlig zerstörten 
Armenien zurückgekehrt. Diese Stadt Spitak eingesetzt. Die SEE­
wie auch die Helfer der anderen BA war aufgrund der bei der Erd­
Organisationen haben in dem vom bebenkatastrophe in Mexico-City 
Erdbeben zerstörten Armenien gemachten Erfahrungen des 
beispielhaften Dienst am Men- Technisc~en Hilfswerks 1986 auf­
sehen geleistet, häufig unter gestellt worden, Es handelt sich 
schwierigsten und gefahrlichen um einen Verband, der innerhalb 
Bedingungen, Ich möchte deshalb von sechs Stunden nach seiner 
den Dank der Bundesregierung Alarmierung abflugbereit ist, in 
allen diesen Männern und Frauen einem normalen Passagierflug­
des Technischen Hilfswerks, des , zeug verlastbar ist und bis zu 14 
Deutschen Roten Kreuzes und Tagen autark eingesetzt werden 
des Arbeiter-Samariter-Bundes kann, Die SEEBA besteht aus drei 
aussprechen, Ihre Hilfsbereit- Bergungsgruppen, einem Or­
schaft und ihr Einsatz haben Zei- tungstrupp, einer Rettungshunde­
ehen für internationale Hilfe über staffel mit neun Hunden, einem 
die Grenzen und unterschiedliche Verpflegungstrupp und der Ein­
Systeme hinweg gesetzt. Ihr Bei- satzleitung, Sie ist ausgestattet 
trag war praktizierte Völkerver- mit zwei elektronischen Ortungs­
ständigung_ Der sowjetische Bot- geräten, Hebekissen, Hydropres­
schafter in Bonn, der Minister- sen, Bohr- und Aufbrechhäm­
präsident von Armenien und an- mern, Feldkochherden und einer 
dere sowjetische Stellen haben Trinkwasser-Aufbereitungsanlage_ 
wiederholt die Hilfeleistungen - Vom 13, bis 22_ Dezember 1988 
des Technischen Hilfswerks, des wurde eine Räumungsmannschaft 
Deutschen Roten Kreuzes und mit 77 Helfern und sechs schwe­
des Arbeiter-Samariter-Bundes ren Bergungsräumgeräten in der 
gewürdigt. Die Helfer selbst ha- Stadt Stepanavan eingesetzt. Die 
ben von einer aurrichtigen und Räumgeräte wurden von sowjeti­
tiefen Dankbarkeit der armeni- sehen Großraumflugzeugen von 
sehen Bevölkerung berichtet. Stuttgart nach Eriwan transpor-

Die Rückkehr der 3, THW-Ein- tiert und fuhren auf dem Paßweg 
satzmannschaft gibt mir als zu- 130 km über verschneite Straßen 
ständigem Bundesminister Anlaß und Pässe zu ihrem Einsatzort. 
zu einer besonderen Würdigung - Auf ausdrücklichen Wunsch der 
der Hilfseinsätze des Techni- sowjetischen Stellen wurde eine 
sehen Hilfswerks in Armenien, In weitere Räumungsmannschaft mit 
dem Zeitraum vom 10_ Dezember 45 Helfern vom 21. Dezember 
1988 bis 4,Januar 1989 waren drei 1988 bis 5_Januar 1989 in Lenin­
Hilfsmannschaften mit insgesamt akan, der zweitgröBten Stadt Ar-
187 Helfern in dem erdbebenge- meniens eingesetzt. 
schädigten Gebiet eingesetzt. - Eine vierte THW-Mannschaft 
Dieser Einsatz war der bislang mit sieben Helfern wies vom 5, 
größte in der Geschichte des bis 16_Januar 1989 sowjetische 
Technischen Hilfswerks_ Er war Techniker in die Bedienung der 
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Bergungsräumgeräte ein, die in 
Leninakan als Spende zurückge­
lassen wurden, 

Die Zusammenarbeit mit den 
sowjetischen Zivil- und Armee­
dienststeIlen war ausgezeichnet. 
Das Technische Hilfswerk hat je­
de nur denkbare Unterstützung 
erhalten, 

Der Wert der zurückgelasse­
nen Bergungsräumgeräte beträgt 
ca, 1,8 Mio, DM, Die Gesamtko­
sten für die THW-Einsätze wer­
den ohne Flugkosten auf ca, 3, I 
Mio, DM geschätzt. 

Die Einsätze der SEEBA und 
der beiden Räumungsmannschaf­
ten haben den Wert gut ausgebil­
deter und ausgestatteter Hilfs­
mannschaften bewiesen_ Mit der 
SEEBA besitzt die Bundesrepublik 
Deutschland eine Bergungsmann­
schaft, die höchsten internationa­
len Ansprüchen genügt. In ihr 
vereinigen sich Such- und Ret­
tungselemente in optimaler Wei­
se_ Die neu entwickelten elektro­
nischen Ortungsgeräte haben 
sich bewährt. 

Die beiden Räumungsmann­
schaften haben einen wirksamen 
Beitrag bei der Bergung von Ver­
schütteten und für die Beseiti­
gung von Trümmern und damit für 
die Verhinderung von Seuchen 
und für den Wiederaufbau gelei­
stet. Die sechs eingesetzten 
Bergungsräumgeräte des Techni­
schen Hilfswerks haben sich 
außerordentlich bewährt. Die 
Einsätze in Armenien haben die 
Aurrassung der Bundesregierung 
bestätigt, daß es für die Ber­
gungs- und Räumarbeiten bei Ka­
tastrophen besonders ausgebil­
deter und ausgestatteter Spezial­
einheiten bedarf. Es hat sich er­
neut erwiesen, daB das Techni­
sche Hilfswerk unverziehtbar für 
solide Bergungs- und Räumarbei­
ten ist. Die Bundesregierung wird 
deshalb noch im Frühjahr einen 
Gesetzentwurf eines Katastro­
phenschutz-Ergänzungsgesetzes 
beschlieBen, das die Bundesan­
stalt Technisches Hilfswerk auf 
eine gesetzliche Rechtsgrundlage 
stellen und ihre Mitwirkung bei 
Katastrophen im In- und Ausland 
regeln wird," 

Neue Broschüre über 
Gesetzeulld 
Vorschriften 

In einer Broschüre, die der 
Bundesminister des Innern unter 
Mitwirkung des Bundesamtes für 
Zivilschutz herausgegeben hat, 
sind die Gesetze und sonstigen 
Vorschriften - schwerpunktmäBig 
die bundesrechtlichen Regelun­
gen - aufgeführt, die den rechtli­
chen Rahmen für Bevölkerungs­
schutz, Notfallvorsorge und Zivile 
Verteidigung darstellen, 

Die übersicht soll der interes­
sierten Offentlichkeit und allen, 
die an der Durchführung der Auf­
gaben mitarbeiten, einen Ober­
blick über die geltenden Regelun­
gen verscharren, Konkrete Vor­
schriften können anhand des je­
weiligen FundsteIlenhinweises 
nachgesehen werden, 

Zu beziehen ist die Broschüre 
beim Bundesverband für den 
Selbstschutz, BundeshauptsteIle, 
DeutschherrenstraBen 9~95, 
5300 Bonn 2_ 

334 Schiffbrüchige 
aus Seenot gerettet 

1988 wurden von der Deut­
schen Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger (DGzRS) 334 
Menschen gerettet und weitere 
I 008 Personen aus kritischer Ge­
fahr befreit. Insgesamt verzeich­
net das Rettungswerk 2 005 Ein­
sätze im Bereich der Deutschen 
Bucht und der westlichen Ostsee 
gegenüber 2623 Such- und Ret­
tungsmaBnahmen im Jahr zuvor_ 

Zu den herausragenden Aktivi­
täten des Seenot rettungsdienstes 
zählten dabei das Abbergen der 
20 Passagiere eines Fahrgast­
schiffes, das während eines 
Osterausflugs vor Horumersiel 
auf Grund gelaufen war; die Hilfe 
für insgesamt 45 WassersportIer 
zu Pfingsten; das Eingreifen des 
Seenotkreuzers "Berlin" mit sei­
nem Tochterboot, als vor Laboel 
Ostsee ein mit zehn Jugendlichen 



besetzter umgebauter Kutter in 
Not geraten war, sowie die Ret­
tung von 84 Schiffbrüchigen - Fi­
schern und Freizeitkapitänen -
während des ersten stürmischen 
Herbst-Wochenendes, als die 
Einheiten der DGzRS drei Tage 
lang nahezu pausenlos im Einsatz 
waren. 

Darüber hinaus wurden 613 
Kranke oder Verletzte von See­
schiffen, Inseln oder Halligen 
zum Festland transportiert und in 
III Fällen Schiffe oder Boote vor 
dem Totalverlust bewahrt. 528 
mal konnten die Seenotretter zu­
dem Wasserfahrzeugen aller Art 
technische Hilfe leisten. 

Die 37 Seenotkreuzer und See­
notrettungsboote legten 1988 ein­
schließlich Kontrollfahrten zu­
sammen mehr als 57000 Seemei­
len oder 105000 km zurück. 

Inzwischen ist die Flotte durch 
den Verkauf des 44 m-Kreuzers 
"Hermann Ritter" an den Seenot­
rettungsdienst der Volksrepublik 
China auf 36 Einheiten reduziert 
worden. Die ausgemusterte "Ge­
org Breusing" wurde Mitte des 
vergangenen Jahres auf Borkum 
durch den 27,5 m Neubau ,,AIfried 
Krupp" ersetzt und hat zum Jah­
reswechsel als zukünftiges Mu­
seumsschiff im Ratsdelft der ost­
friesischen Stadt Emden festge­
macht. Ein weiteres Fahrzeug des 
27,5 m-Typs ist zur Zeit im Bau. 
Mit der Ablieferung rechnet die 
Bremer Zentrale im Frühjahr 
1989. 

Wichtigste landseitige Investi­
tion war im vergangenen Jahr die 

Inbetriebnahme eines eigenen 
UKW-Relais-Funknetzes. Damit 
ist es der SEENOTLEITUNG BRE­
MEN möglich geworden, unab­
hängig von atmosphärischen Ein­
flüssen, wie sie bei der Grenz­
weIle üblich sind, zu arbeiten, um 
die Kommunikation mit den See­
notkreuzern entscheidend zu ver­
bessern sowie die kleineren, mit 
freiwilligen Rettungsmännern be­
setzten Boote direkt und schnel­
ler zu erreichen. 

Unser Foto zeigt den Seenot­
kreuzer "Hermann Helms" in vol­
ler Fahrt. (Foto: DGzRS) 

Das neue Bundesamt 
für Strahlenschutz 

Bundesumweltminister Prof. 
Dr. Klaus Töpfer erklärte zur Er­
richtung eines neuen Bundesam­
tes für Strahlenschutz in der Pu­
blikation "Umwelt" NI. 1/1989 fol­
gendes: 

"Die Bundesregierung hat auf 
meine Initiative hin Ende März 
1988 der Errichtung eines Bun­
desamtes für Strahlenschutz zu­
gestimmt. Das Bundeskabinett 
hat am 7_ Dezember 1988 den von 
mir vorgelegten Entwurf eines Er­
richtungsgesetzes gebilligt und 
den Entwurf dem Bundesrat zur 
Beratung zugeleitet. 

Das neue Bundesamt wird sei­
ne Arbeit am !.Juli diesen Jahres 
aufnehmen. Sein Sitz wird in Salz­
gitterlNiedersachsen sein_ Als 
AußensteIlen werden das Institut 

für Strahlenhygiene in Neuher­
berg bei München und das Insti­
tut für Atmosphärische Radioakti­
vität in Freiburg fortgeführt. 

Das Bundeskabinett hat mit 
seinem Beschluß eine zukunfts­
weisende Entscheidung für die 
Organisation und Aufgabenwahr­
nehmung des Bundes auf den Ge­
bieten der kerntechnischen Si­
cherheit, der nuklearen Entsor­
gung und des Strahlenschutzes 
getroffen. 

Die Errichtung des Bundesam­
tes für Strahlenschutz ist eine 
entscheidende Verbesserung des 
Instrumentariums für eine vor­
sorgende Politik der Bundesre­
gierung auf den genannten Gebie­
ten. Die weitere friedliche Nut­
zung der Kernenergie erfordert 
eine Straffung der Organisation 
und einen Ausbau der Kontrollin­
strumente des Bundes. 

In dem neuen Bundesamt für 
Strahlenschutz werden die Voll­
zugsaufgaben des Bundes nach 
dem Atomgesetz und dem Strah­
lenschutzvorsorgegesetz zusam­
menge faßt. Die Aufgaben sind 
bisher von nachgeordneten Be­
hörden der verschiedenen Bun­
desressorts wahrgenommen wor­
den. Darüber hinaus soll das Amt 
den Bundesumweltminister in An­
gelegenheiten des Strahlenschut­
zes, der Entsorgung und der Si­
cherheit kerntechnischer Einrich­
tungen wissenschaftlich und ad­
ministrativ unterstützen. 

Das Bundesamt für Strahlen­
schutz wird i!ll Kern gebildet aus: 
• der Abteilung ,Sicherstellung 
und Endlagerung radioaktiver Ab­
falle' der Physikalisch-Techni­
schen Bundesanstalt in Braun­
schweig, 
• dem Institut für Strahlenhy­
giene des Bundesgesundheitsam­
tes in Neuherberg bei München, 
• dem Institut für Atmosphäri­
sche Radioaktivität des Bundes­
amtes für Zivilschutz in Freiburg, 
• Teilen der Gesellschaft für 
Reaktorsicherheit in Köln und 
München. 

Das Bundesamt für Strahlen­
schutz wird im Endausbau rund 
400 Mitarbeiter haben. Im Bun­
deshaushalt 1989 sind bereits 166 
neue Stellen für das Amt bewilligt 
worden. 

Im einzelnen wird das Bundes­
amt für Strahlenschutz folgende 
Aufgaben wahrnehmen: 
L Vollzugsaufgaben des Bundes 

nach dem Atomgesetz und dem 
Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
insbesondere 
• Errichtung und Betrieb von 
Anlagen des Bundes zur Sicher­
steIlung und zur Endlagerung ra­
dioaktiver Abfalle, 
• Genehmigung der Beförde­
rung und Aufbewahrung von Kern­
brennstoffen sowie staatliche 
·Verwahrung, 
• Überwachung der Umweltra­
dioaktivität im Rahmen des inte­
grierten Meß- und Informations­
systems. 
• Einrichtung und Führung 
eines Dosisregisters zum besse­
ren Schutz für beruflich strahlen­
exponierte Personen. 

2_ Wissenschaftliche und admini­
strative Unterstützung des Bun­
desumweltministers in Fragen 
der Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen, der Entsorgung 
und des Strahlenschutzes: 
• Durchführung von For­
schungsvorhaben zur Fortent­
wicklung des Standes von Wissen­
schaft ,und Technik einschließlich 
der Koordinierung der Strahlen­
schutzforschung des Bundes, 
• Erfassen und Auswerten von 
Betriebserfahrungen und sicher­
heitstechnisch bedeutsamen Er­
eignissen in kerntechnischen Ein­
richtungen, 
• Geschäftsstellentätigkeit für 
die Reaktor-Sicherheitskommis­
sion und den kernt~chnischen 
Ausschuß." 

SpeziaHahrzeuge zur 
Ölbekämpfung an 
der Küste 

Der Bund und die vier Küsten­
länder beschafften für die Ölbe­
kämpfung im Watt und an den 
Stränden drei knickgelenkte Rau­
pentransporter. Stationiert wei­
den diese Geräte in Norddeich, 
Wilhelmshaven und an der Mel­
dorfer Bucht. 

Extrem niedriger Bodendruck, 
geringer als die Hälfte der des 
menschlichen Fußes, verbunden 
mit hoher Einsatzgeschwindigkeit 
und Straßenzulassung bieten bei 
einem Ölunfall im Watt und am 
Strand die Möglichkeit, schnell 
Personal und Material zur Öl be­
kämpfung vor Ort zu bringen ·so-
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wie Öl oder ÖI-Sand-Gemisch in 
Absetzmulden abzutransportie­
ren. Selbst Wasserläufe oder 
Priele können mit einer Ge­
schwindigkeit von bis zu 3 Knoten 
durchschwommen werden. 

Von der Sonderstelle der Kü­
stenländer "Ölunfall SeeIKüste" 
in Cuxhafen wurde auf die Wahl 
der Ausrüstung besonderer Wert 

Bilanz: Fast vier 
. Jahrzehnte Denkmal­
.schutzförderung 

Seit 1951 stellt das Bundesin­
nenministerium für die Erhaltung 
und den Wiederaufbau von Bau­
denkmälern mit besonderer na­
tionaler kultureller Bedeutung fi­
nanzielle Hilfen zur Verfügung. Im 
Hinblick auf diesen langen Zeit­
raum hat Bundesinnenminister 
Dr. Friedrich Zimmermann eine 
Bilanz der bisherigen Denkmal­
schutzförderung gezogen und 
hierzu erklärt: 

"Die Erhaltung unseres kultu­
rellen baulichen Erbes ist eine 
Verpflichtung, die uns alle an­
geht. Kulturdenkmäler sind un­
wiederbringliche Zeugnisse unse­
rer Geschichte und führen uns in 
besonders anschaulicher Weise 
unsere kulturelle Vergangenheit 
und damit die Erfahrungen und 
Lebensbedingungen unserer Vor­
fahren vor Augen. Sie müssen -
so weitgehend wir irgend mög­
lich - als historisches Original mit 
Vernunft und Augenmaß in die 
städtebauliche Entwicklung, 
Raumordnung und Landschafts­
pnege einbezogen werden. 

Die Bundesländer sind nach 
dem Grundgesetz in erster Linie 
rur Denkmalschutz und Denkmal­
pnege zuständig. Sie sind verant­
wortlich für den Vollzug ihrer 
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gelegt, um neben der Ölscha­
densbekämpfung die Geräte g<\flZ­
jährig bei den vielfaltigen Aufga­
ben des Küstenschutzes einset­
zen zu können. Nicht zuletzt ste­
hen hiermit Fahrzeuge zur Verfü­
gung, die bei Hochwasser oder 
Schneekatastrophen entscheiden­
de Hilfe bringen können. 

(Bild: Hägglunds) 

Denkmalschutzgesetze, für die 
Bereitstellung der Haushaltsmit­
tel zur Erhaltung und Restaurie­
rung von Denkmälern. 1987 betru­
gen die Aufwendungen der län­
der für den Denkmalschutz 
405 Mio. DM. 

Seit fast vier Jahrzehnten för­
dert auch das Bundesinnenmmi­
serium die Erhaltung und den 
Wiederaufbau von Baudenkmälern 
mit gesamtstaatlicher Bedeutung. 
Mit vergleichweise geringen Mit­

Lübeck, Trier und Fritzlar; die 
Münster in Ulm und Freiburg; als 
Industriedenkmäler die ehemali­
ge Flugzeugwerft Oberschleiß­
heim, die Zeche Zollern 11 Dort­
mund, die Gießereihalle Bendorf, 
das Faguswerk in A1feld, die Sali­
ne Lüneburg; die Synagogen in 
Worms, Frankfurt und lchenhau­
sen; die Schlösser in Arolsen, 
Eutin, Meßkirch, Münchweiler, 
Heiligenberg, Sögel, Hambach 
und Rheinbek; die Wülzburg bei 
Weißen burg, Großfestung Ko­
blenz, Zitadelle Berlin-Spandau, 
Marksburg Brauchbach, die Kai­
serpfalz in Goslar und Paderborn; 
die historischen Rathäuser in Ro­
thenburg, Regensburg und Augs­
burg; das Rote Haus in Monschau 
und das Gotische Haus in Lim­
burg an 'der Lahn und schließlich 
die Paulskirche Frankfurt als 
Wahrzeichen für die demokrati­
sche Entwicklung in Deutschland. 

Ober die bisherige Förderung 
von Baudenkmälern hinaus wer­
den erstmals ab 1989 auch Boden­
denkmäler und historische Parks 
und Gärten in die Denkmalschutz­
förderung einbezogen werden. 

Bund, Länder und Gemeinden, 
das Deutsche Nationalkomitee für 
Denkmalschutz, öffentliche und 

teln 'konnten Projekte überhaupt ~ 
oder in dem gewünschten. Umfang 
ermöglicht werden. Die Förde­
rung begann bereits 1951 mit zu­
nächst 50000 DM. Danach sind 
die Bundesmittel Jahr für Jahr 
kontinuierlich mit zum Teil zwei­
stelligen Zuwachsraten erhöht 
worden, allein 1982 bis 1989 stieg 
die jährliche Summe der Förde­
rungsmittel von' 4,5 Mio. DM a4f 
rund 10 Mio. DM. Hinzu kamen 
1975 SondermitteIl aus dem Bau­
invenstitionsprogramm in Höhe 
von 3,2 Mio. DM und im Rahmen 
des Zukunftsinvestitianspro­
gramms 1977 bis 1980 in Höhe von 
51 Mio. DM. 

Von 1951 bis 1988 konnte für 
die Restaurierung von rund 200 
gesamtstaatlich bedeutenden 
Baudenkmälern ein Förderungs­
betrag von insgesamt rund 
135 Mio. DM bereitgestellt wer­
den. Beispiele hierfür sind: 

Die Dome in Aachen, Bremen, 
Limburg, Köln, Worms, Xanten, 

Gasexplosion 
zerstörte Wohn- und 
Geschiiftshaus 

Bei einer Gasexplosion und 
einem anschließenden Brand 
wurden in Pforzheim sieben Men­
schen,' darunter sechs Feuer­
wehrmänner, zum Teil, schwer 
verletzt. Bei dem Unglück, das 

private Stiftungen - wie z.B. die 
1986 unter der Schirmherrschaft 
des Bundespräsidenten gegrün­
dete Deutsche Stiftung Denkmal­
schutz - wirken mit den verschie­
denen Förderungs- und For­
schungsprogrammen und mit Auf­
klärungsarbeit zusammen in dem 
Bemühen, die Kulturdenkmäler 
als Symbol unserer kulturellen 
Identität auch zukünftigen Gene­
rationen zu erhalten. 

Für die Bundesregierung fol­
gen die unmittelbare und mittel­
bare Förderung des Denkmal­
schutzes, die Forschungspro­
gramme und die Mitwirkung im 
deutschen Nationalkomitee als 
selbstverständliche Aufgaben aus 
der Verantwortung für unser na­
tionales Kulturgut. Denkmal­
schutz ist keine vordergründige 
oder nur ästhetische Aufgabe. 
Unser bauliches kulturelles Erbe 
ist Zeugnis unserer Vergangen­
heit; unser Umgang damit trägt 
bei zur Sicherung unserer kultu­
rellen Zukunft. Wir müssen 
schützen und pnegen, was für 
unsere Geschichte bedeutsam 
und prägend war und was auch 
künftig in unserer Kultur einen 
unverwechselbaren Ausdruck be­
halten soll." 

sich aus bisher ungeklärter Ursa­
che im Keller eines fünfstöckigen 
Wohn- und Geschäftshauses in 
der Innenstadt ereignete, ent­
stand Sachschaden in Millionen­
höhe. 

Unser Foto zeigt die durch das 
Feuer zerstörte Rückseite des 
Hauses, aus dem die Bewohner 
noch rechtzeitig evakuiert werden 
konnten. (Foto: dpa) 



Umweltvertriigliche 
Schmieröle für, 
Motorsiigen 

In den schleswig-holsteini­
sehen Landesforsten dürfen nur 
noch biologisch leicht abbaubare, 
umweltfreundliche Ketten­
schmiermittel für Motorsägen 
verwendet werden. Dies hat der 
Minister für Ernährung, Landwirt­
schaft, Forsten und Fischerei, 
Hans Wiesen, angeordnet. Sie 
sollen die bisher verwendeten 
Schmiermittel ablösen, die biolo­
gisch nicht abbaubar seien und 
Boden und Grundwasser erheb­
lich belasteten. Da die sogenann­
te "Verlustschmierung" der Mo­
torsägeketten dazu führe, daß die 
Öle fein verteilt auf den Waldbo­
den kämen, appellierte Wiesen 
auch an alle privaten und gewerb­
lichen Betreiber von Motorsägen, 
ebenfalls nur noch umwelt\ier­
trägliehe Kettenschmieröle zu be­
nutzen. (Informationen aus 
Schleswig-Holstein Nr. 5/1989) 

TeleskopbUhne 
kontra Drehleiter 

Die nordrhein-westfälische 
Landesregierung hält es nicht für 
sinnvoll, 'Teleskopbühnen und Ge­
lenkmastbühnen in die Förderung 
aus der Feuerschutzsteuer einzu­
beziehen; mit Kraftfahrdrehlei­
tern seien die Aufgaben der Feu­
erwehr zu erfüllen, "für den Ret­
tungseinsatz sind sie besser ge­
eignet als Teleskopbühnen und 
Gelenkmastbühnen" , teilt Innen­
minister Dr. Herbert Schnoor auf 
die Kleine Anfrage von Hans-Joa­
chim Kuhl (F.D.P.) mit. 

Der Abgeordnete hatte von 
überlegungen auf kommunaler 
Seite berichtet, Teleskopfahrzeu­
ge anstelle der bisher verwende­
ten Drehleitern zu beschaffen, da 
sie in den oft engen Innenstädten 
besser einzusetzen seien. Die An· 
'schaffung scheitere aber daran, 
daß es keine Zuschüsse des lan­
des dafür gebe, Darum, so Kuhl, 
sei es nur in den seltensten ral­
len zur Anschaffung gekommen, 

Der Innenminister nennt einen 
der Gründe für diese Haltung: 
"Die Erfahrungen haben gezeigt, 
daß sich die Teleskopbühnen und 
Gelenkmastbühnen insbesondere 
für den Rettungseinsatz bei den 
öffentlichen Feuerwehren nicht 

bewährt haben," Sie seien nur 
dann beschafft worden, wenn be­
reits eine oder mehrere Kraft­
drehleitern vorhanden gewesen 
seien; die Beschaffung einer Ge­
lenkmastbühne "als erstes und 
einziges Hubrettungsfahrzeug an­
stelle einer Kraftdrehleiter" sei 
auch in andelen Bundesländern 
nicht zugelassen worden, Auch 
sei die Verbreitung dieser Geräte 
in anderen Ländern rückläufig, 
betont der Minister und weist auf 
Nachteile von Gelenkarmkon­
struktionen: Sie seien nicht als 
"stetig wirkendes Rettungsgerät" 
einzusetzen; sie müßten erst im­
mer abgesenkt werden, bevor sie 
weitere Personen retten könnten , 
Ihr zulässiges Gesamtgewicht lie­
ge zudem über 16 Tonnen, darum 
seien sie nicht überall einsetzbar. 

("Landtag intern" Nr. 111989) 

Luftrettungsbilanz 
1988: Knapp 31000 
Notfallopfer versorgt 

Die 36 Rettungshubschrauber 
im Bundesgebiet und in West­
Berlin haben im letzten Jahr rund 
31000 Patienten schnelle ärztli­
che Hilfe an den Notfallort ge­
bracht. Insgesamt sind sie zu 
37436 Rettungseinsätzen gestar­
tet. Gegenüber 1987 hat die Zahl 
der Flüge um 7,3 und die der 
versorgten Patienten um 8,3 Pro­
zent zugenommen. Seit dem Start 
der bundesdeutschen Luftrettung 
im Jahr 1970 sind die Rettungshe­
likopter zu 356886 Einsätzen ge­
startet. 

Im einzelnen entfielen auf die 
17 Hubschrauber des Katastro­
phenschutzes, die dem Bundes­
innenministerium unterstehen, 
17746 Einsätze und auf die acht 
Maschinen der ADAC Luftrettung 
8424. Die sechs Bundeswehrhub­
schrauber sind zu 6357 und die 
fünf Helikopter der Deutschen 
Rettungsnugwacht zu 4909 Ret­
tungsnügen gestartet. 

Außer den Notfall-Flügen, bei 
denen wenige Minuten für die 
Rettung entscheidend sein kön­
nen, führen die Rettungshub­
schrauber auch sogenannte Se­
kundäreinsätze durch. In diesen 
Fällen werden die Patienten von 
einem Krankenhaus in eine für 
ihre' Verletzung oder Erkrankung 
besser geeignete Spezialklinik 
verlegt. (ADAC-Pressestelle) 

Terln;ne 
Die Drägerwerk AG führt auch 1989 in Zusammenarbeit mit der 
Hauptstelle für das Grubenrettungswesen, Hohenpeißenberg, 
wieder Alemschutzlehrgi .... fU. Ge.III ....... durch: 
Die Termine dieser Lehrgänge: 
D I 12. bis 17. März 1989 
D 2 16. bis 21. April 1989 
D 3 04, bis 09. Juni 1989 
D 4 01. bis 06. Oktober 1989 
D 5 05. bis 10. November 1989 
Rückfragen zum Ablauf und zur Organisation dieser Lehrgänge an: • 
Drägerwerk AG, Vertriebszentrale Süd 
Frau Pietz-Dobmeier 
Postfach 469, 8500 Nürnberg 20 
Telefon (0911) 5860421. 

Die 5. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft fU. Iatostro­
phenmedizin findet vom 21. bis 22.Apn1 1989 unter dem 
Vorsitz von Professor Dr. P. Sefrin in Würzburg ~tatt, Das 
Hauptthema lautet: Katastrophenschutz im Krankenhaus. 
Informationen: Prof. Dr. med. P. Sefrin, Institut für Anästhesiolo­
gie der Universität Würzburg, Josef-Schneider-Str. 2, 8700 Würz­
burg, Telefon 09 3Irl 0133 52. 

Beim Seminar llefilnlerullfl gefihrliche. GUter aus der Sicht 
der Feuerwahren am 20.121. März 1989, Porta Berghotel, 4952 
Porta Westfalica, referieren Experten aus den Bereichen des 
Verkehrsministeriums, der Polizei, der Bundesanstalt für Stra­
ßenwesen, der Feuerwehren und der Industrie über die ständig 
sich ändernden Vorschriften zur Beförderung gefahrlicher Güter 
und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Praxis. 
Anmeldung und Programm über ecomed Seminardienst, Tel.: 
08191/125-291. 

Auch in diesem Jahr veranstaltet die zum Krupp-Konzern gehö­
rende Total Walther Feuerschutz GmbH folgende lrandschutz­
Lehrtll .... in LadenburgiGroßsachsen und lrandschutz-Semi­
nare im Hotel Maritim in Mannheim: 
Seminare: 
24. bis 26. April 
22. bis 24. Mai 
25. bis 27. September 
02, bis 04. Oktober 
09. bis 11. Oktober 

Lehrtll .... : 
31. Mai bis 02. Juni 
30. August bis 01. September 

Interessenten melden sich an bei Total Walther Feuerschutz 
GmbH, Industriestraße 53, 6802 Ladenburg, Tel.: 062 03n5-206 
(für Lehrgänge) und 062 03n5-205 (für Seminare). 

Das Haus der Technik e. V., Postfach 10 1543, Hollestraße I, 4300 
Essen I, Fernruf (0201) 1803-1, führt vom 25. bis 26.04. 1989 
eine Fachveranstaltung unter dem Thema. Das sichere Hotel, 
Leitung: Brandschutzing. B. Knepper, durch. 
Zu der Veranstaltung können ausführliche Informationen angefor­
dert werden. 
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Der Einsatz des Technischen Hilfswerk in Armenien 

"Ein Zeichen gesetzt für 
internationale Hilfe 

über die Grenzen und 
Systeme hinweg" 

Bericht des Bundesinnenministers an den Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages - Bundeskabinett beschloß 

HiHsprogramm für Wiederaufbau 

Am 18. Januar 1989 berichtete Staatsse· 
kretär Hans Heusei , Bundesminister des 
Innern, dem Innenausschuß des Deut­
schen Bundestages über den Einsatz des 
Technischen Hilfswerks In Armenien und 
über das von der Bundesregierung beab­
sichtigte Hilfsprogramm beim Wiederauf· 
bau. Der Bundesinnenminister legte dem 
Ausschuß hierzu einen ausführlichen 
schriftlichen Bericht vor, der folgenden 
Inhalt hat: 
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Ablauf 

Nach Bekanntwerden des schweren Erd· 
bebens in der Sowjetrepublik Armenien am 
7. Dezember 1988 hat der Bundesminister 
des Innern den Einsatz der "Schnelleinsatz­
einheit Bergung·Ausland" (SEEBA) des 
Technischen Hilfswerks angeboten. Ein ent­
sprechendes Hilfeersuchen der Sowjetunion 
traf am 9. Dezember 1988 ein. Daraufhin 

wurde die SEEBA unverzüglich alarmiert 
und am folgenden Tag nach Eriwan geflo­
gen; dort wurde die Mannschaft in das 
Einsatzgebiet in Spi tak, 80 km nördlich von 
Eriwan, transportiert , wo sie unverzüglich 
ihre Bergungsarbeiten aufnahm. 

Die SChnelleinsatzeinheit war aufgrund 
der bei der Erdbebenkatastrophe in Mexiko­
City im Jahre 1985 gewonnenen Erfahrun­
gen des Technischen Hilfswerks aufgestellt 
worden . Die Einheit ist in spätestens sechs 

Rund 40 Prolenlal· 
ler WohnhAuse, sind 
In Leninakan zer­
. tart. 



Stunden nach Alarmierung einsatzbereit 
und besteht aus 65 Helfern. Neben luftver­
lastbarem Bergungsgerät und Verpflegung 
für 14 Tage verfügt sie über neun Suchhun­
de und zwei elektronische Ortungsgeräte. 
Bei dem Einsatz in Armenien wurde sie 
durch eine Rettungshundestaffel der rhein­
land-pfälzischen Feuerwehr mit fünf Ret­
tungshunden verstärkt. 

Die Helfer mußten ihre Bergungsarbeiten 
unter schwierigsten Bedingungen (Tages­
temperaturen unter dem Gefrierpunkt, 
Nachttemperaturen bis zu minus 20 Grad) 
verrichten . Die Stadt Spitak war völlig zer­
stört, und den Behörden war nicht bekannt , 
an welchen Stellen noch verschüttete Per­
sonen lagen . Die zahlreichen ausländischen 
Rettungsmannschaften (500 Helfer aus 
Frankreich, 100 Helfer aus Österreich, 
40 Helfer aus der Schweiz) waren deshalb 
bei der Organisierung des Einsatzes weitest­
gehend auf sich gestellt . Da die Schnelle in­
satzeinheit erst rund 79 Stunden nach dem 
Erdbeben zum Einsatz gelangte, .waren an­
gesichts der totalen Schadenslage und der 
Kälte die Chancen, Überlebende zu bergen, 
äußerst gering . Die THW-Mannschaft konn­
te gleichwohl neben zahlreichen Toten auch 
zehn Überlebende, darunter mehrere Kin-
der, aufspüren. . 
Nachdem die Bergungsarbeiten offiziell ein­
gestellt wurden, kehrte die THW-Mann­
schaft am 15. Dezember zurück . 

Als bekannt wurde, daß für die weiteren 
Bergungs- und Räumungsarbeiten schwe­
res technisches Gerät fehlte, hat der Bun­
desminister des Innern am 10. Dezember 
1988 die Entsendung einer weiteren Hilfs­
mannschaft mit Bergungsräumgeräten an­
geboten. Die Mannschaft flog am 13. De­
zember 1988 mit 76 THW-Helfern nach Eri­
wan . Sie wurde durch drei Helfer des Arbei­
ter-Samariter-Bundes begleitet, die über 
eine eigene Satelliten-Kommunikationssta­
ti on Telefonkontakt zur THW-Einsatzleitung 
in Bonn hielten . Die Bergungsräumgeräte 
wurden mit sowjetischen Großraumflugzeu­
gen aus Stuttgart abgeholt. Die Mannschaft 
wurde in der von Eriwan ca . 130 km ent-· 
fernten Stadt Stepanawan eingesetzt. Die 
Bergungsräumgeräte, eigens entwickelte 
multifunktionale Knicklader, erregten erheb­
liches Aufsehen , da sie im Schadensgebiet 
praktisch unbekannt waren. Zwar waren in­
zwischen aus aller Welt - auch aus dem 
Bundesgebiet - Kräne in das Katastrophen­
gebiet geschafft worden . Es fehlten jedoch 
vor allem Bagger mit hydraulisch betriebe­
nen Schaufeln und ausgebildete Hilfskräfte, 
die den Einsatz der Kräne und Bagger unter­
stützten, insbesondere dort, wo noch Ver­
schüttete vermutet wurden. 

Auf sowjetischen Wunsch entsandte die 
Bundesregierung am 21 . Dezember 1988 
eine dritte Hilfsmannschaft mit 45 THW­
und drei ASB-Helfern nach Leninakan . Die­
se zweitgrößte Stadt von Armenien ist zu 

Nicht viel isl geblie­
ben: Bewohner der 
zusammengebroche­
nen Hluser bergen 
Resleihres Hab und 
Guts. 

Immer wieder wer­
den die THW-Heller 
um UnterslOtzung 
gebeten. 

Gefragt ist schweres 
RJumgertt wie hier 
in der Klelnstadl 
Spitak, die lasl völ­
lig vernichlel wurde. 

Ein ReHungshund 
der Feuerwehr sucht 
VerschOHele. 
, 
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ca . 40 Prozent zerstört. Auf sie konzentrie­
ren sich vor allem die sowjetischen Pläne 
für einen Wiederaufbau. Während die zweite 
Mannschaft am 22. Dezember 1988 ihren 
Einsatz beendete, blieb die dritte Mann­
schaft bis zum 4. Januar 1989. Trotz star­
ken Schneefalls und eines Kälteeinbruchs 
war diese Mannschaft · bis zu 19 Stunden 
täglich im Einsatz. 

Auf sowjetischen Wunsch beließ die Bun­
desregierung die in Armenien eingesetzten 
sechs Bergungsräumgeräte sowie weiteres 
technisches Gerät des THW vor Ort für 
weitere Bergungs- und Räumarbeiten . Der 
Wert dieses Geräts beträgt ca . 2,4 Mio DM. 
Zur Einweisung des sowjetischen Bedie­
nungspersonals wurde ein viertes Team mit 
fünf Helfern des Technischen Hilfswerks 
nach Leninaken entsandt, das sich dort vom 
4. bis zum 15. Januar 1989 aufhielt. 

Heller des ASB hal­
ten aber Ihre 
Salellilen-Kommunl­
kaUonsslalion Kon­
lakt zur EInsatzleI­
tung nach 80nn. 
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Beurteilung 

Bei diesem bisher größten Einsatz in der 
Geschichte des Technischen Hilfswerks wa­
ren insgesamt 189 Helfer eingesetzt. Der 
Einsatz fand in der sowjetischen Öffentlich­
keit ein äußerst positives Echo . Generalse­
kretär Gorbatschow informierte sich vor Ort 
über die Arbeiten der zweiten Hitfsmann­
schaft. Presse und Fernsehen in der Sowjet­
union haben wiederholt über den Einsatz 
berichtet. Die sowjetischen Stellen haben 
insbesondere die Effektivität des Einsatzes 
und die persönliche Einsatzbereitschaft der 
Helfer hervorgehoben . Die Helfer haben be­
richtet, daß viele Einheimische tief gerührt 
darüber waren , daß Helfer aus der Bundes­
republik sich derart tatkräftig eingesetzt ha­
ben. Neben ihrem humanitären Auftrag ha-

Hilf., die dankbar 
angenommen wird. 
Das schwere Räum­
geräl des THW im 
Einsatz In Stepa­
navan. 

ben die Helfer damit zugleich ein Zeichen für 
internationale Hilfe über die Grenzen und 
Systeme hinweg gesetzt. Die entstandenen 
Personalkosten in Höhe von ca . 
480000 DM sind auch unter diesem Ge­
sichtspunkt gut angelegt. 

Die Zusammenarbeit des THW mit den 
sowjetisChen Zivil- und MilitärdienststeIlen 
war ausgezeichnet. Die sowjetischen Stellen 
sahen in der THW-Hilfe einen offiziellen Bei­
trag der Bundesrepublik Deutschland und 
unterstützten dementsprechend die Mann­
schaften in jeder Hinsicht. Alle sowjetischen 
Stellen verhielten sich äußerst unbürokra­
tisch. 

Folgerungen 

Der Einsatz hat den international hohen 
Standard unseres Katastrophenschutzes be-



Flughafen Kaln­
Bann: Die erste 
BergungsmannschaH 
des THW Isl,u. Ar­
menien zurDck. 
(Fotos: Hilberafh, 
SchrGer, Ktum) 

stätig!. Insbesondere hat sich die von Bund 
und Ländern gemeinsam getragene Konzep­
tion der Aufteilung der Aufgaben des Kata­
strophenschutzes in Fachdienste bewährt. 
Obwohl in der Sowjetunion eine groBe Zivil­
schutzorganisation mit Millionen von Hel­
fern zur Verfügung steht, fehlten in Arme­
nien ausgebildete Bergungs- und Räum­
mannschaften mit dem erforderlichen tech­
nischen Gerät. Auch die Armee war nicht in 
der Lage, die notwendigen Bergungsarbei­
ten durchzuführen. Wie schon bei der Erd­
bebenkatastrophe in Mexiko-City hat sich 
auch diesmal bestätigt, daß die Bergung 
von verschütteten Menschen eine schwieri­
ge Spezialaufgabe ist, die von Fachleuten 
vorgenommen werden sollte. Die Aufteilung 
der Fachdienste in die drei großen Bereiche 
Brandschutz, Bergung einschließl ich In­
standsetzung sowie Sanitätswesen und ihre 
Wahrnehmung durch die hierauf speziali­
sierten Hilfsorganisationen Feuerwehren, 
Technisches Hilfswerk und Sanitätsorgani­
sationen sollte deshalb beibehalten werden . 

Mit der SEEBA besllzt die Bundesrepublik 
ein Hilfsinstrumentarium, wie es - wenn 
überhaupt - nur wenige Länder aufweisen 
können . Die SEEBA war eine der wenigen 
Mannschaften vor Ort, in der sich Such­
und Bergungselemente, ausgebildetete Hel­
fer und moderne Ausstattung optimal er­
gänzten. Die meisten ausländischen Ret­
tungsmannschaften beschränkten sich vor 
allem auf den Einsatz von Suchhunden und 
überließen die eigentlichen Bergungsarbei­
ten den armenischen Hilfskräften. Jede 
nicht sachgemäße Bergung ist jedoch natur­
gemäß mit Lebensgefahr insbesondere für 
die georteten Personen verbunden . 

Die erstmals eingeselzten elektronischen 
Ortungsgeräte, die gemeinsam mit der In-

dustrie entwickelt worden sind, haben sich 
bewährt und zum Aufspüren mehrerer noch 
lebender Personen geführt . Das schwere 
Bergungsgerät hat sich bei diesem Scha­
densbild als unverziehtbar erwiesen . Die 
Forderung des Bundesrechnungshofes auf 
derartige Geräte zu verzichten und in einem 
Katastrophenfall auf Geräte der Bauwirt­
schaft zurückzugreifeo, ist angesichts der in 
Armenien gemachten Erfahrungen nicht 
vertretbar. Die persönliche Ausstattung der 
Helfer bedarf hingegen dringend einer Ver­
besserung, da diese nicht für einen Einsatz 
unter winterliChen Verhältnissen geeignet 
ist. Insbesondere müssen winterfeste Zelte 
und Winterkleidung für die Helfer der SEE­
BA vorgehalten werden . Ferner sollte die 
SEEBA mit einem eigenen Satellitenfunkge­
rät ausgestattet werden, damit sie nicht auf 
andere Hilfsorganisationen angewiesen ist. 

Eine Schwachstelle bei dem Einsatz war 
zweifellos , daß die SEEBA erst 79 Stunden 
nach dem Erdbeben am Schadensort war. 
Es sollte deshalb gemeinsam mit dem Aus­
wärtigen Amt überlegt werden , wie in Zu­
kunft die Zustimmung des betroffenen Lan­
des über den Einsatz der SEEBA beschleu­
nigt herbeigeführt werden kann . Andere 
Länder sind hier offensichtlich flexibler. 

Die Welle der Hilfsbereitschaft im Bun­
desgebiet war beeindruckend, jedoch feh lt 
es an einer Stelle im Inland, die die vielfälti ­
gen privaten und öffentlichen Initiativen 
koordiniert hätte. So liefen viele Aktionen 
parallel und zum Teil an den Bedürfnissen 
der armenischen Bevölkerung vorbei. Es 
bedarf deshalb im Inland einer zentralen 
Stelle , die die Informationen sammelt und 
die einzelnen Hilfsaktionen koordiniert. 

Als negativ hat sich auch erwiesen, daß 
es in Armenien keine offizielle deutsche 

KontaktsteIle gab. Diese Stelle wäre zur 
Betreuung der vielen deutschen Vertreter 
von Presse, Fernsehen, Firmen, Hilfsorga­
nisationen und privaten Initiativen erforder­
lich gewesen. Es sollte deshalb sicherge­
stellt werden , daß in Zukunft bei ähnlich 
großen Hilfsaktionen eine entsprechende 
Stelle für die deutschen Hilfsaktionen im 
Ausland vorhanden ist, die eine Vermitt­
lungsaufgabe gegenüber den dortigen Be­
hörden wahrnimmt und für die Weiterlei­
tung der Hilfsgüter an die eigentlichen Emp­
fänger sorgt. 

Wiederaufbauhilfe 

Das Bundeskabinett hat auf Vorschlag 
des Auswärtigen Amtes Wiederaufbauhilfe 
durch Errichtung eines 60-Bettenkranken­
hauses im Wert von ca. 14 Mio DM und 
durch Lieferung von Zuchtvieh im Wert von 
ca. 4 Mio DM beschlossen. Inwieweit auch 

'eine Mitwirkung von Experten des Techni­
schen Hilfswerks in Betracht kommt, bedarf 
noch der Prüfung . Denkbar wäre vor allem 
eine Mitwirkung bei der Installation techni­
scher Anlagen in Einrichtungen , die von 
deutscher Seite erstellt werden sowie bei 
der Instandsetzung von Versorgungslei­
tungen . 

Darüber hinaus ist der Bundesminister 
des Innern grundsätzlich bereit, die Sowjet­
union bei der von dieser angekündigten 
Neuorganisierung des dortigen Katastro­
phenschutzes zu unterstützen. Hier bietet 
sich die Beratung durch Katastrophen­
schutzexperten sowie die Leistung von Aus­
stattungshilfe an. 

1 ZS-MAGAZIN 1/891 9 



Empfang für Armenienheller in der Sowjetischen Botschaft 

Internationale Solidarität 
läßt für die Zukunft hoffen 

Vielfältige und umfangreiche HiHe aus dem Bundesgebiet­
Bundesinnenminister Zimmermann dankte für unbürokratische Zusammenarbeit 

Am Nachmittag des 31. Januars 1989 
war die Sowjetische Botschaft in Bonn fest 
in der Hand deutscher Helfer. Der Botschaf­
ter der UdSSR. Julij Kwizinskij. hatte zu 
einem Empfang geladen. um für die im 
Erdbebengebiet in Armenien geleistete deut­
sche Hilfe zu danken . 

Etwa 200 Gäste waren aus dem ganzen 
Bundesgebiet erschienen. um den Dank der 
sowjetischen Regierung entgegenzuneh­
men. Dicht gedrängt standen u. a. Delega­
tionen des Arbeiter-Samariter-Bundes. des 
Deutschen Roten Kreuzes . des Technischen 
Hilfswerks neben Vertretern anderer Berei­
che wie der Lufthansa und der Flughafenge­
sellschaft Frankfurt . standen Bergungs- und 
Sanitätshelfer zwischen Kurzwellenfunkern • 
Caritas-Mitarbeitern und Beamten des Aus­
wärtigen Amtes und des Bundesinnenmini­
steriums. Da hatten die Fernsehleute und 
Bildjournalisten Mühe. die Prominenz. dar­
unter Bundesinnenminister Friedrich Zim­
mermann. die baden-wOrttembergische So­
zialministerin Barbara Schäfer. der Präsi­
dent des DRK. Botho Prinz zu Sayn-Witt­
genstein. der Bundesvorsitzende des ASB. 
Martin Ehmer. und der Direktor des THW. 
Gerd-Jürgen Henkel . vor die Kamera zu 
bekommen. 

Neues politisches Denken 

Botschafter Kwizinskij sagte unter an­
derem: 

"Oie Tragödie vom 7. Dezember 1988 hat 
tiefe Spuren hinterlassen in den zerstörten 
armenischen Städten und Dörfern. aber 
auch im Bewußtsein von uns allen. die 
Mitglieder einer menschlichen Zivilisation 
sind. Das neue politische Denken hat Wege 
von einem Gegeneinander zum Neben- und 
Miteinander eröffnet. 

Die Erdbebenkatastrophe von Armenien 
hat den Einsatz vieler Helferinnen und Helfer 
dringend erforderlich gemacht. Oie Helfe­
rinnen und Helfer aus der Bundesrepublik 
Deutschland waren unter den ersten vor Ort 
und haben ihr Wollen und Können unter 
sChwierigsten Bedingungen unter Beweis 
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Emplang in dll So­
wietischen BotschaH 
(,on tinks): Bot­
schaHer Kwlzinskll . 
THW·Direktor Hen· 
kel, Bundasinnenmi­
nl ster Dr. Friedri,h 
Zimmermann. DRK· 
Prlsident Botho 
Prinz zu Sayn-WiH­
genstein. 

gestellt. An die hier Anwesenden richten wir 
unseren Dank. 

Oie vielfältige Hilfe war erst möglich ge­
worden durch das engagierte und effiziente 
Vorgehen der Bundesregierung. einzelner 
Landesregierungen. durch Spenden- und 
Hilfsaktionen vieler Firmen und Institutionen 
sowie zahlreicher Privatleute . Auch ihnen 
allen gilt unser herzlicher Dank. 

Oie Lehrstunde des Vertrauens . des neu· 
en Umgangs miteinander vor dem Hinter­
grund des Erdbebenunglücks in Armenien 
wird in die Geschichtsbücher eingehen. Sie 
muß dort nicht als Endstufe eines Vor­
gangs. sondern als der Beginn einer frucht­
baren. langen und möglichst endlosen Zeit­
spanne dastehen . Es liegt an uns allen . dies 
zu ermöglichen." 

Botschaner Kwlzlns· 
kilim Gesprll'h mit 
THW·Eln,alzleiler 
Ralph Dunger und 
der baden·wOrttem· 
berg lIchen Ministe­
rin tür Arbe it. Ge· 
sundhelt. Familie 
und Sozialordnung. 
Barllara S,hl ler. 

Große Anteilnahme 

Auch Bundesinnenminister Friedrich Zim­
mermann dankte in seiner Erwiderung den 
am Einsatz Beteiligten für die von ihnen 
geleistete Hilfe. 

Er sagte: .. Oie Erdbebenkatastrophe in 
Armenien hat die Welt mit tiefer Betroffen­
heit erfüllt. Sie hat uns vor Augen geführt. 
daß die Natur dem Menschen Grenzen setzt. 
Das deutsche Volk hat die tragischen Ereig­
nisse mit großer Anteilnahme verfolgt. Un­
ser Mitgefühl gilt allen Opfern und Leidtra­
genden. 

Oie Solidarität zwischen den Völkern und 
Menschen hat bei den unverzüglich einset­
zenden Hilfeleistungen aus vielen Teilen der 



Welt ein Ausmaß erreicht, das uns für die 
Zukunft hoffen läßt. 

Ich freue mich , daß auch die Bundesre­
publik Deutschland einen Beitrag leisten 
konnte . Über 50 Hilfsflüge kamen allein aus 
dem Bundesgebiet. Die von staatlicher Sei­
te , von humanitären Organisationen und 
Kirchen , von Wirtschaft und privaten Initia­
tiven erbrachten Hilfeleistungen waren viel­
fältig und umfangreich . 

Allein die Spenden aus der Bevölkerung 
dürften inzwischen einen Betrag von 100 
M'illionen DM überschritten haben. Der 
weitaus größte Teil dieser Mittel wird für die 
Wiederaufbauhilfe verwendet werden . Er­
hebliche Sachspenden sind auch aus der 
Wirtschaft, vor allem aus der chemischen 
Industrie und der Baumaschinenindustrie in 
Form von Arzneimitteln , medizinischen Ap­
paraten und Kränen erbracht worden . 

Weiterhin Unterstützung 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen , im 
Namen der Bundesregierung insbesondere 
den beteiligten Hilfsorganisationen und 
Hilfswerken, aber auch den vielen privaten 
Initiativen für die von ihnen geleistete Hilfe 
noch einmal herzlich zu danken . 

Sie alle haben damit zugleich ein völker­
verständigendes Zeichen gesetzt, dem in 
unserem Verhältnis zur Sowjetunion beson­
dere Bedeutung zukommt. Wie die in Arme­
nien eingesetzten Helfer berichtet haben, ist 
dies von der dortigen Bevölkerung auch so 
empfunden worden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auch Ihnen, sehr geehrter Herr Boschafter, 
und Ihren Mitarbeitern , Aeroflot und den 
armenisch~n Behörden für die gute und 
unbürokratische Zusammenarbeit danken . 

Die deutschen Organisationen und Helfer 
erhielten jede erforderliche Unterstützung, 
die unter den gegebenen Umständen mög­
lich war. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird 
sich auch bei der weiteren Wiederaufbauhil­
fe in Armenien engagieren . Das Bundeska­
binett hat bereits entsprechende Beschlüsse 
gefaßt. Der Bundesminister des Innern ist 
darüber hinaus bereit, bei der von sowjeti­
scher Seite geplanten Reorganisation des 
Katastrophenschutzes, insbesondere beim 
Aufbau eines modernen Bergungsdienstes, 
Unterstützung zu leisten . 

Ich hoffe, daß der Wiederaufbau in Arme­
nien zügig voranschreitet und würde mich 
freuen , wenn die deutsche staatliche und 
private Hilfe hierbei ihren angemessenen 
Beitrag leistet. " 

Nach einem abschließenden Grußwort 
des DRK-Präsidenten, in dem er noch ein­
mal den Einsatz der Helfer vor Ort würdigte , 
ergab sich noch ausgiebig Gelegenheit für 
Interviews und Gespräche, für neue Kontak­
te und für die Anbahnung weiterer Hilfen . 

In reger Diskussion 
am Rande des Emp­
fangs (von links): 
Ministerialdirigent 
Beyer, Abteilungs­
leIter KN Im Bundes­
Innenministerium, 
Ministerialrat Dr. 
AmmermUlIer, Refe­
ratsleiler im Bundes· 
innenministerium, 
und Dr. Mut.chler, 
Sozialministerium 
Baden-Württemberg. 

DRK-Renungshund 
"All" hat die Ruhe 
weg. Ihn stört der 
Trubel beim Emp­
fang nicht. 
(Fotos: Hilberath) 

Manfred Kroger, in 
Armenien als Radla­
dertahrer im Einsatz, 
überreicht Botschaf· 
ter Kwizinskij ein 
Erinnerungsge­
schenk. 
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Leislungsbilanz Bevölkerungsschutz 1988 

Das Hilfeleistungssystem im Zahlenspiegel 
Der Bund stellte 1988 805 Millionen DM für 

den Bevölkerungsschutz zur Verfügung­
Schutz der Menschen in der Europäischen 

Gemeinschaft wird erhöht 

Der Bundesminister des Innern legte Mit­
te Februar 1989 die Leistungsbilanz Bevöl­
kerungsschutz 1988 vor. Danach haben 
Bund und Länder im Jahre 1988 für das 
gesamte Hilfeleistungssystem insgesamt 
3,7 Milliarden DM aufgewendet. Hiervon 
entfallen 805 Millionen DM auf den Bund . 

Die Ausgaben verteilen sich auf folgende 
Teilbereiche: 
- Selbstschutz (BVS) 
- Schutzbaumaßnahmen 
- Warndienst 
- Katastrophenschutz 
- Technisches Hilfswerk 
- Schutz der Gesundheit 
- Wasserwirtschaftliehe 

63 ,4 Mio. DM 
117,3 Mio. DM 
90,8 Mio. DM 

257,8 Mio. DM 
104,3 Mio. DM 
53,1 Mio. DM 

Vorsorgemaßnahmen 8,5 Mio. DM 
- Schutz von Kulturgut 3,9 Mio . DM 
- Aufgaben des Bundesamtes für 

Zivilschutz 104,0 Mio. DM 
- Akademie für zivile 

Verteidigung 2,1 Mio. DM 

1_ Katastrophenschutz 

Koordinierungsstelle für großflächige Ge­
fahrenlagen und Konzeption zur Optimie-

privaten Sanitätsorganisationen, den Feuer­
wehren und dem Technischen Hilfswerk an­
gehören . Besonders hervorzuheben ist das 
seit 1981 laufende Konsolidierungspro­
gramm zur Modernisierung und Vervoll­
ständigung der Ausrüstung, nach dem bis 
1992 rund 11000 neue Fahrzeuge mit 
einem Gesamtvolumen von über 1 ,2 Milliar­
den DM beschafft werden. 1988 waren dies 
insgesamt 755 Fahrzeuge und Mehrzweck­
boote im Gesamtwert von 93,4 Mio. DM . 

Katastrophenschutz-Schulen und Zentral­
werkstätten 

Hierfür stellte der Bund insgesamt 10 
Mio. DM für Baurnaßnahmen u. a. in 
Rendsburg , Mayen und Krumbach zur Ver­
fügung . 

2_ Technisches Hilfswerk 

Das Technische Hilfswerk wirkt mit 
55000 Helfern im erweiterten Katastro-

rung des Krisenmanagemenls Im vergangenen Jahr wurden insgesamt 755 Fahrzeuge neu beschafh. 
Am 22. Juni 1988 hat das Bundeskabinett 

der Konzeption zur Optimierung des Krisen­
managements bei großflächigen Gefahren­
lagen zugestimmt. Diese Konzeption sieht 
u. a. vor, daß in großflächigen Gefahrenla­
gen Vertreter der betroffenen Bundesres­
sorts und Länder im Bundesinnenministe­
rium als interministerielle Koordinierungs­
gruppe zusammentreten , um die notwendi­
gen Hilfeleistungen zu koordinieren und In­
formationen zu beschaffen, aufzubereiten 

(Foto: Hllberath) 

und weiterzu!eiten. 
Zur Zeit werden Empfehlungen und Ver­

fahren für bestimmte großflächige Gefah­
renlagen erarbeitet. 

Katastrophenschutz-Ei n heilen 
Der Bund finanziert rund 7300 Einheiten 

und Einrichtungen des erweiterten Katastro­
phenschutzes. Dieser gliedert sich in acht 
Fachdienste mit zusammen 143000 ehren-
amtlichen Helferinnen und Helfern , die den Im 1. Halbiahr 1988 tUMe das THW Ober 880 Inland-Einsätze durch. 

12 1 ZS-MAGAZIN 1/891 

(Foto: Hilberath) 



phenschwtz vornehmlich in den Fachdien­
sten Bergung und Instandsetzung mit. 
a) Im Jahr 1988 wurden fünf größere Ein­

sätze mit 218 Helfern im Ausland durch­
geführt. 
Der größte und bedeutendste Auslands­

Einsatz stellt die Hilfeleistung des THW nach 
dem verheerenden Erdbeben in Armenien 
(UdSSR) dar, bei dem das THW seinen 
hohen Leistungsstand unter Beweis stellte 
(Dezember 1988 bis Januar 1989) . 

Weitere vier Auslands-Einsätze wurden 
1988 in Äthiopien und im Sudan durchge­
führt. 
b) Im Inland führte das THW im 1. Halbjahr 

1988 über 880 Einsätze mit 13000 Hel­
fern durch. 

c) Zur sachgerechten Unterbringung von 
THW-Ortsverbänden wurden im Jahre 
1988 insbesondere für größere Neu- und 
Umbauten von Unterkünften insgesamt 
19 Mio . DM zur Verfügung gestellt. 

d) Neben den Fahrzeugen und Ausstattun­
gen, die das THW aus dem Konsolidie­
rungsprogramm für den Katastrophen­
schutz erhält, wurden 1988 660rgani­
sationseigene Fahrzeuge für insgesamt 
2,7 Mio. DM sowie Fachdienstausstat­
tung und persönliche Ausstattung der 
Helfer für insgesamt 6 Mio. DM be­
schafft. 

3. ReUungshubschrauber 

Der Bund unterhält 27 Katastrophen­
schutz-Hubschrauber, die auf 18 Luftret­
tungsstationen verteilt sind. Sie sind im 
Jahre 1988 
ca. 18 000 Einsätze im Rettungsdienst ge­

flogen und haben hierbei 
ca. 14900 Patienten direkt am Unfallort 

mit erster ärztlicher Hilfe ver­
sorgt oder schwerverletzt in 
Krankenhäuser geflogen. 

Die Hubschrauber des Katastrophen­
schutzes flogen seit Beginn des Luftret­
tungsdienstes im Jahre 1971 insgesamt 
rund 212 850 Einsätze; mehr als 183 700 
Patienten sind ärztlich versorgt worden . 

4_ Warndienst 

Das teChnisch überholte Warnsystem soll 
durch ein flächendeckendes Warn-Rund­
funk-Informationssystem (WARI) in Kombi­
nation mit einem modernen besiedlungs­
deckenden Sirenen system ersetzt werden. 

Das nach dem Stande vom 31. Dezember 
1987 aus 1 560 Meßstelien bestehende 
Warndienst-Meßstellennetz zur Erfassung 
der Gamma-Ortsdosisleistung ist im Jahre 
1988 auf insgesamt 1 780 Meßstellen aus-

Rund 18000 Einsätze im Renungsdienstllogen die Katastrophenschull-Hubschrauber 1988. 

~ ~---
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Fast 680 000 Ernte-Hilfe-Aus- und -Fortbildungen sind die Jahresbilanz1988 d.er Sanitltsorganisalionen. 
(Foto: Se{S) 

Ober 120000 BDrgerinnen und Bürger besuchten im vergangenen Jahr einen Selbslschutz-Grundlehr­
gang. (Foto: Sers) 
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gebaut worden . Mit der Installation von 
weiteren 220 Meßstelien wird 1989 der End­
ausbau des Warndienst-Fernmeßsystems 
abgeschlossen sein . 

5. Gesundheitsvorsorge 

Im Bereich der Erste-Hilfe-Ausbildung 
wurden durch die Hilfsorganisationen im 
Jahre 1988 rund 680000 Aus- und Fortbil­
dungen durchgeführt . Mittlerweile sind 15 
Mio. Bundesbürger in Erster Hilfe unterwie­
sen worden, rund 18000 Schwesternhelfe­
rinnen wurden ausgebildet, deren Gesamt­
zahl damit auf 263000 gestiegen ist. 

Der Bau von Hilfskrankenhäusern wurde 
fortgesetzt . 

6. Selbstschutz 

Sei bstschutzausbi Idung 
Der Bundesverband für den Selbstschutz 

hat im Jahre 1988 für die Bevölkerung ins­
gesamt über 6800 Selbstschutz-Lehrgänge 
mit 120000 Teilnehmern durchgeführt . De­
ren Gesamtzahl beträgt nunmehr 6,7 Mio. 

In 11 000 Fachlehrgängen wurden für den 
Selbstschutz in Arbeitsstätten (z. B. Brand­
schutz, Bergung) 150000 Leitungs- , Füh­
rungs- und Einsatzkräfte ausgebildet, deren 
Gesamtzahl sich damit auf 1,4 Mio. erhöht 
hat. 

7. Schutzraumbau 

Im Jahre 1988 wurden an Bundesinvesti­
tionsmitteln für Schutzbauzwecke insge­
samt111 Mio. DM ausgegeben. Mit diesen 
Mitteln konnten rund 90000 neue Schutz­
plätze geschaffen werden. Ende 1988 be­
fanden sich bundesweit mehr als 600 öf­
fentliche Schutzräume mit zusammen rund 
460000 Schutzplätzen im Bau bzw. in der 
Planung, die in ihrer überwiegenden Mehr­
zahl bis Ende 1992 fertiggestellt sein wer­
den. Darüber hinaus werden im gleichen 
Zeitraum über 100 ehemalige Bunker und 
Stollen mit mehr als 90000 Schutzplätzen 
im Wege der .Nutzbarmachung" für ihren 
ursprünglichen Verwendungszweck wieder­
hergerichtet. Die Zahl an Schutzplätzen 
stieg von 2,1 Mio. Ende 1987 auf rd . 2,2 
Mio. Ende 1988. 

8. Wasserwirtschaftliche 
Vorsorgemaßnahmen 

Tri n kwass e r·N Dtve rsorg u n g 
Nach einem mit den Ländern abgestimm­

ten Prioritätenprogramm wurden zur Dek­
kung des lebensnotwendigen Bedarfs an 
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Rund 90000 neue SehulIpll lIe in GHenlllehen SehulIrl umen - hier eine Mehrzweekan lage - wurde. 
1988 geschaHen. (Folo: Se"l 

AUCh im abgelaufenen Jahr wurde die Trlnkwasser-Nofversorgung ausgebaut. (Foto: Hllberathl 

Trinkwasser auch im Jahr 1988 Vorsorge­
maßnahmen nach dem Wassersicherstel­
lungsgesetz weitergeführt. Inzwischen ste­
hen bei Ausfall des zentralen Wasserversor­
gungssystems 3310 netzunabhängige Ein­
zelbrunnen und 90 Verbundleitungen, die 
vom Bund finanziert wurden , zur Verfü­
gung. Damit ist eine Trinkwasser-NolVer­
sorgung für etwa 38 % der Gesamtbevölke­
rung der Bundesrepublik Deutschland si­
chergestellt. 

9. Internationale 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 

Die Bundesregierung hat mit allen westli­
chen Nachbarn Abkommen über gegenseiti-

ge Hilfeleistungen geschlossen, in denen 
nicht nur der Einsatz von Hilfskräften über 
die Grenzen hinweg geregelt ist, sondern 
sich auch jeder Partner zu umfassender 
Information etwa bei Chemie- oder Reaktor­
unfällen verpflichtet. Entsprechende Abma­
chungen werden mit den östlichen Nach­
barn CSSR und DDR, aber auch mit der 
UdSSR, angestrebt. 

Die in der Europäischen Gemeinschaft 
verbundenen Staaten haben nun zusätzliche 
Initiativen ergriffen, um den Katastrophen­
schutz in Europa zu verbessern . Die Bun­
desregierung begrüßt dies, soweit die Initia­
tiven als Ergänzung zu den bilateralen Hilfe­
leistungsabkommen geeignet sind, den 
Schutz der Menschen in der europäischen 
Gemeinschaft zu erhöhen. Oie Bundesregie­
rung wird gerade im Hinblick auf die Off­
nung des gemeinsamen Marktes alles tun , 
um diese Zusammenarbeit weiterhin zu för­
dern . 
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Im Blickpunkt: 
Der Helfer im 

Katastrophenschutz 
Verpflichtung, Entpflichtung, Rechte und Pflichten der vom 

Wehrdienst freigestellten HeHer 
Für die Mitarbeit im Zivilschutz können jähr­
lich 17000 Helfer vom Wehrdienst freige­
stellt werden. Verpflichtung, Entpflichtung, 
Rechte und Pflichten der Helfer sowie das 
Prinzip der Freiwilligkeit der Verpflichtung 
erfordern ein Höchstmaß an Durchschau­
barkeit und Verständlichkeit. Die folgende 
Abhandlung soll hierzu einen Beitrag lei­
sten' >' 

1. Voraussetzungen 
für die Freistellung 

Die Voraussetzungen für die Freistellung 
eines Hellers nach Paragraph 8 Absatz 2 
KatSG') lassen sich wie folgt darstellen: 

1.1 Persönliche Voraussetzungen 
Der Helfer muß Deutscher, 18 bis 22 Jahre 
alt sein und seinen Wohnsitz im Bundesge­
biet haben. Ferner darf er noch keinen Ein­
berufungsbescheid erhalten haben . 

Darüber hinaus muß der Helfer körperlich 
geeignet sein . Einheitliche Maßstäbe für die 
Feststellung oder den Grad der Tauglichkeit 
bestehen nach Bundesrecht nur für die 
Maskentauglichkeit und für Helfer in be­
stimmten Funktionen (z. B. Köche) . 

1.2 Organisationsrechtliche Voraus-
setzungen 

Im Rahmen der organisationsrechtlichen 
Voraussetzungen muß die Mitgliedschaft in 
einer privaten Hilfsorganisation3

), die im Ka­
tastrophenschutz mitwirkt, oder in einer 
von der öffentlichen Hand getragenen Orga­
nisation oder Einheit vorliegen'). Diese Mit­
gliedschaft bestimmt sich ausschließlich 
nach Organisationsrecht. auf das im einzel­
nen hier nicht näher eingegangen werden 
kann. 

Die Organisation kann bei einem Helfer 
vor der Annahme der Verpflichtungserklä­
rung die Absolvierung einer Probezeit for­
dern5). 

1.3 Öffentlich-rechtl iche Voraus­
setzungen 

Die Verpflichtung zur Mitwirkung nach Pa­
ragraph 8 Absatz 2 KatSG hat bei organisa-

tionsgebundenen Helfern gegenÜber der Or­
ganisation zu erfolgen (sog. Annahme) . 

Ist die Verpflichtungserklärung durch die 
Organisation an den Hauptverwaltungsbe­
amten weitergeleitet worden und wird der 
Helfer während des Zustimmungsverfah­
rens des Hauptverwaltungsbeamten 22 Jah­
re, so wirkt die Zustimmung auf den Zeit­
punkt der Annahme der Verpflichtungser­
klärung durch die Organisation zurück6). Die 
Dauer der Verpflichtungszeit beträgt minde­
stens zehn Jahre. Dienstzeiten des Helfers, 
auch eventuelle organisationsinterne Probe­
und Dienstzeiten, die vor der Annahme lie­
gen, fallen nicht in die Zehn-Jahres-Frist. 
Dienstzeiten nach der Annahme werden ein­
gerechnet. 

Der Hauptverwaltungsbeamte muß bei 
seiner Zustimmung zur Freistellung des Hel­
fers auf folgendes achten: 
- Der Inhalt der Freistellungsvereinbarung7) 

muß beachtet werden . Danach muß für 
den Helfer ein Quotenplatz zur Verfügung 
stehen, d. h. einer der 17000 FreisteI­
lungsplätze pro Jahr und Geburtsjahr-
gang. , 

- Darüber hinaus muß der Hauptverwal­
tungsbeamte die in der Freisteilungsver­
einbarung festgelegte Berufsgruppenbe­
schränkung beachtet, d. h. für bestimmte 
Berufe (z. B. Ärzte , Fernmeldetechniker) 
kann nur eine bestimmte Anzahl oder gar 
kein Quoten platz vergeben werden . 

- Ferner muß für einen freigestellten Helfer 
ein STAN-Platz8) zur Verfügung stehen·). 
Durch Erlaß vom 6. Juni 1988 hat der 
BMI festgelegt, daß für sogenannte AIt­
Helfer, also für Helfer, die über ihre Min­
destverpflichtungszeit von zehn Jahren 
hinaus weiterhin zur Dienstleistung zur 
Verfügung stehen wollen , ein STAN-Platz 
nicht weiter Verpflichtungsvoraussetzung 
ist. 

- Vor seiner Zustimmung zur Verpflichtung 
eines Helfers hat der Hauptverwaltungs­
beamte den Arbeitgeber anzuhören, falls 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß auf­
grund eines vordringlichen Bedarfs des 

Arbeitgebers ein Helfer voraussichtlich 
nicht zur Verfügung stehen wird . 

- Der Hauptverwaltungsbeamte muß, dem 
Kreiswehrersatzamt Gelegenheit zur Stel­
lungnahme geben . Gibt das Kreiswehrer­
satzamt diese nicht innerhalb von 14 Ta­
gen ab , so kann er auch ohne die Stel­
lungnahme entscheiden. 

- Ferner muß der Hauptverwaltungsbeamte 
beachten , daß die Freistellung nur im 
Bereich der Verstärkung der finanzierten 
Ergänzung und der als vergleichbar aner­
kannten Ergänzung stattfinden darf'o) . 

- Um Beginn und Fortdauer der FreisteI­
lung sicherzustellen, muß der Helfer tat­
sächlich im erweiterten Katastrophen­
schutz mitwirken. Tatsächliche Mitwir­
kung bedeutet, daß er dem Katastrophen­
schutz zur Verfügung steht" ). 

2. Rechte des fre iges(ellten Helfers 
2.1 Paragraph 9 Absatz 2 KatSG legt fest , 
daß Einsätze und Ausbildungsveranstaltun­
gen im Katastrophenschutz jeglicher Ar­
beitsleistung vorgehen . Handelt es sich bei 
Dienstveranstaltungen um organisationsei­
gene Veranstaltungen , greift die Freistei­
lungsregelung nach Paragraph 9, Absatz 2 
KatSG nicht ein , da hiervon nur der Dienst 
im erweiterten Katastrophenschutz erfaßt 
wird . Der private Arbeitgeber, der den Lohn 
zu entriChten hat , hat einen entsprechenden 
Erstattungsanspruch gegenüber dem jewei­
ligen Träger des Katastrophenschutzes. 
Eine derartige Erstattungspflicht besteht 
nicht gegenüber öffentlich-rechtlichen 'Ar­
beitgebern (Bund, Ländern , Gemeinden, öf­
fentlich-rechtlichen Körperschaften , Anstal­
ten und Stiftungen). 

Darüber hinaus erhält der Helfer den Ersatz 
seiner Auslagen (z . B. Fahrtkosten) . 

2.2 Nach Paragraph 539 Absatz 1 RVO ist 
der Helfer zudem gegen Unfall versichert . 

2.3 Für einen Helfer, der hoheitliche Aufga­
ben wahrnimmt und dabei einem Dritten 
Schaden zufügt, haftet gemäß Artikel 34 
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Satz 1 GG an seiner Stelle der Träger des 
Katastrophenschutzes (Land/Kreis bzw. 
kreisfreie Stadt)_ Dieser kann jedoch auf 
den betreffenden Helfer Rückgriff nehmen, 
wenn der Helfer den Schaden vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat (Arti­
kel34 Satz 2, GG). Bei Wahrnehmung nicht 
hoheitlicher Aufgaben 121 haftet der Helfer 
dem Dritten für Deliktschäden nach Para­
graph 823 BGB bei Vorsatz und jeder Art 
von Fahrlässigkeit. 

2.4 Dem Helfer stehen sechs Wochen Er­
holungsurlaub pro Jahr zu. Der Helfer hat 
die Möglichkeit, Sonderurlaub zu beantra­
gen. Falls dieser mehr als sechs Monate 
beträgt , wird die über sechs Monate hinaus­
gehende Zeit nicht auf die zehnjährige Ver­
pfllchtungszelt angerechnet. Der Helfer muß 
dann diese Zeit nach Ende seiner Verpflich­
tungszeit nachholen. Die Höchstgrenze für 
Sonderurlaub beträgt in der Regel zwei Jah­
re , In begründeten Ausnahmefällen kann 
das Bundesamt für Zivilschutz einen über 
zwei Jahre hinausgehenden Sonderurlaub 
gewähren. Ein entsprechender Antrag muß 
über die Organisation und auf dem Dienst­
weg eingereicht werden . 

3. Pflichten des fre igestellten Helfers 
3.1 Der Helfer ist verpflichtet, an allen im 
Dienstplan festgelegten Ausbildungsveran­
staltungen und Übungen sowie Einsätzen 
teilzunehmen. 

Zwar gibt es hierfür keine genaue zeitli­
che Vorgabe; aus Gründen der Wehrgerech­
tigkeit kann aber die 200 Stunden-Rege­
lung, die in Paragraph 9, Absatz 1 ZSG fest­
gelegt ist, als Rlchtschnur angesehen 
werden . 
Von der Tätigkeit im erweiterten Katastro­
phenschutz ist der Dienst zu unterscheiden, 
den der Helfer aufgrund seiner Organisa­
tionsmitgliedschaft zu leisten hat. 

3.2 Der Helfer muß den Weisungen seiner 
Vorgesetzten nachkommen. Er ist verpflich­
tet, nach Beendigung seiner Verpflichtungs­
zeit die ihm ausgehändigte persönliche Ka­
tastrophenschutzausstattung (Bund) zu­
rückzuge ben . Eine dahingehende Pflicht des 
Helfers, Führungsaufgaben wahrzunehmen 
bzw. sich für diese Führungsaufgaben aus­
bilden zu lassen, besteht nicht. Demgegen­
über muß er sich jedoch für entsprechende 
Sonderfunktionen ausbilden lassen (so z. B. 
als ABC-Helfer aller Fachdienste etc.). 

3.3 Ferner ist der freigestellte Helfer zur 
ständigen Mitwirkung verpflichtet. Die Mit­
wirkung ist ein objektives Erfordernis für die 
Fortdauer der Freistellung und somit ver­
schuldensunabhilngig'31. Die fehlende Mit­
wirkung stellt eine Pflichtverletzung dar. 

3.4 Paragraph 8 Absatz 4 KatSG sieht vor, 
daß bei Pflichtverletzung ein Bußgeld ver-
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1.1 

,r 

Voraussetzungen für 
die Freistellung eines 

wehrpflichtigen Helfers 1.2 

,r 
Persönliche 
Voraussetzung, d. h. 
- Wehrpflichtiger 

(§ 1 WPfIG) , d. h. 
a) Deutscher 
b) 18 Jahre alt 
c) ständiger Aufenhalt im 

Bundesgebiet 
- Entsprechendes Alter 

(22. Lebensjahr nicht 
vollendet) 

- Fehlender Einberufungs­
bescheid 

- Körperliche Eignung (At) 
1.3 

" 

Organisationsrechtl iche 
Voraussetzungen 
- Anerkannte Organi­

sation zur Mitwirkung 
im erweiterten Kata­
strophenschutz 

- Mitgliedschaft 
- Probezeit 

Offentlich-rechtliche Voraussetzung 
- Verpflichtung auf mindestens zehn Jahre 
- Annahme der Verpflichtungserldärung durch die 

Organisation 
- Zustimmung der zuständigen Behörde (HVB) 
- Keine Berufsgruppenbeschränkung 
- Quotenplatz 
- STAN·Platz für EinheitenlEinrichtungen 
- Mitwirkung 

hangt werden kann . 
Verstößt der Helfer gegen seine Pflicht 

zur Mitwirkung, kann darüber hinaus die 
Zustimmung des Hauptverwaltungsbeam­
ten zur Freistellung widerrufen und der Hel­
fer dem Kreiswehrersatzamt zurückgemel­
det werden . Es ist allerdings auch möglich, 
den Helfer dem Kreiswehrersatzamt zurück­
zumelden, ohne daß die Zustimmung des 
Hauptverwaltungsbeamten widerrufen 
wird"l . Der Widerruf der Zustimmung ist 
ein Verwaltungsakt'SI, der mit einer ent­
sprechenden Rechtsmittelbelehrung verse­
hen sein muß. Gegen den Widerruf hat der 
Helfer verwaltungs rechtlichen und verwal­
tungsgerichtlichen Rechtsschutz. 

Die für den Katastrophenschutz bestehen­
den Regelungen müssen von den organ isa­
tionsinternen Disziplinarmaßnahmen unter­
schieden werden . Die Organisation kann bei 
Pflichtverletzung den Helfer ermahnen, ver­
warnen oder - als stärkste Maßnahme -
ausschließen. Die organisationsinternen 
Disziplinarmaßnahmen können neben den­
jenigen nach Paragraph 8 Absatz 4 KatSG 
durchgeführt werden . 

4. Sonderprobleme 
4.1 Ein Wechsel zwischen den Organisatio­
nen ist generell möglich '61. 

4.2 Steht bei einem Wohnortwechsel eines 
verpflichteten Helfers am neuen Wohnort 
für den entsprechenden Geburtsjahrgang 
kein Freistellungsplatz mehr zur Verfügung, 
so kann der bisher für den Helfer zuständige 
Hauptverwaltungsbeamte den Freisteilungs­
platz abgeben. 
Verlegt ein Helfer seinen Wohnort nach Ber­
lin, wird die Freistellung nicht unterbro­
chen , solange er dort weiter im Katastro­
phenhilfsdienst mitwirkt. 

4.3 Die Mitwirkung von Zivildienstleisten­
den im Katastrophenschutz ist ebenfalls 
möglich 171. 

Anm,,.ung.n: 
1) AusfOhrilch: VV'- Bd. 18 der ZivilschulZIeihe .Der Hel­

'er im Katastrophenschutz (nach § 8 JI KaISG). heraus­
gegeben vtlm Bundesamt IOr Zivilschutz, Oeutschher­
renstr, 93 , 5300 Bonn 2. 

2) Wortlaut des § 8 Abs. 2 KaISG: 
. (2) Wehrpflichtige Hefter, die sich vor Vollendung 
des zweiundzwanzigsten lebensjahres mit Zustim­
mung der lustJndigen Behörde auf rrnnde$tens zehn 



Jahre zum ehrenamtlichen Dienst im Katastrophen­
schutz verpflichtet haben, brauchen keinen Wehrdienst 
zu leisten, solange sie im Katastrophenschutz mitwir­
ken . Der Bundesminister des Innern und der Bundes­
minister der Verteidigung vereinbaren jeweils die Zahl, 
bis zu der eine solche Freistellung möglich ist, unter 
angemessener Berücksichtigung das Personalbedarfs 
der Bundeswehr und des Katastrophenschutzes. Dabei 
kann auch nach Jahrgangen, beruflicher Tatlgkeit und 
Ausbildungsstand unterschieden sowie die Zustim­
mung des Kreiswehrersatzamtes vorgesehen werden ." 

3) Vgl. Nr. 5 KatS-org-VwV (abgedruckt In: Zivilschutz 
Bd.tO MGesetze" 4. Aufl. 1988); Arbeiter SamarIter­
Bund, Deutsches Rotes Kreuz, Johannlter-Unfall-Hilfe, 
Malteser Hilfsdienst, Deutsche-l ebefls-Rettungs-Ge­
seilschaft (durch das Bundesamt für Zivilschutz aner­
kanflt) . 

4) Feuerwehr, Technisches Hilfswerk, Regieeiflheiten . 
5) Die Probezeit kafln bei defl einzelflefl Orgaflisatlonen 

von uflterschledlicher Unge seifl. 

6) Vgl. hierzu im einzelnen Bd. 18 (Fn. 1), S. 19ft. 
7) Vereinbarung über die Freistellung von Wehrpflichtigen 

nach §811 KatSG (in der Bekanntmachung v. 2. 10. 
1980), vgl. Bd . lB, S. 95ff. 

8) Starke- ufld Ausstattungsnachweisung für die Eiflhei­
ten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes, vgl. 
Bd. 18, •.•. 0., S. 58ff. 

9) Durch Erfaß vom 6. Juni 1988 hat der BUfldesminister 
des Iflnern festgelegt, daß fOr sogenannte "Alt-Helfer~, 
also Helfer, die über ihre Mifldestverpflichtungszelt VOfl 
Jahren hinaus welterhifl zur Dlenstlelstuflg zur Verfü­
gung stehefl wollefl, ein STAN-Platz flicht Verpftich­
tU(1gsvoraussetzuflg ist. 

10) Über die Frage der Vergleichbarkeit von Einheiten der 
Erganzung' efltscheidet das BUfldesamt für Zivilschutz . 
Entsprechende Antrage müssen von den Organisatio­
nen auf dem Dienstweg eingereicht werden. 

11) Grundsätzlich fehlt es an einer für die Wehrdienstauf­
nahme notwendigefl Mitwirkuflg, wenfl der Helfer sei­
ner Katastrophenschutzeinheit tatsachlich nicht mehr 

STELLENAUSSCHREIBUNO 

Ifl dem Umfang zur VerfOguflg steht, in dem dies zu 
seifler ordnungsgemaBen Ausbildung und zur ErfOtlUflg 
des Einsatzlweckes erforderlich ist. Auf eifl Verschul­
den des Helfers kommt es dabei grundsätzlich nicht 
an. 

12) Z. B. wenn die Ausstattung das erweiterten Katastro­
phenschutzes fOr organisationseigefle Zwecke genutzt 
wird . 

13) An einer MitWirkung des Helfers fehlt es bereits, wenn 
der Helfer aus beruflichefl Gründefl ufld Vergessens 
flicht teilflimmt. 

14) Vgl. Nr. 4511 KatS·Org·VwV. 
15) Vgl. § 35 VwVfG. 
16) Dies gilt auch für den Wechsel von Regieeinheitefl Ifl 

Drganisationseinheiten sowie umgekehrt . 
17) Vgl. hierzu Bd . 18, S. 24. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern). ist die Stelle des 

zum 01 ,11 .1989 neu zu besetzen , 

Leite,. der BVs-Landentelle H.mburg 
zugleich Leiter der BVS-Dienststelle Hamburg 

Der BVS informiert im Rahmen einer zielgruppenorientierten Offentlichke~sarbeit über Notwendigkeit, Zweck und Aufgaben des 
Zivilschutzes. Er klärt dabei über denkbare Gefahren und SChutzmöglichkeiten auf und erläutert das in der Bundesrepublik 
aufgebaute Hmeleistungssystem. Ziel dieser Offentlichkeitsarbeit ist es, den Bürger sowie Behörden und Betriebe zur Vorsorge 
und Eigenhilfe - zum Selbstschutz - als notwendige Ergänzung staatliCher HiKe zu motivieren, Neben der Ottentlichkeitsarbeit 
sind weitere Schwerpunkte der Tätigkeit des BVS die Selbstschutzausbildung der Bevölkerung, die der BVS im Auftrag der 
Gemeinden durchführt, und die Ausbildung des Behördenselbstschutzes sowie des betrieblichen Katastrophenschutzes in 
Selbstschutzfachlehrgängen. 

Ottentlichkeitsarbeit für den ZivilSChutz und praktische Ausbildung im Selbstschutz stellen den Kern der humanitären Aufgaben 
dar, zu deren Erfüllung der BVS über 850 hauptamtliche und rund 3000 ehrenamtliche Mitarbe~er ebenso einsetzt wie eine breite 
Palette von Informations- und Lehrmitteln , 

Ober die Umsetzung des fachlichen Auftrags hinaus gehören zu den Aufgaben des Stelleninhabers weiterhin Kontaktaufnahme zu 
Organisationen und Medien und intensive Zusammenarbeit mit den zuständigen Landesbehörden. 

Der Stelleninhaber, von dem Leistungsbereitschaft und Durchsetzungsvermögen erwartet werden, ist Dienstvorgesetzter von 
insgesamt 13 hauptamtlichen Mitarbeitern. 

Wenn Sie glauben, diesen Aufgaben gewachsen zu sein , und über umfassende Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Sektor des 
Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen , dann sollten Sie sich bewerben. 

Geboten werden eine Vergütung bis Vergütungsgruppe 111 BAT sowie die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen, 

Bewerbungen sind mit allen erforderlichen Untenagen (Personalbogen, Lebenslauf, Lichtbild, Ausbildungs- und Befähigungs­
nachweisen) bis zum 20.03 .1989 an den 

zu richten , 

Bundeswem.nd für den Selbstschutz 

BundeshauptsteIle 
Deutschherrenstr. 93-95 

5300 Bonn 2 (Bad Godesberg) 

Ein Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung Übersandt. Bei ha Beschäftigten des BVS genügt eine formlose Bewerbung 
auf dem Dienstweg. 
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Benno Greinwald, landratsamt We ilheim-Schongau 

Oie Fernmeldezentrale-HVB im Blickpunkt 

Ein positives Fazit 
Das Landratsamt Weilheim-Schongau zieht Bilanz - Fernmeldezentrale-HVB in über 16 Jahren 

zur Kommunikationszentrale entwickelt 

Am 14. Dezember 1972 wurde be im 
landratsamt Weilheim-Schongau, als 
eine der ersten Kreisverwaltungsbehörden 
in Bayern, die Fernmeldezentrale-HVB 
(Hauptverwaltungsbeamter bzw. Landrats­
amt) eingereicht. Oie FachausstaHung be· 
stand damals aus zwei Funkgeräten 
(FuG 7b) und einer Antennenanlage. Erst 
zwei Jahre später wurden zwei Funkgerä· 
tetische und ein weiteres Jahr darauf die 
FernsprechvermlHlung geliefert. Seit die' 
ser Zeit haben sich materiell und perso· 
nell eine Reihe von Änderungen ergeben. 
Ferner konnten praktische Erfahrungen in 
Obungen und Einsätzen gesammelt wer­
den. Es Ist deshalb an der Zeit, ein Fazit 
über diese Einrichtung des Fernmelde· 
dienstes, die unmiHelbar bei der "Kata· 
strophenschutzbehörde Landratsamt" an· 
gesiedelt Ist, zu ziehen. Zunächst aber zur 
AufgabensteIlung. 

Aufgaben 

Die Kreisverwaltungsbehörde ist für die 
Leitung und Koordinierung der Abwehrmaß­
nahmen zuständig. Um diese Aufgabe erfül· 
len zu können , benötigt sie gute und verläß· 
liehe Fernmeldeverbindungen . Die Fernmel· 
dezentrale·HVB stellt die Fernmeldeverbin· 
dungen zur Führung der Einheiten und Ein­
richtungen her, betreibt und unterhält sie. 
Im einzelnen betreibt sie eine Fernsprech­
vermittlung, stellt Funkbereitschaft her, be­
treibt die Funkstelle und beseitigt Störun­
gen. Aus dieser groben Auigabenbeschrei­
bung wird deutlich, welche große Bedeu­
tung dieser Einrichtung zukommt, da sie 
Bindeglied zwischen den Kräften vor Ort 
und der Katastropheneinsatzleitung (KEL) 
im Landratsamt ist. Ohne ausreichende und 
gut funktionierende Fernmeldeverbindun­
gen kann eine Einsatzleitung nicht arbeiten. 
An die Leistungsfähigkeit dieser Einrichtung 
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müssen deshalb hohe Anforderungen ge­
steilt werden . 

Trägerschaft 

Nach Nr. 26 Abs. 1 der Allgemeinen Ver­
waltungsvorschrift über die Organisation 
des Katastrophenschutzes (KatS·Drganisa­
tion-VwV) sind Fachdienstaufgaben in er­
ster Linie Einheiten und Einrichtungen der 
Organisationen zu übertragen, die nach ih­
ren friedensmäßigen Aufgaben und nach 
ihren Möglichkeiten dazu berufen sind. So­
weit Hilfsorganisationen für diese Aufga· 
ben , wie hier für die Aufgabe des Fernmel· 
dedienstes, keine Einheiten und Einrichtun· 
gen zur Verfügung haben oder bilden kön· 
nen, bildet der Hauptverwaltungsbeamte 
mit Zustimmung der zuständigen Landesbe­
hörde (Regierung) Einheiten oder Einrich­
tungen gern . § 1 NI. 3 des Gesetzes über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
(KatSG). 

Die Fernmeldezentrale am Landratsamt 
Weilheim·Schongau ist keiner Hilfsorgani­
sation angegliedert, sondern eine soge­
nannte Regie·Einheit. Da die Fernmeldezen­
trale von der Aufgabensteilung her unmiHel· 
bar bei der Katastropheneinsatzleitung an· 
zusiedeln ist, wäre es auch wenig zweckmä· 
ßig , diese Aufgabe einer Hilfsorganisation 
zu übertragen . Unser Bestreben war von 
vorneherein, Amtsangehörige für diese Auf­
gabe auf freiwilliger Basis zu gewinnen . 
Dies hat den Vorteil , daß diese Kräfte wäh­
rend der Arbeitszeit kurzfristig verfügbar 
sind und andererseits die Kreisverwaltungs· 
behörde gen aue Kenntnis vom AusbiI· 
dungsstand und Leistungvermögen hat. 
Auch die Zugangsberechtigung zum Amts· 
gebäude außerhalb der Arbeitszeit für Übun· 
gen ist problemlos. Wir haben jedenfalls mit 
der Fernmeldezentrale als Regieeinheit und 
mit Amtsangehörigen als Personal beste 
Erfahrungen gemacht und werden auch dar· 
an festhalten . 

Personal 

Nach der Stärke- und AusstaHungsnach· 
weisung (STAN) NI. 082 besteht die Fern· 
meldezentrale aus dem Leiter des Fernmel· 
debetriebes als Führer, dem Leiter der Fern­
meldevermiHlung und der Funkstelle als Uno 
terführer sowie neun Helfern, davon vier 
Fernsprecher und fünf Sprechfunker. Diese 
vorgegebene personelle Forderung des 
Bundes konnte von uns bisher problemlos 
gelöst werden . Derzeit besteht die FernmeI­
dezentrale aus insgesamt 17 Personen . Da­
von sind neun Personen weiblichen Ge· 
schlechts . Im Laufe der Jahre mußten 
mehrfach personelle Veränderungen hinge· 
nommen werden . Die Kernmannschaft, ins­
besondere die Führungskräfte, blieb jedoch 
erhalten . Die Verwendung von Frauen in der 
Fernmeldezentrale hat sich trotz großer 
Fluktuation bestens bewährt. Ferner nutzten 
wir die Möglichkeit der Freistellung vom 
Wehrdienst für wehrpflichtige Helfer nach 
§ 8 Abs . 2 KatSG . Wir haben allerdings fest· 
stellen müssen, daß die Bereitschaft von 
Amtsangehörigen zur freiwilligen Mitarbeit 
in der Fernmeldezentrale nachgelassen hat. 
Falls diese bedauerliche Entwicklung anhält, 
könnten wir vielleicht eines Tages gezwun­
gen sein , Amtsangehörige für diese Aufga­
ben dienstlich zu verpflichten. Zu berück­
sichtigen ist in diesem Zusammenhang ins­
besondere, daß mit der personellen Soll· 
Besetzung nach der STAN die heute zu 
stellenden Aufgaben nicht erfüllt werden 
können. Es wird unsere Aufgabe fü r die 
Zukunft sein, weitere Bedienstete für diese 
Aufgabe zu finden . 

AusstaHung 

FernmeldemiHel sind als technische Füh­
rungs- und EinsatzmiHel Kernstück eines 
zweckentsprechenden Nachrichten· und 



Meldesystems des Katastrophenschutzes. 
Die Leistungsfähigkeit der Führung hängt 
von der Leistungsfähigkeit ihrer Führungs­
mittel ab (Dienstvorschrift 100, Führung 
und Einsatz, Rd .Nr.401) . Nach der STAN 
besteht die Fernmeldezentrale aus einer 
Fernsprechvermittlung und einer Funkstelle. 
Die für die Fernmeldezentrale gelieferte 
Bundesfernsprechvermittlung ist nach dem 
Baukastenprinzip gefertigt und als ortsver­
änderliche Anlage vorgesehen . Die Vermitt­
lung bestehl aus acht Amtsleitungen, 
300B-Teilnehmeranschlüssen und einer 
Hörsprechgarnitur. Die Bundesfernsprech­
vermittlung ist nicht an das öffentliche Fern­
sprechnetz der Bundespost angeschlossen. 
Diese Anlage ist der neuen Fernmeldetech­
nik mit Durchwahlmöglichkeit, Amtsberech­
tigung für Nebenstellen, dem Kurzwahlspei­
cher und individuellen Kurzwahlspeicher, 
der Telefonumschaltung auf andere Neben­
stellen, der Möglichkeit einer Konferenz­
schaltung , einer Rufumleitung und externen 
Wahlwiederholung sowie des Heranholens 
von Anrufen von Nebenapparaten Vleit un­
terlegen und wird zumindest den Aufgaben , 
die im friedensmäßigen Katastrophenschutz 
zu erfüllen sind, nicht gerecht. Deshalb ha­
ben wir auf eine Festinstallation der Bundes­
anlage verzichtet. Die neue Amtsvermittlung 
des Landratsamtes ist von bisher 15 Amts­
leitungen auf 25 Amtsleitungen erhöht wor­
den. Zusätzlich wurden für Zwecke des Ka­
tastrophenschutzes 15 Nebenstellenanlagen 
geschaffen und mit steckbaren Telefonan­
schlüssen ausgerüstet. Mit diesem 
Potential an Amtsanschlüssen und Neben­
stellen glauben wir, den Anforderungen ge­
recht werden zu köhnen. Die Bundesfern­
sprechvermittlung kann aber trotzdem ihren 
Zweck erfüllen, insbesondere dann, wenn 
es zur Auslagerung der Einsatzleitung kom­
men sollte und dort Fernsprechverbindun­
gen geschaffen werden müssen . 

Für die Funkstelle sind vom Bund zwei 
Funkgeräte im 4-m-Band mit Funktisch ge­
liefert worden . Die Fachausstattung der 
Funkstelle wurde auf Kosten des Landkrei­
ses insoweit ergänzt, als ein sog . Aufnah­
metisch installiert wurde. Die eingehenden 
Nachrichten können über Kopfhörer wie ein 
Diktat sofort unter Verwendung einer elek­
tronischen Schreibmaschine von schreibge­
wandten Sprechfunkerinnen (Phonotypi­
stinnen) aufgezeichnet werden . Abgehende 
Durchsagen (Aufträge, Befehle, Weisun­
gen, sonstige Mitteilungen) werden auf dem 
gleichen Wege 'an den Empfänger abge­
setzt. Oie maschinelle Aufzeichnung der 
Nachrichten hat erhebliche Vorteile. Einmal 
gibt es keine Probleme mit der Lesbarkeit 
der Nachrichten und zum anderen ist durch 
die Verwendung von Endlospapier sicherge­
stellt, daß keine Pausen durch das Einspan­
nen eines neuen Nachrichtenvordruckes 
entstehen. Wir haben jedenfalls bei vielen 
Übungen und auch bei der Hochwasserkata-

Das Bildschirmtext­
gerät mitT.I.lon 
und Druck.r. 

strophe 1979 beste Erfahrungen gemacht. 
Daraus resultiert auch unser Bestreben, in 
der Funkstelle möglichst schreibgewandte 
Phonotypistinnen einzusetzen, die aufgrund 
besonderer Vorkenntnisse und Fertigkeiten 
eine rasche Aufnahme und Beförderung der 
Nachrichten sicherstellen können . Ferner 
haben wir eine Funküberleiteinrichtung in 
der Funkstelle installiert; wie sie beispiels­
weise bei der Polizei schon längst üblich ist 
und wie sie die Dienstvorschrift 810 "Fern­
meldebetriebsdienst" vorsieht. Stabsmit­
glieder können dadurch unklare oder unge­
naue Meldungen in einem persönlichen Ge­
spräch mit dem Meldenden rasch abklären , 

da sie per Telefon mit dem Sprechfunker 
bzw. Einsatzleiter vor Ort reden können . Die 
Stabsdienstordnung des Landratsamtes re­
gelt im Detail die Nutzung dieser praktika­
blen Einrichtung. Die Überleitung des Fern­
sprechverkehrs in SpreChfunknetze und 
umgellehrt darf natürlich nur im taktisch 
unbedingt erforderlichen Umfange erfolgen. 

Die vom Bund gelieferte Ausstattung 
kann im Hinblick auf die heute zu stellenden 
Anforderungen nur als Grundausstattung 
angesehen werden. Der technische Fort­
schritt, vor allem im Bereich der Chemie, 
hat in den letzten Jahren neuartige Gefah­
renpotentiale geschaffen, die auch an die 

Der Fernschreiber 
(T,I,x) ermöglicht 
einen schriftlichen 
Informationsaus­
tausch. 
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Da, T.lelaxu.rlll,1 
ein ergJnzendes 
Fernmeldeminel. 

Katastrophenabwehr hohe Anforderungen 
stellen. Wir sind der Auffassung, daß die 
angebotenen erweiterten Kommunikations­
mittel voll genutzt werden müsse". Die 
Fernmeldemittel dürfen sich heute nicht nur 
auf den Nachrichtenverkehr zwischen der 
Katastropheneinsatzleitung und den Kräften 
vor Ort beschränken. So sind Verbindungen 
notwendig zu den vorgesetzten und benach­
barten Dienststellen, zu den nachgeordne­
ten Behörden, zu Fachbehörden (Wasser­
wirtschaftsamt, Straßen bau amt usw.). Jede 
Einsatzleitung kann nur dann optimal tätig 
werden , wenn ihr die notwendigen Informa­
tionen und dazu die Informationsmittel zur 
Verfügung stehen. Deshalb haben wir die 
Ausstattung der Fernmeldezentrale durch 
einen Fernschreiber, ein Teletexgerät, ein 
Telefaxgerät, ein Bildschirmtextgerät und 
eine Aufnahme- und WeitergabesteIle er­
gänzt. Diese erweiterten Fernmeldemittel 
sind räumlich der Fernmeldezentrale zuge­
ordnet und dem Leiter des Fernmeidebetrie­
bes unterstellt. Die Aufstellung dieser Gerä­
te in anderen Abteilungen oder Sachgebie­
ten einer Kreisverwaltungsbehörde hätte 
eine Zersiedelung der Fernmeldemittel zur 
Folge , die für den Betriebsablauf (kurze We­
ge) von erheblichem Nachteil wäre . Wir 
haben deshalb von Anfang an das Konzept 
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Das Teletugerät er· 
wellert die übliche 
Funktion der 
Schreibmaschine. 

verfolgt, alle Fernmeldemittel beim Referat 
"Zivil- und Katastrophenschutz" zu konzen­
trieren und in räumlicher Nähe der Einsatz­
leitung zu stationieren. 

Fernschreibstelle 

Fernschreibverbindungen ermöglichen 
einen schriftlichen Nachrichten- und Infor­
mationsaustausch . Seit 1982 verfügt das 
Landratsamt über eine Fernschreibeinrich­
tung . Die Fernschreibkräfte werden von den 
Führungskräften der Fernmeldezentrale aus­
gebildet und eingesetzt. Die Erfahrungen bei 
Stabsrahmenübungen haben die Richtigkeit 
dieser Maßnahmen bestätigt, da kurze In­
formationswege bestehen, die Aufsicht ver­
einfacht ist und der Nachrichtenfluß über 
die Fernmeldenachweisung ohne größeren 
Zeitverlust gewährleistet ist. 

Telefax (Fernkopiergerät) 

Fernkopieren ist eine der modernsten 
Verfahren , geschriebene, gezeichnete oder 
fotografische Vorlagen auf dem schnellsten 
Wege zu übermitteln . Gleich nachdem die 

Vorlagen abgeschickt sind , erscheinen sie 
beim Empfänger. Das Gerät ist sehr bedie­
nungsfreundlich und eine weitere wichtige 
Kommunikationsmöglichkeit. Die Nutzung 
des Telefaxgerätes sollte vor allem für die 
Übermittlung von Lageplänen, Skizzen, Ta­
bellen, Fotos usw. genutzt werden, die auf 
anderen Fernmeldemitteln nicht übertragen 
werden können . Noch In diesem Jahre wer­
den auch die Gemeinden und Vervialtungs­
gemeinschaften im Landkreis mit Telefaxge­
räten , die aus Mitteln des Katstrophen­
schutztond durch das Bayer. Staatsministe­
rium des Innern gefördert werden, ausge­
stattet sein . 

Telefax kann allerdings nur als ergänzen­
des Fernmeldemittel gesehen werden . Fern­
kopierer sind Zusatzeinrichtungen zu Fern­
sprechstellen (DV 810 Tz. 8.7.1) . 

Teletex 

Teletex ist ein neuer Fernmeldedienst für 
die Tex1kommunikation und erweitert die 
üblichen Funktionen von Büromaschinen 
(z. B. Speicherschreibmaschine) um die 
Kommunikationsmöglichkeiten . Was auf 
einer Schreibmaschine (mit Kommunika­
tionsteil) geschrieben wird , das schreibt in 
wenigen Sekunden später die Schreibma­
schine des Empfängers. Für die Übermitt­
lung eines Briefes mit 1 500 bis 2000 Zei­
chen (DIN A 4) werden nur ca. 10 bis 15 Se­
kunden benötigt. Durch den automatischen 
Speicher-zu-Speicher-Verkehr geht keine 
Nachricht verloren . Der Empfang einer 
Nachricht und das Abfassen einer Mitteilung 
sind gleichzeitig möglich. Ein weiterer Vor­
teil dieses Gerätes ist das Quittieren und 
Sicherstellen der Nachrichten bei der Emp­
fangsstelle sowie das Bereitstellen einer 
Kommunikationsdatenzeile mit Angabe des 
Absenders, Empfängers, Datum und Uhr­
zeit. 

Bezogen auf großräumig wirksame Scha­
densereignisse verdient Teletex gegenüber 
Telex (Fernschreiber) vor allem deshalb den 
Vorzug, weil es dank seiner hohen Übertra­
gungsgeschwindigkeit in einer relativ kur­
zen Zeitspanne einen Informationsaus­
tausch ermöglicht. 

Bildschirmtextgerät (BTX) 

Die Deutsche Bundespost bezeichnet BTX 
als den Schlüssel zum Informationszeital­
ter. BTX ist ein neuer Dienst der Post, bei 
dem Informationen über das Telefonnetz 
direkt auf den Bildschirm übertragen wer­
den. Notwendig ist dazu nur ein Telefonan­
schluß, ein btx-fähiges Fernsehgerät oder 
ein eigener Bildschirm sowie die BTX-An­
schlußbox. Dieses Gerät, das wir 1988 be­
schafft haben, schafft die Möglichkeit, Zu-



griH auf ein breites Spektrum von Informa­
tionen zu nehmen . Dazu stellt die Post ein 
Anbieterverzeichnis zur Verfügung . Mit Hilfe 
dieses BTX-Gerätes können z. B. Informa­
tionen geholt werden über die Umweltradio­
aktivität, Aktuelles über kerntechnische An­
lagen, Fachliche Bewertungen und Verhal­
tenshinweise usw., die vom Bayer. Staats­
ministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen im Rahmen des Sirahlen­
schutz-Vorsorgegesetzes zur Verfügung ge­
steilt werden. Auf dem gleichen Wege kön­
nen die vor Ort ermittelten Strahlenmeßwer­
te dem Umweliministerium über BTX mitge­
teilt werden. Neben einer Vielzahl von Be­
hörden des Bundes und der Länder bieten 
Gewerbetreibende, die Industrie und der 
Handel eine Fülle von Informationen an. Ein 
praktischer Anwendungsfall war im Sep­
tember 1988 der Absturz des sowjetischen 
Satelliten Kosmos. Hier konnten über BTX 
genauere Informationen über die Absturz­
prognose abgerufen werden. 

Aufnahme- und 
WeitergabesteIle 

Bei der Fernmeldezentrale wurde ferner 
im Jahre 1982 eine Aufnahme- und Weiter­
gabesteIle eingerichtet. Diese gehört zwar 
nach der STAN nicht zum Aufgabenkatalog 
der Fernmeldezentrale , jedoch ist die An­
gliederung dieser Einrichtung sinnvoll. 

Die Aufnahme- und WeitergabesteIle hat 
im Rahmen des durch die Stabsdienstord­
nung geregelten Informationsflusses die 
Aufgabe, Informationen in bestimmter Wei­
se zu erfassen und sie unverzüglich an die 
zuständige Stelle weiterzuleiten. Die Auf­
nahme- und WeitergabesteIle ist Anlaufstei­
le für SämtliChe Informationen (Ein- und 
Ausgänge), die über den Fernsprechan­
schluß abgewickelt werden. Sie kanalisiert 
mehr oder weniger den für die Katastro­
pheneinsatzleitung bestimmten Fernsprech­
verkehr (Informationslenkung). Um dieser 
Aufgabe gerecht zu werden, müssen die 
technischen Voraussetzungen gegeben 
sein. Der Bund hat dazu eine Hörsprechgar­
nitur geliefert. Neben dieser Bundeseinrich­
tung hat der Landkreis zwei Fernsprechne­
benstellen für die Telefonaufnahme einge­
richtet. Technisch läuft dies so ab, daß 
Phonotypistinnen Telefongespräche über 
Kopfhörer . unmittelbar in die Schreibma­
schine aufnehmen können. Es handelt sich 
insoweit um einen Parallelbetrieb zu der 
Aufnahmetätigkeit an den Funkgeräten in 
der Funkstelle. 

Die personelle Besetzung dieser Aufnah­
me- und WeitergabesteIle ist eine Aufgabe 
des HVB. Während des Einsatzes bzw. bei 
Übungen obliegt die Dienstaufsicht dem 
Leiter des Fernmeldebetriebes. Deshalb er­
schien es auch sinnvoll , diese Teileinrich-

Ein Blick in di. Funk· 
sl,II •. 

tung organisatorisch und ausbildungsmäßig 
in die Fernsprechvermittlung der Fernmel­
dezentrale zu integrieren . Die Ausbildung 
erfolgt durch den Truppführer der Fern­
sprechvermittlung. 

Dienstbetrieb 

Um einen reibungslosen Dienstbetrie~ in 
der Fernmeldezentrale sicherzustellen und 
die Zusammenarbeit mit der Einsatzleitung 
zu regeln , wurde eine Dienstanweisung er­
lassen. Sie enthält Regelungen über Aufga­
ben , die Benutzung der Überleiteinrichtung, 
den Kurier- und Meldedienst, die Führungs­
struktur, das Weisungsrecht, die Alarmie­
rung , Dienstzeilenregelung (Schichtwech­
sel), die Behandlung von Verschlußsachen , 
der Aufenthalt in den Fernmelderäumen so­
wie den Ordnungsdienst (OV 810, Fernmel­
debetriebsdienst, TextziHer 2.1.1) . 

Ausbildung 

FunktrupplOhrer Rai­
ner Kraus an den 
Funkgerälen. Das 
T.I.'on isl Teil der 
FunkU b erlellein,l eh· 
lung Funk·Te'.'on. 
(Folos: Gre/nw,/d) 

Die Benutzer der Fernmeldeeinrichtungen 
sind für die sachgemäße Bedienung der 
Geräte und für die Einhaltung der Fernmel­
debetriebsvorschriften verantwortlich . Das 
Betriebspersonal muß deshalb laufend ge­
schult werden. 

Nach Nr. 5 der Allgemeinen Verwaltungs­
vorschrift über die zusätzliche Ausbildung 
des Katastrophenschutzes (KatS-Ausbil­
dung-VwV) erhalten Helfer des Fernmelde­
dienstes eine Vollausbildung. Die Ausbil­
dung findet am Standort, auf Landes- und 
auf Bundesebene statt. Die Ausbildung ob­
liegt , da es sich bei uns um eine Regie­
Einheit handelt, dem Landratsamt. Die 
Durchführung der Ausbildung ist dem Leiter 
des Fernmeldebetriebes und seinen Unter­
führern übertragen. Der Leiter des Fernmel­
debetriebes erstellt halbjährlich einen Aus­
bildungsplan. Neben der Unterrichtung über 
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die Grundlagen des Katastrophenschutzes, 
den Dienstvorschriften des FernmeIdeberei­
ches erfolgt eine praktische Schulung an 
den verschiedenen Geräten. Der Funkstelle 
stehen dabei zur Durchführung der prakti­
schen Ausbildung drei Funkfahrzeuge zur 
Verfügung. Die Ausbildung kann damit 
ohne Beteiligung anderer Hilfsorganisatio­
nen und Einheiten durchgeführt werden. 
Selbstverständlich werden aber auch ge­
meinsame Fernmeldebetriebs- und Stabs­
rahmenübungen mit den Feuerwehren, den 
Einheiten des Technischen Hilfswerkes, des 
Bayer. Roten Kreuzes, der Polizei und der 
Bundeswehr durchgeführt. Bei der Ausbil­
dung ist auch der Leitfaden des Bundesam­
tes für Zivilschutz für das Anlegen und 
Durchführen von Übungen des Fernmelde­
dienstes hilfreich. 

Alarmierung 

Ein Problem ist die Alarmlerung der Kraf-

te der Fernmeldezentrale . Aufgrund der gro­
ßen Bedeutung dieser Einrichtung für die 
Kommunikation muß die Einsatzfähigkeit si­
chergestellt sein. Wir sind dazu übergegan­
gen, die Führer und zum Teil die Helfer auf 
Kosten des Landkreises mit MeIdeempfän­
gern auszustatten . Derzeit können sechs 
Personen über Meldeempfänger alarmiert 
werden. Der Rest der Helfer wird im soge­
nannten Schneeballsystem verständigt. 
Jährliche Alarmübungen in der arbeitsfreien 
Zeit belegen, daß auf diese Weise die Er­
reichbarkeit der Fernmeldezentrale sicher­
gestellt ist. 

Bemerkenswert ist dabei, daß die Not­
wendigkeit solcher Alarmübungen von den 
Helfern voll akzeptiert wird. 

Die Alarmierung selbst (sie wird von der 
Polizei inspektion vorgenommen) erfolgt 
nach Alarmstufen . Dabei sind drei Alarm­
stufen (Katastrophenvorwarnung , Katastro­
phenfall zu erwarten, Katastrophenfall) in 
der Dienstanweisung vorgesehen. Für die 

Durchsage auf den Meldeempfänger genügt 
deshalb nur die Angabe der Alarmstufe. 
Jeder Helier weiß dann sofort, was er zu tun 
hat. 

Schlußbemerkung 

Das Landratsamt hat mit der Fernmelde­
zentrale-HVB ausnahmslos gute Erfahrun­
gen gemacht. Diese Einrichtung des Fern­
meldedienstes läßt sich heute, besonders 
unter Berücksichtigung der umfangreichen 
Aufgaben des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes als Kommunikationszentrale 
der Katastrophenschutz- und Sicherheits be­
hörde nicht mehr wegdenken. Mit der Bün­
delung der gesamten Fernmeldemittel in der 
Fernmeldezentrale haben wir optimale Vor­
aussetzungen für die rasche Informations­
verarbeitung geschaffen. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern), ist die Stelle des 

zum 01 .03.1990 neu zu besetzen. 

Leite,. der BVS-Lende .. telle "wem 
in München 

Der BVS informiert im Rahmen einer zielgruppenonentierten Offentlichkeitsarbeij über Notwendigkeij, Zweck und Aufgaben des 
ZIvilschutzes. Er klärt dabei Ober denkbare Gefahren und SchutzmOglichkeijen auf und erl4utert das in der Bundesrepublik 
aufgebaute Hilfeleistungssystem. Ziel dieser Offentlichkeitsarbeit ist es, den BOrger sowie Behörden und Betriebe zur Vorsorge 
und Eigenhilfe - zum Selbstschutz - als notwendige Ergänzung staatlicher HiHe zu motivieren. Neben der Offenfllchkeijsarbeij 
sind weitere Schwerpunkte der Tätigkeit des BVS die Selbstschutzausbildung der BeVOlkerung, die der BVS Im Auftrag der 
Gemeinde durchführt , und die Ausbildung des Behördenselbstschutzes sowsie des betrieblichen Katastrophenschutzes in 
Sei bstsch utzf achleh rgänge n . 

Öffentlichkeitsarbeit für den Zivilschutz und praktische Ausbildung im Selbstschutz stellen den Kern der humanitaren Aufgaben 
dar, zu deren Erfüllung der BVS über 850 hauptamtliche und rund 3000 ehrenamtliche Mijarbeijer ebenso einsetzt wie eine breite 
Palette von Informations- und Lehrmitteln . 

Über die Umsetzung des fachlichen Auftrages hinaus gehören zu den Aufgaben des Stelteninhabers weijerhin Kontaktaufnahme zu 
Organisationen und Medien und intensive Zusammenarbeit mit den zustandigen Landesbehörden. 

Der Stelleninhaber, von dem Leistungsbereitschaft und Durchsetzungsvermögen erwartet werden , ist Dienstvorgesetzter von fast 
150 hauptamtlichen Mitarbeitern in der Landesstelle, in 15 weiteren örtlichen Dienststellen und in der BVS-Schule Geretsried. 

Wenn Sie glauben, diesen Aufgaben gewachsen zu sein , und Ober umfassende Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Sektor des 
ZIvilschutzes - insbesondere des Selbstschutze - verfügen , dann solften Sie sich bewerben. 

Erforderlich sind ein Hochschulabschluß oder das Vorliegen gleichwertiger Fähigkenen und Erfahrungen . 

Geboten werden eine Vergütung tns Vergütungsgruppe I b BAT sowie die im öffenflichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen sind mit allen erforderlichen Unterlagen (Personalbogen, Lebenslauf, Lichtbild, Ausbildungs- und Befähigungs­
nachweisen) bis zum 20.03.1989 an den 

zu richten. 

BundeavertNlnd fOr den Selbstschutz 

BundeshauptsteIle 
Deutschherrenstr. 93-95 

5300 Bonn 2 (Bad Godesberg) 

Ein Personal bogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. Bei ha Beschäftigten des BVS genügt eine formlose Bewerbung 
auf dem Dienstweg . 
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Bernd Walter, ltd. Polizeidirektor im Bundesgrenzschutz 

Taktik und Technik der Panikbekämpfung 

"Rette sich, wer kann?" 
Lehren aus der Katastrophenschutzforschung für den Einsatz 

von Sicherheits- und Katastrophenschutzbehörden 

Noch vor wenigen Jahren füllten Filme 
mit Katastrophenthemen die Filmsäle . Das 
Spektrum reichte vom Brand im Wolken­
kratzer über den Vulkanausbruch bis zu 
ganze Großstädte vernichtenden Erdbeben­
katastrophen . 

Zwischenzeitlich hat die Realität die Fik­
tion ein- wenn nicht sogar überholt. Es gibt 
kaum einen Medienkonsumenten, der nicht 
zumindest im Fernsehen die entsetzlichen 
Bilder der Panik im Brüsseler Heysel-Sta­
dion • an läßlich des Fußball-Europapokal­
spiels am 29. Mai 1985 oder die Folgen des 
Flammeninfernos infolge der Flugkatastro­
phe von Ramstein miterlebt hat. Dabei er­
staunt es, daß einerseits die Katastrophe 
zunehmend kommerzialisiert wird, anderer­
seits jedoch bestimmte Massenphänomene, 
die oft erst verhältnismäßig geringfügige 
Anlässe zur Katastrophe eskalieren lassen, 
kaum wissenschaftlich untersucht, ge­
schweige denn in Handlungsanweisungen 
für Sicherheits- und Katastrophenschutzbe­
hörden umgesetzt wurden . Zu diesen Mas­
senphänomenen gehört das Panikverhalten 
von Menschen und vergleichbare irrationale 
kollektive Katastrophenreaktionen. 

So ist es auch nicht weiter verwunder­
lich, daß die Polizeidienstvorschrift 100 
(PDV 100) als Führungsvorschrift der deut­
schen Polizei led iglich in zwei Ziffern 
(Nr. 2.1.6.2' und Nr. 3.8.3) die Panik über­
haupt ~rwähnt und die taktische Handlungs­
anweisung auf die Allerweltserkenntnis be­
schränkt, daß dem Entstehen einer Panik 
entgegenzuwirken ist oder Räumungen so 
durchzuführen sind, daß Panik vermieden 
wird . Dabei ist zuzugeben , daß sich in der 
Ausbildung des Führungspersonals von Or­
ganisationen, die bei derartigen Anlässen 
zum Einsatz kommen, Katastrophenereig­
nisse und daraus resultierende Fehlreaktio­
nen nicht simulieren lassen. Umso erfreuli­
cher erscheint es, das vorhandene Material 
aufzuarbeiten und auszuwerten, um die Ur­
sachen und Häufigkeit von Paniken zu ana­
lysieren, Fehlverhaltensweisen einer 
Menschenansammlung frühzeitig zu erken­
nen, pathologischen Individualreaktionen 
erfolgreich zu begegnen und die Auswirkun­
gen eingetretener Katastrophen wirksam zu 
begrenzen . Streß, Panik und andere unkon­
trollierbare Kollektivphänomene sind Füh-

rungsprobleme, mit denen jede verantwort­
liche Führungsperson frühzeitig in der Aus­
bildung konfrontiert werden muß, um sie -
wenn nicht praktisch - zumindest doch in­
tellektuell aufzuarbeiten . 

Definitorische Abgrenzungen 

Der Terminus "Panik" läßt sich auf den 
Namen des griechischen Hirtengottes Pan 
zurückführen, der durch seine Erschei­
nungsform und seine Laute sch reckhafte 
Reaktionen in seiner Umgebung auslöste. 
Landläufig versteht man unter Panik eine 
kollektive Reaktion, die sich als kopflose 
Flucht weg von einer tatsächlichen oder 
vermeintlichen Gefahrenquelle bei gleichzei­
tigem Verlust jeg'licher Selbstkontrolle ma­
nifestiert . Es handelt sich um ein gefühlsbe­
tontes, archetypische Verhalten, das so­
wohl durch den Selbsterhaltungstrieb und 
Fluchtgedanken als auch durch Aggressio­
nen gesteuert wird . 

Panik ist eine "Kollektivreaktion einer zur 
Masse degenerierten Menschengemein­
schaft auf eine tatsächliche oder vermeintli­
che Bedrohung ihrer Existenz" 1 ) Panik ist 
somit die Ausschaltung der Selbstbeherr­
schung durch Überflutung durch Angstge­
fühle, 

Bei der Panikauslösung muß zwischen 
Individual- und KOllektivreaktionen unter­
schieden werden . Kollektivreaktionen sind 
entgegen landläufiger Vorstellungen weit­
aus seltener als Individualreaktionen, in ih­
ren Auswirkungen aber weitaus spektakulä­
rer und gefährlicher. Kollektivreaktionen 
werden dadurch begünstigt , daß die Panik 
in ihrer Entstehungsphase ansteckend wirkt 
und Impulse zur Nachahmung setzt?) 

Diese infizierende Wirkung beruht wohl 
auf der Erkenntnis, daß auch andere Betei­
ligte keine andere Möglichkeit als die der 
Flucht gefunden haben. Letztlich ist das 
Phänomen immer noch ungeklärt, daß die 
Panik als kollektive Erscheinungsform sich 
blitzartig durch eine Art Ansteckung aus­
breiten kann und andere in blinder Flucht 
mitreißt. Alternative Möglichkeiten, der Ge­
fahr zu begegnen, werden erst gar nicht in 
Betracht gezogen, Die kollektive Panik kann 
von einigen Minuten. bis zur körperlichen 

Erschöpfung der, Beteiligten nach einem 
Zeitraum von einigen Stunden dauern, 

Erscheinungsformen 

Bei der Hamburger Sturmflut-Katastro­
phe war der erste Gedanke vieler von ihr 
Betroffener, "Atombomben seien explOdiert 
und das Wasser verschlänge alles Land." 
Bei vielen Betroffenen trat Panikstarre ein. 
Nach Augenzeugenberichten blieben die 
Menschen, statt auf die Dächer zu klettern 
oder sich in Sicherheit zu bringen, wie "an­
gewurzelt an den Fenstern stehen und star­
ren auf die steigenden Wasserrnassen" , bis 
der Fluchtweg versperrt war. 

Bereits aus dieser Darstellung ergibt 
sich, daß sich Individuen beim Eintreffen 
einer Katastrophe verschieden verhalten. 
Die Individualreaktionen reichen von der 
normalen Reaktion über überaktive Reaktio­
nen bis hin zu depressiven Verhaltenswei­
sen . Anzeichen für Panikverhalten sind u. a. 
ziellose Aktivitäten , Verlust der Selbstbe­
herrschung, Depression und schwere Apat­
hie (Totstellreflex). Die Übergänge von 
einem zum anderen Stadium sind fließend; 
sie können sowohl langsam als auch plötz­
lich und in Sprüngen auftreten . 

Bei der Panik lassen sich zwei Reaktions­
formen unterscheiden: Der Panikstorm und 
die Panikstarre . Beim Paniksturm handelt 
es sich um eine archaische Reaktion , die 
sich als kopflose Flucht in übersteigerte 
Aktivität manifestiert ("Rette sich, wer 
kann"). Die Kriterien des Paniksturms sind 
Verlust der Ratio , blindwütiges, kopfloses 
Verhalten , Triebhaftigkeit, Zügellosigkeit 
und Totalausfall der Gruppensolidarität. 

Bei der Panikstarre handelt es sich um 
eine Individualreaktion, die durch Resigna­
tion und Schrecklähmung gekennzeichnet 
ist. Der Betroffene erliegt einer Art verlän­
gerter Schrecksekunde, die es ihm unmög­
lich macht, einer Gefahrensituation aktiv 
und rational zu begegnen, 

Bedingungen und Ursachen 

Die Entstehungsbedingungen einer Panik 
sind noch weitgehend unerforscht. Weder 
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die Ansteckungsthypothese, die eine 
schnelle Diffusion und unkritische Übernah­
me von Stimmungen in einer Menschen­
menge unterstellt , noch der Konvergenzan­
satz, der von einer schon bestehenden syn­
chronen Stimmungs- und Befürchtungslage 
der Individuen in einer Masse ausge~t, ha­
ben für die Panikbekämpfung praktische Be­
deutung. 

Der in einer derartigen Situation verant­
wortliche Führer sollte vielmehr auf die Be­
dingungen für das Auftreten einer Panik und 
auf die Indikatoren einer nahenden Panik 
achten . Ausgangsbedingungen für eine Pa­
nik können sein : 
-Unmittelbare Wahrnehmung einer tatsäch­
lichen oder drohenden Gefahr, 
-Individuen fühlen sich einer akuten Be­

drohung ihres Lebens ausgesetzt , 
"ilegenseitige Ansteckung einer Men­

schenmenge durch Gerüchte, 
-unmittelbarer Eindruck, daß die Flucht­

wege versperrt sind oder binnen kurzer Zeit 
verstopft sein werden ("Flaschenhalssyn­
drom"), 
-Individuen glauben, chancen los zu sein , 
-fehlende Kommunikation über Rettungs-

möglichkeiten , 
-mangelndes Vertrauen in das Ordnungs­

und Sicherheitspersonal . 
Die Auslösungsfaktoren können ver­

einzelt oder kombiniert auftreten. In diesen 
Situationen verschwindet jeglicher Grup­
penzusammenhalt und der einzelne handelt 
nur noch in Obereinstimmung mit seinen 
individuellen , egoistischen Bedürfnissen. 
Dieses Verhalten ist jedoch nicht zwangs­
läufig, vielmehr resultiert der Entschluß zu 
einer Handlung aus einer Vielzahl von Fakto­
ren . Das Individuum wird in einer Gefahren­
situation zuerst den Grad der Bedrohung 
mit seinen eigenen Möglichkeiten und Mit-

tein vergleichen . Erst wenn der durch die 
Gefahr und die Bedrohung induzierte Streß 
so dominant wird, daß eine rationale Bewäl­
tigung der Paniksituation nicht mehr mög­
lich ist, kommt es zu Panikreaktionen in 
ihren verschiedenen Ausprägungen . 

Auch das frühzeitige Erkennen von Indi­
katoren für Panikbereitschaft kann frühzeiti­
ge Gegenmaßnahmen erleichtern . Keine Pa­
nik entsteht aus "heiterem Himmel"; viel­
mehr geht jeder Panik eine Phase voraus, in 
der die Kettenreaktion psychischer Anstek­
kung in einem angstprägenden Milieu akti­
viert wird . Dies ist insbesondere dann der 
Fall , wenn die Anzahl panikbereiter Perso­
nen so hoch ist , daß es nur noch einer 
Initialzündung bedarf ("Feuer! " "Das Schiff 
sinkt! "). Indikatoren für eine nahende Panik 
können u. a. sein Angstschrei , Fluchtbewe­
gungen, aggressives Verhalten , zunehmen­
de Gerüchtebildung. 

Vorbeugende Maßnahmen 

Auch bei der Panikvorbeugung gilt der 
alte medizinische Grundsatz, daß Vorbeu­
gen besser als Heilen Ist. Allerdings sind die 
Erscheinungsformen von Katastrophen so 
differenziert und deren Ablauf so unbere­
chenbar, daß Maßnahmen zur Panikverhü­
tung nur generalisierenden Charakter haben 
können . 

Folgende vorbeugende Maßnahmen sind 
denkbar: 
- In der Führerausbildung muß der Vorge­

setzte auf Führungsverhalten unter Streß 
und bei Paniken vorbereitet werden . 

- Die Entstehungsursachen und Indikato­
ren von Paniken müssen integraler Be­
standteil der Führungsausbildung sein . 

- Die präventiven Maßnahmen zur Verhü-

tung von Kollektivreaktionen unter dem 
Eindruck einer Katastrophe sind zumin­
dest in theoretischen Übungen (Planü­
bungen , Rollenspiele, Simulationen, Fall­
studien) zu schulen. 

- Führungskräfte müssen psychologisch 
auf die extremen Belastungen bei Pani­
kreaktionen vorbereitet werden; ihre 
Streßstabilität ist zu trainieren . 

- Alle Formen umsichtigen Führungsver­
haltens bei Paniken sind einzuüben. 
Bei bestimmten gefährdeten Objekten 

können Evakuierungsmaßnahmen erforder­
lich werden . Derartige Evakuierungen kön­
nen sich aber auch ad hoc bei jedem ande­
ren größeren Schadensereignis ergeben. 
Für diese Fälle haben Polizei- und Katastro­
phenschutzbehörden zeitgerecht die Proze­
duren und die Entscheidungskriterien fest­
zulegen. Auch hier muß das Geplante und in 
Alarmierungsplänen und Checklisten Fest­
geschriebene geübt werden, um die Fehler 
der Planung zeitgerecht zu erkennen und die 
wirksame Durchführung der Alarmierung 
und der erforderlichen Einzelrnaßnahmen 
für den Einsatztall siCherzustellen. 

Die Bekämpfung von 
Paniken 

Führungsrnaßnahmen in einer Paniksi­
tuation verlangen besondere Führungstech­
niken und besonderes psychologisches Ein­
fühlungsvermögen , da es ein Patentrezept 
gegen die Unterbindung oder Bekämpfung 
von Paniken nicht gibt. Nicht immer läßt 
sich eine Panik wie im folgenden fall bewäl­
tigen , der auf einer dpa-Meldung vom 
11.10. 1980 beruht: 

"Im Nationaltheater von Oslo brach wäh-

Bei der Katastrophenschutzschule Baden-Württemberg in Neuhausen a.d.f., Landkreis Esslingsn, ist zum frühestmOOlichen 
Zeitpunkt die SIIIIIe des/der 

AuülIden'A ...... I ...... n Hir die ABC-Auablldung 

zu besetzen. Die Vergütung erfolgt nach Verg . Gr. V cIV b BAT. 

Wir suchen eine engagierte Persönlichkeit, die Ober eine für dieses Aufgabengebiet einschlägige Berufserfahrung (z. B. als 
Chemisch-Technlscher-Assistenllin, Physikaiisch-Technischer-Assistenllin oder ähnliches) verfügt . Erwartet wird außerdem 
pldagoglsches Geschick. Kenntnisse im Katastrophenschutz sind erwünscht. 

Ihre schriftliche Bewerbung erbitten wir innerhalb von drei Wochen an das Innenministerium Baden-Württemberg, Dorotheen­
straße 6, 7000 Stuttgarfl . 
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rend der Abendvorstellung ein Feuer aus. 
Obwohl beide Säle - der große Saal und die 
,Amfiscene' - voll besetzt waren, kamen 
Menschen nicht zu Schaden . Wie die nor­
wegische Agentur NTB berichtete, konnte 
eine Panik dadurch vermieden werden , daß 
eine Schauspielerin in ruhigen Worten den 
Ausbruch des Feuers mitteilte, zumgeord­
neten Verlassen des Saales aufforderte und 
auf der Bühne stehen blieb, bis alle Zu­
schauer hinausgegangen waren. " 

Die Schauspielerin hatte richtig gehandelt 
durch 
- rechtzeitiges Warnen vor einer akuten 

Gefahr , 
- hilfreiches Anleiten zum geordneten Ver­

lassen der Gefahrenzone, 
- beruhigendes Vorbild in Wort und Tat 

(Vermittlung von Sicherheit) . 
Bei der Bekämpfung von Panik gilt grund­

sätzlich , daß Paniksturm gebrochen werden 
muß, d. h. der Betreffende muß aufgehalten 
und · beruhigt werden . Panikstarre hingegen 
muß durchbrochen und aktiviert werden . 
Dabei besteht das Dilemma darin , daß der 
Führer sich gegen ein Kollektiv durchsetzen 
muß, daß nicht durch die Vernunft sondern 
durch Emotionen gesteuert wird . 

Paniken können am wirksamsten in der 
Entstehungsphase bekämptt werden . Die 
betroffene Menge ist in dieser Phase höchst 
suggestibel. 
Eine wichtige Voraussetzung dafür ist das 
rechtzeitige Abgeben einer Warnung . Er­
folgt eine Warnung zu spät, kann dies eher 
zu einem unangepaßten, chaotischen Ver­
halten der Gewarnten führen . Die Warnung 
muß weiterhin auf das bereits vorhandene 
Gefahrenbewußtsein bzw. Angstniveau der 
Zielgruppe abgestimmt sein, d. h. sie muß 
dosierte und verkraftbare Hinweise über die 
Gefahr und ihre Form beinhalten. Ist das 
Gefahrenbewußtsein bereits stark ausge­
prägt, ist eher mit einer Gegenreaktion in 
Form der Flucht oder mit panischen Überre­
aktionen zu rechnen. 

Wirksame Verhaltenssteuerung durch 
eine Warnung ist dann möglich, wenn zu­
gleich präzise, realisierbare Anweisungen 
erteilt werden , wie der bedrohlichen Situa­
tion zu begegnen und die Gefahr selbst 
abzuwenden oder zumindest einzugrenzen 
ist. 

In allen Phasen der Panikbekämpfung 
kommt der Kommunikation und der Infor­
mationsübermittlung eine überragende Be­
deutung für die psychische Reaktion der 
Betroffenen zu . Unter Panikvoraussetzun­
gen werden Nachrichten , Mitteilungen und 
andere Informationen nicht wie unter nor­
malen Lebensbedingungen, sondern mit 
starker affektiver Tönung ausgewertet. Die­
ses Kriterium muß bei der Information über 
die Gefahrenlage und die RettungsmögliCh­
keiten lageangepaßt berücksichtigt werden . 

Folgende Einzeimaßnahmen zur Bekämp-

fung von Paniken sind denkbar und mög­
lich: 
- Rechtzeitig Spannungsherde erkennen, 
- ruhige, sachliche Information ohne Dra-

matisierung , ggl. Bagatellisierung , 
- Führungsrolle deutlich machen, 
- ständiger Kontakt durch sichtbare Ein-

satzkräfte/H ilfs kräfte, 
- Spannungen abbauen und Ruhe be­

wahren , 
- einfache, verständliche Handlungsanwei­

sungen; klare Befehle und Kommandos, 
- Bilden von "Inseln der Ruhe", 
- kontinuierliche Information und Kommu-

nikation mit den Betroffenen, 
- entschlossen auftreten, 
- Herausstellen von Erfolgen bei den Ret-

tungsmaßnahmen, 
- laute Ansprache unter Verwendung tech­

nischer Hilfsmittel (Lautsprecher). 
- ggl. Entspannen der Situation durch Mu­

sik oder andere Ablenkungsmanöver, 
- Isolation von "Gerüchte kochern" und 

"Panikstiftern" , 
- Beschäftigung der Betroffenen (Sachen 

packen bei Evakuierung, Verständigen 
von Nachbarn, Hilfe für Kinder und Älte­
re) und damit Ablenkung , 

- Gerüchtebildung durch laufende Informa­
tionen verhindern bzw. widerlegen, 

- Sicherheitsgefühl durch klare, nicht wi­
dersprechende Anweisungen erhöhen, 

- Fluchtwege öffnen; Dirigieren des Ab­
flusses, 

- keine Begriffe wie: Panik, Katastrophe 
oder Lebensgefahr verwenden, 

- ungegliederte Masse verteilen , 
- fernliegende Gefahren verdeutlichen , um 

Indifferenz zu verhindern , 
- Gemeinschaften bilden, Aufgaben stei­

len , in Maßnahmen einspannen, 
- Isolation von Schreienden, Beruhigung 

von seelisch Instabilen, gezielte Betreu­
ung von Betroffenen mit Überreaktionen, 

- Einrichten von Sammelstellen, 
- Ablösung durchsetzungsschwacher Füh-

rungskräfte, 
- notfalls Gewalt androhen und dosiert ein­

setzen (Vorsicht mit Gegenschock; der 
"Schuß in die Decke" kann die Panik 
auch erhöhen) . 
Die sich bei einer Panik zwangsläufig 

ergebende Desorganisation ist so schnell 
wie möglich wieder in geordnete Führungs­
strukturen zu überführen. Anhaltende Kopf­
losigkeit hingegen kann die negativen Pa­
nikauswirkungen noch potenzieren. 

Die primären Hilfsmaßnahmen haben 
sich zunächst darauf zu beschränken, die 
von der Panik Betroffenen abzuschirmen; 
"Inseln der Ruhe" zu schaffen und Kontakt­
und Aussprachemöglichkeiten zu schaffen. 
Hierfür sind insbesondere Personen geeig­
net, die ein Gefühl der Sicherheit vermitteln 
können und Verständnis für Gefühlsäuße­
rungen zeigen . Als weiterführende Maßnah­
men kann es erforderlich werden , über die 

verringerte oder geschwundene Gefahr zu 
informieren und die weiteren Rettungsmaß­
nahmen zu erklären. 

Neben diesen Maßnahmen zur Vermitt­
lung emotionaler Sicherheit können weitere 
organisatorische Maßnahmen erforderlich 
werden . Hierzu gehört u. a. die gesonderte 
Unterbringung von Toten und Schwerver­
letzten, das Sammeln von Umherirrenden, 
das Einrichten von Informations- und Aus­
kunftsstellen , das Heranführen von Hilfs­
personal sowie die Einleitung umfangrei­
cher Versorgungs- und Betreuungsmaß­
nahmen . 

Schlußbemerkungen 

Paniken und ihre Risiken sind nicht kal­
kulierbar, da sie weitgehend von Imponde­
rabilien bestimmt werden . Das am wenig­
sten Quantifizierbare in der Panik ist der 
Mensch in seiner elementaren Menschlich­
keit als ein von Trieben determiniertes Indi­
viduum . Extremsituationen lehren, daß der 
Mensch in Paniksituationen die Chance des 
Oberlebens allerdings nicht im Rückzug auf 
das Kreatürliche, sondern im Mobilisieren 
seiner rationalen Kräfte findet. Speziell von 
der Panik wußte schon Montesquieu - im 
einhundertdreiundvierzigsten seiner ,,Lett­
res Persanes" - zu berichten, daß die "ter­
reurs paniques" sogar einer ganzen Armee 
aus einem einzigen Moment der morali­
schen Schwäche eines einzigen SOldaten 
erwachsen können . 

Jede Panik ist ein SChwerwiegendes und 
unkontrollierbare~ Ereignis, das sich insbe­
sondere in der Entstehungsphase schnell 
ausbreitet und dabei immer mehr Leute in 
den Strudel ziellosen und angstgetriebenen 
Verhaltens hineinreißt. Wichtiger als die Be­
kämpfung einer ausgebrochenen Panik ist 
daher ihre Verhütung. Ist aber eine Panik im 
Entstehen begriffen, ist sie möglichst schon 
im Keim, gegebenenfalls unter Anwendung 
drastischer Maßnahmen, zu ersticken. Der 
Persönlichkeit besonnener und durchset­
zungsfähiger Führer kommt hierbei wesent­
liche Bedeutung zu . 

Patentrezepte zur Bekämpfung von Kol­
lektivreaktionen bei drohenden oder einge­
tretenen Paniken gibt es nicht. Dennoch 
stellt eine systematische Einsatzauswertung 
bisheriger panikbestimmter Katastrophen 
sicher, daß dem verantwortlichen Führer ein 
Repertoir an Handlungsanweisungen zur 
Verfügung gestellt wird , das ihm erlaubt, in 
der Krisensituation das tendenziell Richtige 
zu veranlassen . 

1) R. Brickenslein , Panik, Individualreaktion und Summa· 
lionsphanomene, Wehrmedizin und Wehrpharmazie 
1979, 42 

2) Vgl . M. Leske, Minel gegen Panik. Truppenpraxis 1965, 
422 
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Johannes Hinse. Leiter der Katastrophenschutzschule Hessen 

Ein gelungenes 
Experiment 

Ein Übungsleitungs- und Schiedsrichterteam 
auf Regierungsbezirksebene 

"Eine Krähe hackt der ande­
ren kein Auge aus" - wer 
kennt nicht diesen Spruch? 
Man hört ihn manchmal 
auch bei Übungsbespre­
chungen , wenn trotz klar er­
kennbarer mangelhafter Lei­
stung ein Schiedsrichter sich 
scheut, dem "Kollegen" die 
Wahrheit zu sagen und eine 
negative Beurteilung abzu­
geben. So bleiben Mängel 
zwar entdeckt, werden aber 
nicht offen genannt! 

Szenenwechsel : "Wir würden ja vielleicht 
mehr üben, aber für die Vorbereitung ist 
keine Zeit und kein Personal da! Uns fehlt 
Personal für eine Obungsleitung! " 

Beide Mangel - fehlendes Leitungsperso­
nal und unobjektive Schiedsrichter - veran­
laßten den Katastrophenschutzdezernenten 
des Regierungsbezirks Darmstadt, Reg .­
Dir. Ulrich Lüdke, die Aufstellung eines 
"Obungsleitungs- und Schiedsrichter­
teams" für den Regierungsbezirk Darmstadt 
zu wagen. In Zusammenarbeit mit der Kata­
strophenschutzschule Hessen wurden für 
diesen Personenkreis ein Ausbildungskon­
zept erstellt, ein Sonderlehrgang konzipiert 
und beides über den Hessischen Innenmini­
ster dem Bundesamt für Zivilschutz zur Ge­
nehmigung vorgelegt. Nachdem die Zustim­
mung erteilt war, wurden alle Organisatio­
nen und Landkreise/Städte gebeten, geeig­
nete Führungskräfte als Personal für den 
Leitungs- und Schiedsrichterdienst bei Ka­
tastrophenschutzübungen zu benennen. 
Der Personenkreis wurde unterteilt in : 
- Übungsleitung und Schiedsrichter für 

Ebene Stab HVB, 
- Obungsleitung und Schiedsrichter für 

Ebene TEL, 
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- Übungsleitung und Schiedsrichter für 
Zugebene. 

Erster Lehrgang 1985 

Ende 1985 wurden dann 50 Personen an 
der Katastrophenschutzschule Hessen für 
ihre Aufgabe geschult, wobei Ulrich Lüdke 
persönlich bei einzelnen Arbeiten die Quali­
fikation der Teilnehmer feststellte . 
Auf dem Programm stand u. a. Obungsar­
ten, Personalgruppen bei Übungen (Oben­
de, Leitungsdienst, Schiedsrichterdienst, 
Gäste-/Presse-Betreuer) , Kennzeichnung 
der Personalgruppen, SchadendarsteIlung, 
Schiedsrichterdienst (Rollenspiele mit Be­
wertungen) und Erarbeitung von Schieds­
richter-Fragebögen . 

Alle Lehrgangsteilnehmer erklärten sich 
bereit, auf Anforderung des Regierungsbe­
zirks bei der Vorbereitung von Obungen und 
als Schiedsrichter mitzuwirken . Im KatS­
Dezernat des Regierungspräsidenten wurde 
eine Kartei angelegt , die Adressen (dienst­
lich und privat) sowie die Tatigkeitswünsche 
(Stab-, TEL-, Zugebene) aller Team-Mitglie­
der enthält. Den Landkreisen/Stadten wurde 
angeboten, für die Übungsvorbereitung und 
als Schiedsrichter aus diesem Team Fach­
kräfte zur Verfügung zu stellen . 

Einsatz des 
"Übungsleitungs- und 
Schiedsrichterteams" 

Plant nun ein Landkreis/eine Stadt eine 
Katastrophenschutzübung oder werden 
Schiedsrichter gebraucht, so kann Personal 
hierfür beim Regierungsbezirk angefordert 
werden . 
Die Kosten (in der Regel nur Reisekosten 
und Verpflegungskosten) muß der übende 
Bereich tragen . Der Regierungspräsident 
sucht aufgrund der Anforderung geeignete 
Fachleute aus und benennt diese dem An­
forderer. So ist gewährleistet, daß als 
Schiedsrichter nur fachlich geschultes Per-

sonal eingesetzt wird , das sachkundig und 
ohne falsche Scham eine objektive Übungs­
kritik abgeben kann . In einem Landkreis 
konnte eine große Katastrophenschutz­
Übung nur Dank des Einsatzes dieses aus­
wärtigen Personals voll geheimgehalten 
werden . Diese Unterstützung wird von den 
Katastrophenschutzbehörden dankbar an­
genommen. 

Erster Erfahrungsaustausch 

Um nach zahlreichen Übungen eine erste 
Bilanz über den Erfolg des Experiments zu 
ziehen , fand in einem zweitägigen Sonder­
lehrgang mit 30 Teilnehmern ein Erfah­
rungsaustausch statt. Hierbei wurde in ver­
schiedenen Arbeitsgruppen (Stab HVB, 
TEL, Zugebene) erarbeitet, welche Mängel, 
aber auch welche positiven Aspekte bei den 
bisherigen Übungen festgestellt worden wa­
ren. Anschließend wurden die bisherigen 
Muster-Schiedsrichterbögen kritisch durch­
gearbeitet und nach den Erfahrungen der 
letzten zwei Jahre zum Teil weitgehend ab­
geändert. Es wurde sogar ein Entwurf für 
einen EDV-Schiedsrichterbogen vorgeschla­
gen, der in einer kleinen Arbeitsgruppe 
noch ausgearbeitet und erprobt werden 
muß. 

Von allen Teilnehmern wurde die Einrich­
tung dieses "Obungsleitungs- und Schieds­
richterteams" sehr begrüßt. Das Engage­
ment der Mitarbeiter war beeindruckend. 

Neuer Vorschlag: "Standard­
Übungen" 

Aus dem Kreis der Lehrgangsteilnehmer 
kam der Vorschlag , für geeignete Übungs­
plätze eine Art "Standard-Übung" auszuar­
beiten und in einem Übungsleitungsteam so 
vorzubereiten, daß man mit geschultem Lei­
tungspersonal einzelnen Landkreisen/Städ­
ten eine solche Übung anbieten könnte . Die 
Landkreise/Städte brauchten dann nur mit­
zuteilen, welche Katastrophenschutz-Ein­
heiten (z. B. drei Löschzüge, ein Bergungs-



zug, ein Sanitätszug , eine Technische Ein­
satzleitung) üben möchten - das Übungslei­
tungsteam würde dann in dem betreffenden 
Objekt eine entsprechende Schadenlage si­
mulieren, ohne daß dem Landkreis/der 
Stadt irgendwelche Arbeiten mit der 
Übungsvorbereitung entstehen würden , 
Man erhofft sich von dieser Idee bessere 
und häufigere Übungen . 

Um den Personenkreis dieses Teams 
noch zu vergrößern , wurde bereits ein zwei­
ter Sonderlehrgang mit etwa 30 neuen In­
teressenten durchgeführt. Ihnen konnten 
die Erfahrungen der beiden vergangenen 
Jahre weitergegeben werden . Mit diesem 
nunmehr etwa 70 Prozent umfassenden 
Personenkreis hofft Katastrophenschutz­
Dezernent Lüdke in Zukunft allen Wünschen 

STELLENAUSSCHREIBUNO 

Für das AmI tor Zivilschutz, Stuttgart-SDd, Bllhelmstr. 8, suchen wir zum 1.5. 1989 

der Landkreise und Städte seines Zustän­
digkeitsbereiches gerecht ' werden zu 
können . 

Abschließend kann man erfreu) feststel­
len: Das Experiment ist gelungen und die 
Mühen haben sich gelohnt. 

eine Verwaltung_nge.tellte oder einen Verwaltung.ange.tellten 

als Sachbearbelterln oder Sachbearbeiter tor den BehIIrdenselbstschutz bel der Stadtverwaltung. Das Aufgabengebiet umfaßt 
Aufbau, Ausbildung und Ausstattung des städt. Behördenselbstschutzes, insbesondere Aufstellung von Selbstschutzplänen, 
VelWaltung und KontrOlle der Selbstschutzausstattung bei den Ämtern, Vorbereitung und Durchführung von Lehrgängen, 
Übungen und fachlichen UntelWeisungen. 

Sie sollten technische Kenntnisse (möglichst auch über Selbstschutzgeräte) und die Befähigung zur Fachlehrerin oder zum 
Fachlehrer des Bundesverbandes für den Selbstschutz besitzen. Ggf. müssen Sie bereit sein, diese Befähigung durch den Besuch 
von Fachlehrgängen zu elWerben. VelWaltungserfahrung und Erfahrung in der Ausbildung wären von Vorteil. 

Eingruppierung bei Vorliegen aller tarifrechtlichen Voraussetzungen, ggf. nach Einarbeitung, nach Verg . Gr. Vc BAT. 

Bewerbungen erbitten wir mit den üblichen Unterlagen unter Angabe der Kennzahl 472 an das Perlonalamt der Landeshaupt­
stadt Stuttgart, POlHIch 106034, 7000 Stuttgart 10. 

STELLENAUSSCHREIBUNO 

Der Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern). sucht eine/n 

Lelter/"n de. Referate. Au.blldung und Vorechrlftenwe_ 

Die Aufgaben des Referates umfassen insbesondere: 

- Erarbeitung von Lehraussagen. Lehrstoffplänen, Feinlernzielen, Lehr- und Lernmittel einschI. Filmen für die Ausbildung der 
Bevölkerung im Selbstschutz und der Führungs- und Einsatzkräfte des Selbstschutzes in Behörden und Betrieben, 

- ÜbelWachung der vom BVS durchgeführten Aus- und Fortbildung im Selbstschutz, 

- Gestaltung, Lenkung und ÜbelWachung der Aus- und Fortbildung hauptamtlich Beschäftigter und ehrenamtlicher Helfer des • BVS, 

- Erarbeitung von DienstvorSChriften und Richtlinien für den fachlichen Dienstbetrieb des BVS. 

Dem/der Inhaber/- in der o. g. Stelle obliegt ferner der Vorsitz im Prüfungsausschuß der BVS-Bundesschule im Rahmen der 
fachlichen Zuständigkeit. 

Bewerber/-innen müssen über umfassende Kenntnisse des Zivilschutzes, insbesondere des Selbstschutzes, verfügen. Gefordert 
sind ferner Erfahrungen auf dem Gebiet der Aus- und Fortbildung sowie Führungsqualitäten, die die Bewerber/-innen in die Lage 
versetzen, dieses für die Facharbeit des BVS wesentliche Referat zu leiten und im Rahmen der Fachaufsicht über die Schulen, 
Landes- und Dienststellen des BVS eine effektive Selbstschutz- und BVS-Fachausbildung sicherzustellen. 

Die Einstellung erfolgt im Angestelltenverhältnis nach Verg.-Gr.lb BAT. 

Geboten werden ferner die im öffentliChen Dienst üblichen Sozialleistungen . 

Falls Sie die genannten Voraussetzungen erfüllen und an diesem Aufgabenbereich des Zivilschutzes Interesse haben, sollten Sie 
einen Personalbogen anfordern beim 

Bunde.verband für den Selb.tschutz 

BundeshauptsteIle 
Deutschherrenstr.93-95 

5300 Bonn 2 (Bad Godesberg) 
Tel. : 0228/840-739 

Schlußtermin für die Bewerbung mit vollständigen Unterlagen ist der 20. 3.1989. 

Bei hauptamtlichen Bediensteten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienstweg. 
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BUnclesverbancllür den Selbs1schucl 

"Der BVS leistet einen unverzichtbaren 
Dienst an der Allgemeinheit" 

Bremens neuer Innensena­
tor Peter Sakuth war Partner 
eines Interviews, das der 
Bremer BVS-Landesstellen-
leiter Diethelm Singer kürz­
lich für das "zivilschutz-Ma­
gazin" führte. Senator Sa­
kuth nimmt darin zu Fragen 
des Zivil- und Katastrophen­
schutzes ausführlich SteI­
lung. Nachstehend das In­
terview Im Wortlaut: 

rücksichtigung besonderer Ge­
fahrenlagen (Stichworte: 
Tschernobyl, Sandoz) 

- Steigerung der Effizienz des 
Technischen Hilfswerkes 

- Erweiterung des Schutzraum­
potentiats 

- Intensivierung der internationa­
len Zusammenarbeit im Zivil­
und Katastrophenschutz 

Wie bewerten Sie dies? 
Sakuth: Bund und Länder arbei­
ten zur Zeit an einem "Programm 

_ für den Bevölkerungsschutz in 
Frage: Herr Sakuth, vor wenigen der Bundesrepublik Deutsch­
Wochen sind Sie zum Senator für land", das auch die von Ihnen 
Inneres gewählt worden. Eine genannten Punkte einbezieht. 
wesentliche Aufgabe wird der Zi- Insbesondere werde ich mich da-
vilschutz bzw. Bevölkerungsschutz für einsetzen, die Leistungsfahig-
sowie der Bereich der zivilen Ver- keit des Katastrophenschutzes zu 
teidigung sein. Können Sie etwas steigern. Dies schließt auch Fra-
zu Ihren bisherigen Kontakten zu gen der Zusammenarbeit und Ab-
diesem Aufgabenfeld sagen? stimmung des Technischen Hilfs-
Sakuth: Durch langjährige Mitar- werks mit den übrigen Organisa-
beiter als freiwilliger Helfer im tionen und den Feuerwehren ein. 
Katastrophenschutz und in mei- Frage: Der Entwurf eines Geset-
ner Tätigkeit in der Deputation zes zur Ergänzung des ' Katastro-
für Inneres habe ich mich mit phenschutzgesetzes von 1968 
dem Aufgabenfeld des Zivilschut- wurde jetzt vorgelegt, das Land 
zes befaßt. Ich habe dabei die' Bremen lehnt diese Novellierung 
Oberzeugung gewonnen, daß der zum jetzigen Zeitpunkt als ver-
Zivilschutz als humanitäre Aufga- früht ab. Können Sie dies den 
be eine unentbehrliche Funktion Lesern des "ZS-Magazins" be-
hat, nämlich bei Katastrophen das gründen? 
Leben der Bürger zu schützen 
und ihre Unversehrtheit zu ge­
währleisten. 
Frage: Trotz doppelter Null-lö­
sung vom Dezember 1987 steht 
für die Bundesregierung fest, daß 
für die deutsche Sicherheits- und 
Friedenspolitik die militärische 
Verteidigungsfahigkeit des NATO­
Bündnisses sinnlos ist, wenn der 
eigenen Bevölkerung keine Chan­
ce zum Oberleben bleibt. Zur 
Verbesserung des Bevölkerungs­
schutzes setzt die Bundesregie­
rung u. a. folgende Schwer­
punkte: 

Sakuth: Wie ich bereits gesagt 
habe, sind Bund und Länder zur 
Zeit damit befaßt, ein Bevölke­
rungsschutzprogramm zu erarbei­
ten, das nach meiner Auffassung 
eine kritische Bestandsaufnahme 
des Zivilschutzes mit dem Ziel 
einer Neuorientierung beinhalten 
soll. Damit ist untrennbar die 
wiederholt erhobene Forderung 
nach Ratifizierung der Zusatzpro­
tokolle zum IV. Genfer Abkommen 
- und zwar ohne Nuklearvorbe­
halt - verbunden. Maßnahmen 
des Zivilschutzes werden insbe­
sondere dann möglich, notwendig 
und sinnvoll, wenn einem Gegner 
Ziele für Großeinsätze von Waf­
fen genommen und Kampfzonen 
begrenzt werden. In einem neuen 
Bevölkerungsschutzprogramm 
sind dann Ziele und Maßnahmen 
hinsichtlich Gesetzgebung und 
Organisation, der personelle und 
materielle Umfang des Zivilschut­
zes, die Verwirklichung der Vor­
haben mit finanziellen Konse­
quenzen zu beschreiben. Erst 
dieses Programm kann meines 
Erachtens die Eckdaten unter an­
derem für eventuelle Gesetzesän­
derungen setzen. Man sollte also 
den zweiten Schritt nicht vor dem 
ersten tun. 

- Steigerung der Leistungsfahig­
keit der Einheiten und Einrich­
tungen des Katastrophenschut­
zes, insbesondere unter Be-

Senalor Sakulh (link.) mll BVS-Landesslellenleiler Singer während de. 
Gesprächs. (fola: Wollemalh) 
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Frage: fm Auftrag des Bundesmi­
nisters des fnnern hai das fnsti­
tut "fnfratest" eine Untersuchung 
zum Bevölkerungsschutz durchge­
führt ; u. a. wurde dabei festge­
stellt, daß die Hauptverwaltungs­
beamten in ihrer Eigenschaft als 
örtliche Zivilschutzfeiter von sich 
aus - also ohne den BVS - kaum 
Aufklärungsarbeit betreiben, weil 
sie fehlendes Interesse und Vor­
urteile in der Bevölkerung vermu­
ten. Wie werden Sie dieser Aufga­
be gegenüberstehen? 
Sakuth: Der BVS und die Hilfs­
organisationen leisten einen un­
verzichtbaren Dienst an der Allge­
meinheit. Die Gemeinden sind 
auf diese Unterstützung auch in 
der Aufklärungsarbeit angewie­
sen. fm übrigen muß auch die 
Konzeption des Selbstschutzes im 
Zuge der erwähnten Oberlegun­
gen zu einem Bevölkerungs­
schutzprogramm einer kritischen 
Prüfung unterzogen werden. Da­
bei ist zu überlegen, wie die Ak­
zeptanz für diesen Aufgabenbe­
reich verbessert werden kann. 
Ein wesentlicher Schritt hierzu 
wäre es, bei Übungen alte Feind­
bilder aufzugeben und sich reali­
stischen AufgabensteIlungen zu 
widmen. 
Frage: Die SPD hat auf ihrem 
Parteitag '86 in Nürnberg be­
schlossen, Maßnahmen des er­
weiterten Katastrophenschutzes -
also den Zivilschutzteil - abzuleh­
nen. Dies bedeutet gegenüber 
dem Godesber~er Programm eine 
wesentliche Änderung; damit 
würde der Rettungshubschrauber 
als Einrichtung des Zivilschutzes 
genauso infrage gestellt wie die ' 
Ergänzungsausrüstung der Frei­
willigen Feuerwehren und Frei­
stellung von Wehrpnichtigen für 
den Katastrophenschutz. Würde 
diese Programmänderung Ihre 
Möglichkeiten als Senator für In­
neres nicht erheblich ein­
schränken? 
Sakuth: Der Zivilschutz hat in 



der gegenwärtigen Situation aber 
auch in der Perspektive ' eines 
Wandels unserer Sicherheitspoli­
tik eine unentbehrliche Funktion, 
nämlich die Überlebenschancen 
zu verbessern, solange Krieg 
möglich ist. Auch wenn Kriegsver­
hinderung und Kriegsverhütung 
als eines der obersten Ziele 
staatlicher Politik anerkannt und 
verfolgt werden, ist der Staat 
nicht von seiner Vorsorgepflicht 
für Folgen bewaffneter Konflikte 
zu entbinden. Im Falle eines Ver­
zichts auf diese Frage würde das 
vorhandene Schutzpotential ein­
schneidend geschwächt, das 
gleichzeitig für die Folgen sonsti­
ger Katastrophen vorgehalten 
wird. 
Frage: In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es statistisch 
gesehen für 3,3 Prozent der Be­
völkerung Schutzplätze, wogegen 

Bremen für 20 Prozent der Bevöl­
kerung Schutzplätze nachweisen 
kann. Werden Sie sich für eine 
Fortsetzung dieses Schutzraum­
programms einsetzen? 
Sakuth: Auch das Schutzbaupro­
gramm ist sicherlich im Zuge der 
Überlegungen zu einer Bestands­
aufnahme im Zivilschutz kritisch 
zu untersuchen. Die für Bremen 
erreichten Maßnahmen sollten 
aber weiterhin gefördert werden. 
Frage: Das Bremische Katastro­
phenschutzgesetz ermöglicht 
auch außerhalb des Zivilschutzes 
in § 7 die Durchführung von Maß­
nahmen des Selbstschutzes. Bei 
entsprechender Umsetzung könn­
te eine erheblich stärkere Akzep­
tanz auch im Bereich des Behör­
denselbstschutzes erreicht wer­
den. Werden Sie sich für eine 
entsprechende Änderung der 
noch bestehenden Richtlinien zur 

Förderung des Behördenselbst­
schutzes in Bremen einsetzen? 
Sakuth: Der Behördenselbst­
schutz ist nur ein Teil des Ge­
samtkomplexes des Zivilschutzes 
und sollte auch in die schon er­
wähnte kritische Bestandsaufnah­
me und eventuelle Neuorientie­
rung des Zivilschutzes einbezogen 
werden. Im übrigen arbeitet der 
BVS im Sinne des Bremischen 
Katastrophenschutzgesetzes be­
reits erfolgreich mit der Feuer­
wehr Bremen bei der Beratung 
von Betrieben zusammen. 
Frage: Das Land Bremen ist Mit­
glied in der Bundesunmittelbaren 
Körperschaft BVS. Bei einer Um­
strukturierung in eine Bundesan­
stalt sieht der Bundesminister 
des Innern für die Länder eine 
Mitwirkung in grundsätzlichen 
Fragen des Selbstschutzes inner­
halb eines Beirates vor. Glauben 

Sie, daß de01 Land Bremen damit 
ausreichend Gelegenheit zur Ein­
flußnahme gegeben ist? 
Sakuth: Die Bundesländer ha­
ben sich mehrheitlich gegen eine 
Umstrukturierung des BVS und 
gegen die damit verbundene Ein­
schränkung der Mitwirkungsrech­
te der Länder ausgesprochen, zu­
mal die' Aufgabe des Selbstschut­
zes weiterhin den Gemeinden ob­
liegen soll. Solange die Aufgaben­
zuweisung so bestehen bleibt und 
der BVS weiterhin die Gemeinden 
unterstützen soll, muß auch die 
Mitwirkungsmöglichkeit der län­
der im BVS uneingeschränkt er­
halten bleiben_ Auch dem Land 
Bremen wird bei einer Umwand­
lung des BVS nicht mehr ausrei­
chend Gelegenheit zur Einfluß­
nahme gegeben. Ich werde daher 
die vom BMI geplante Maßnahme 
weiterhin ablehnen. 

Jahrestagung der BVS-Helfervertretung 
Die Helfervertreter bei den 

zehn Landesstellen und der Hel­
fervertreter bei der Bundes­
hauptsteIle des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz trafen dies­
mal zu ihrer Jahreszusammen­
kunft in der Hansestadt Hamburg 
zusammen. 

Grüße des Innensenators 
überbrachte Ltd. Polizeidirektor 
Breuer, Landesstellenleiter Kauf­
ner begrüßte als Repräsentant 
der quasi gastgebenden Landes­
steIle die Teilnehmer und berich­
tete über die Situation des BVS in 
Hamburg. Anschließend erörter­
ten die Helfervertreter die Lage 
in den einzelnen Landesstellen 

und legten die Schwerpunkte für 
die Aussprache mit der Leitung 
des BVS fest. 

Direktor Schuch sprach über 
die generelle Situation des BVS 
und über die Schwierigkeiten, die 
mit dem Haushaltstitel ,,Auf­
wandsentschädigung" verbunden 
sind. 

Den von der Helfervertretung 
gewünschten Einstieg in das Bun­
desreisekostengesetz (BRKG) -
Zahlung einer Fahrkostenerstat­
tung - begründete Bundeshelfer­
vertreter Jürgen Grabke. Die Auf­
splittung der Aufwandsentschädi ­
gung in einen Fahrkostenanteil 
und den Anteil für die eigentliche 

Leistung wird als gerechter ange­
sehen. Direktor Schuch sieht den 
Einstieg in das BRKG unter be­
stimmten Voraussetzungen als 
möglich an. Hierzu ist jedoch die 
Zustimmung des Bundesfinanzmi­
nisters notwendig. 

Erörtert wurden auch die nach 
Auffassung der Helfervertreter 
ungenügende Effektivität der Hel­
ferwerbung und die erforderliche 
Steigerung des Bekanntheitsgra­
des des BVS in der Öffentlichkeit. 

Weitere Themen waren die 
Ausbildung und der Einsatz von 
Frauen im BVS, die Althelferrege­
lung und Fragen nach der zukünf­
tigen Situation bei den journalisti-

BVS-Bundeshelfervertreter und Helfervertreter bel den l andesstellen zusammen mit der Bund eshauplslelle in Harn­
bu'1l_ 

sehen Mitarbeitern der Landes­
steIlen und den Fachbearbeitern 
"Gerät" der Dienststellen. Die 
Helfervertretung meldete erheb­
liche und begründete Bedenken 
an, falls hier ehrenamtliche Stei­
len wegfallen sollten. Ebenfalls 
wurde die Besetzung des Aufga­
bengebietes "Frauenarbeit" bei 
der BundeshauptsteIle dringend 
gefordert. 

Im Hinblick auf den gewünsch­
ten Status des Althelfers, analog 
der Regelung im THW, wies Di-. 
rektor Schuch darauf hin; daß 
dies nur durch Satzungsänderung 
möglich ist. 

Neben diesen Hauptthemen 
wurden Einzelfragen zu Härtefal­
len von den Helfervertretern der 
einzelnen Landesstellen vorgetra­
gen. Nach gemeinsamer Erörte­
rung konnten Lösungen, wenn 
auch nicht immer befriedigend, 
gefunden werden. 

Abschließend wurde von der 
Helfervertretung und der Leitung 
des Verbandes festgestellt, daß 
die Gespräche zwischen dem eh­
renamtlichen Bereich und der 
hau'ptamtlichen Seite hilfreich 
und für die Bewältigung der ge­
meinsamen Aufgabe unbedingt 
notwendig und dienlich sind. 
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• BVS-Bundeshelfervertreler Jürgen Grabke für 35jährige Mitarbeit geehrt 

"Selbstschutz ist keine Angelegenheit, 
die sich von selbst erledigt" 

Feierstunde im schleswig-holsteinischen Sozialministerium -
Dank und Anerkennung für den Jubilar 

Der Hellervertreter bei der Bun­
deshauptsteIle des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz, Jür­
gen Grabke, konnte im Dezember 
1988 auf 35 Jahre ehrenamtliche 
Mitarbeit im Verband zurückblik­
ken. Das Jubiläum war Anlaß zu 
einer Feierstunde im sehleswig­
holsteinischen Sozialministerium, 
an der viele Gäste, an der Spitze 
SGzialminister Günther Jansen, 
BVS-Abteilungspräsident Dr. 
Wolfgang Brunkow, BVS-Landes­
stellenleiter Dr. Heinrich Sahlen­
der sowie Vertreter von Behör­
den und aller im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Hilfsorgani­
sationen teilnahmen. 

In seiner Laudatio führte Dr. 
Brunkow aus, man sei zusammen­
gekommen, um einen Mann zu 
ehren, der dem BVS "ehrenamt­
lich und uneigennützig 35 Jahre 
lang die Treue gehalten hat". 
Grabke habe sich für seine Mit­
menschen und als Hellervertreter 
für seine Mitstreiter in dieser 
Zeit mit ganzer Kraft eingesetzt. 

Dr. Brunkow überbrachte die 
Gtüße sowie Dank und Anerken­
nung des Präsidenten des Bun­
desverbandes für den Selbst­
schutz, Oberbürgermeister Dr. 
Joachim Becker, sowie des Direk­
tors des Verbandes, Helmut 
Schuch, und luhr lort: 

"Sie sind - wie man im ölfent­
lichen Dienst zu sagen pnegt -
der dienstälteste ehrenamtliche 
Mitarbeiter des Verbandes; Sie 
haben seit den Anfangen des BVS 
im Jahre 1953 die bewegte Ent­
wicklung des Selbstschutzes und 
des BVS mit erlebt und besonders 
in den letzten zehn Jahren als 
gewählter Repräsentant von 
3000 Hellern mitgeprägt. Was es 
heißt, ein Gutteil seines Lebens 
dem humanitären Anliegen des 
BVS zu widmen, wird am ehesten 
deutlich, wenn man sich das Posi­
tive wie Negative dieser Aulgabe 
ins Bewußtsein ruft. 
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Wir, die ehren- und hauptamt­
lichen Mitarbeiter des BVS, ha­
ben eine Aulgabe, die uns ver­
pflichtet, die Mitmenschen ein­
dringlich an außergewöhnliche 
Ereignisse zu erinnern, sei es an 
technische Unglücksfalle, an Ka­
tastrophen oder - wovor uns die 
Verantwortlichen in der Welt be­
wahren mögen - an einen Vertei­
digungslall. Wir müssen also un­
bequeme Mahner und Warner 
sein, was uns leider oftmals Kri­
tik und Ablehnung einträgt. Aber 
wir wissen um die Gefahren, die 
drohen können - und wir wissen 
auch, daß der einzelne nicht hill­
los se in muß, sondern daß der 
Mensch bei richtigem Verhalten 
und mit einigen Kenntnissen 
Schaden von sich und anderen 
abwenden, zumindest mildern 
kann. 

.iN., wenn nötig 

Es gehört sicherlich zu den 
vornehmsten Pflichten des Staa­
tes, Vorsorge zu trellen, um das 
Leben und die Gesundheit seiner 

Bü'rger in Notsituationen zu 
schützen. Dieser Verpflichtung ist 
er nachgekommen, indem er ein 
nächendeckendes, integriertes 
Hilleleistungssystem aulgebaut 
hat. Dieses System umfaßt den 
Rettungsdienst und die Feuer­
wehr auf kommunaler Ebene, den 
Katastrophenschutz in der Zu­
ständigkeit der Länder und den 
Zivilschutz, für den der Bund die 
Verantwortung trägt. Die Heller 
der humanitären Organisationen, 
die in diesem großen Vorsorge­
und Abwehrsystem tagtäglich ihre 
Ireiwillige Pflicht erfüllen, stehen 
dafür ein, daß der Bürger bei uns 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land stets gut und so schnell wie 
möglich Hilfe erhält, wenn er sie 
benötigt. 

Dennoch - auch das muß deut­
lich gesagt werden - ist der Bür­
ger in Notsituationen zunächst 
auf sich gestellt. Denn bis zum 
Eintrelien der alarmierten Hille 
vergeht Zeit, meistens nur Minu­
ten; bei großnächigen Schäden, 
bei denen die Hilisdienste zu­
nächst nur an Schadensschwer­
punkten eingesetzt werden kön-

Ehrung In Kiel (,on link.): Sozlalmlnl'ler Günlher Jansen, Jürgen Grabke, 
BVS-Ablellung' prlsldenl Dr. Wollgang Brunkow sowie BVS-Landesslellenlel­
ler Dr. HeinriCh Sahlender. 

nen, aber auch eine erheblich 
längere Zeit: in jedem Fall eine 
Zeitspanne, die der Bürger durch 
rich tige und wirksame Eigenhilfe, 
durch schadensmindernde oder 
lebensrettende SoIortmaßnah­
men nutzen muß und nutzen 
sollte. 

So ist der Bürger als Partner 
aulgerulen, diese Lücke, die 
nicht vom Staat ausgefüllt werden 
kann, durch eigenverantwortli­
ches Handeln zu schließen. Er 
kann z. B. als Augenzeuge oder 
Mitbetrolfener bei Unglücken und 
Katastrophen als Erstheller ent­
scheidend dazu beitragen, die 
Folgen solcher Ereignisse einzu­
dämmen und im akuten Notlall 
Leben zu retten. Dabei geht es 
darum, daß überlegt gehandelt 
wird, und darum, daß der Bürger 
weiß, wie er vorgehen muß. 
Selbst- und Nachbarschaltshille 
bedeutet also: richtig und effi­
zient hellen - gewußt wie. Und 
hierzu bietet der BVS Informatio­
nen und Ausbildungsprogramme 
für jedermann. 

Wissen weiterge ..... 

Unangenehme Tatsachen aus­
zusprechen, die man lieber ver­
drängt, stößt selten au f Dankbar­
keit. Wenn man aber weiß, daß 
durch Selbsthilfe, Selbstschutz 
mehr persöntiche Sicherheit für 
den einzelnen Bürger erreichbar 
ist, dann ist es eigentlich auch 
eine last selbstverständliche 
Pflicht, dieses Wissen weiterzu­
geben an die, die noch abseits 
stehen. Hier sind die Heller des 
BVS ein Beispiel dafür, wie man 
solche Aulgaben - die der Staat 
bewußt in die Freiwilligkeit ge­
steilt hat -. aus humanitären 
Gründen mit Engagement bewäl­
tigt. 

Ich will an diesem besonderen 
Tage nicht die Historie des Ver-



bandes und die Entwicklung zum 
modernen Selbstschutz aufzei­
gen, die Sie, sehr geehrter Herr 
Grabke, aufgrund eigenen Erle­
bens sicherlich besser kennen als 
ich. Es scheint mir jedoch ange­
bracht, ein paar Sätze zu der ak­
tuellen Entwickluog des Verban­
des zu sagen, zumal wir in einer 
Zeit leben, in der sich viel be­
wegt. In der Vergangenheit hat es 
nicht an Stimmen gefehlt, die er­
klärt haben, der BVS habe sich 
,überholt', die gefordert haben, 
seine Aufgaben könnten auch an­
dere besser und billiger überneh­
men. Der Bundesrechnungshof 
hat den Verband kritisch durch­
leuchtet und Vorschläge für orga­
nisatorische Änderungen gemacht 
- insgesamt können wir jedoch 
sagen, daß Bund und Länder an 
der Notwendigkeit des BVS kei­
nen Zweifel lassen, weil aner­
kannt ist, daß Selbstschutz keine 
Angelegenheit ist, die sich ange­
sichts geänderter Verhältnisse 
quasi von selbst erledigt hat. Der 
BVS, auch wenn er in eine Bun­
desanstalt umgewandelt werden 
sollte, wird weiterhin mit den 
Ländern und kommunalen Spit­
zenverbänden eng zusammenar­
beiten, so wie diese Kooperation 
hier in Schleswig-Holstein tradi-

lw/scllen 
Nord- und Dstsee 

Braunschweig 

Zu der letzten Arbeitsgemein-
. schaft des Jahres 1988 hatte der 

Leiter der BVS-Dienststelle 
Braunschweig in das Offiziers-Ka­
sino der Heinrich-der-Löwe-Ka­
serne in Braunschweig eingela­
den. Fast alle ehrenamtlichen 
Mitarbeiter und zahlreiche Gäste 
folgten dieser Einladung. 

Nach der Begrüßung wurde 
eine Leistungsbilanz des Jahres 
1988 gezogen. Dabei dankte der 
Leiter der BVS-Dienststelle 
Braunschweig, Manfred Schuh, 
allen haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern für ihren selbstlo­
sen Einsatz. Nur so sei es mög­
lich gewesen, eine gute Gesamt­
leistung vorzuweisen. 

Im Anschluß daran konnte der 
Dienststellenleiter eine Anzahl 
von Ehrungen vornehmen: Für 
IOjährige Mitarbeit im BVS wurde 

tionell gehandhabt wird. Auf dem 
. Sektor der Öffentlichkeitsarbeit 
sieht der Bund den Schwerpunkt 
der Arbeit des BVS, und wir sind 
bemüht, hier noch mehr zu lei­
sten als bisher. Gerade die eh­
renamtlichen Mitarbeiter haben 
in den zurückliegenden Monaten 
ihre Einsätze erheblich gestei­
gert. Es zeichnet sich ab, daß 
1988 überdurchschnittliche Lei­
stungszahlen in der Öffentlich­
keitsarbeit wie auch in der 
Selbstschutz-Ausbildung erreicht 
werden können. 

Hier nun schließt sich der 
Kreis. Ich möchte nicht versäu­
men, allen Helfern des BVS - und 
am heutigen Tag Ihnen, · Herr 
Grabke, nochmals, besonders -
für Ihr tatkräftiges Mitwirken und 
Ihr stetes Engagemente zu dan­
ken. Ich weiß dabei aus vielen 
Gesprächen mit Ihnen, den Hel­
fervertretern und den Helfern um 
die persönlichen Opfer, die er­
bracht werden müssen. Ich wün­
sche mir, daß dennoch· viele Ih­
rem Vorbild folgen und den Ver­
band in seiner Arbeit auch künftig 
unterstützen werden. Dienst für 
den Bürger ist immer noch be­
stes Zeichen wohlverstandener 
demokratischer Gesinnung." 

Im Anschluß überreichte Dr. 

Siegfried Langer, für 20jährige 
Mitarbeit Inge Wiese und für 
25jährige Mitarbeit Jane Hummel 
und Hannelore Schuh sowie Ru­
dolf Hennig geehrt. Außerdem er­
zielt der Selbstschutz-Beauftragte 
für den Landkreis Gifhorn, Peter 
Krippendorf, die Ehrennadel des 
BVS. 

Flensburg 

In einem der schönsten Häu­
ser im Herzen Flensburgs, der 
Kreissparkasse, präsentierte der 
BVS die Ausstellung "Sicherer le­
ben". Schon Ende des vergange­
nen Jahres stand die Ausstellung 
in der Zentrale der Kreissparkas­
se in Schleswig und wird dann 
nach dem Einsatz in Flensburg 
noch in Sörup zu sehen sein. 

Begleitet wurde die Ausstel­
lung durch Informationsstände in 
den Filialen einer großen Ver­
brauchermarkt-Kette. Mit dem 
Hinweis auf die zeitgleich stattfin­
dende Ausstellung wurde intensiv 

Brunkow dem Jubilar die Ehren­
gabe des Verbandes. 

Verdient gemacht 

';ürgen Grabke hat sich vor­
bildlich und mit großem Einsatz 

. um den Katastrophen- und Zivil­
schutz im Lande verdient ge­
macht." Mit diesen Worten wür­
digte Schleswig-Holsteins Sozial­
minister Günther Jansen die Ver­
dienste des Dipl.-Verwaltungswir­
tes, der Mitarbeiter seines Mini­
steriums ist. Als Vertreter der 
Helfer bei der Landes- und später 
BundeshauptsteIle des BVS hätte 
Jürgen Grabke die sozialen und 
rechtlichen Belange der ehren­
amtlichen Mitarbeiter des Ver­
bandes erfolgreich hochgehalten, 
sagte der Minister. 

Im weiteren Verlauf seiner An­
sprache ging Jansen u. a. auch auf 
die Notwendigkeit des Katastro­
phen- und Selbstschutzes ein, 
den er als unverzichtbar bezeich­
nete. Die Sturmflut 1962, die 
Schneekatastrophe vor zehn Jah­
ren und nicht zuletzt die jüngste 
Erdbebenkatastrophe in Arme­
nien hätten die Bedeutung gut 
funktionierender Hilfsorganisatio­
nen aulgezeigt. 

über die Belange des Selbst­
schutzes informiert. Wie schon in 
der Vergangenheit, wurde auch 
bei dieser Gelegenheit deutlich, 
daß die Möglichkeit zur Compu­
ter-Lebensmittelberatung bei we­
sentlich mehr Menschen Interes­
se weckt, als jede andere Art der 
Ansprache. 

Drittes .. Standbein" der BVS­
Aktion war eine breit gestreute 
Pressearbeit. Ein erfreulich gro­
ßes Echo fand die Medienarbeit 
der Dienststelle in der Flensbur­
ger Presse. 

Bllcltpunld 
lWd"'e/n-Weslftllen 

Bonn 

Mit dem Bundesverdienstkreuz 
am Bande ist der F.D.P.-Land­
tagsabgeordnete Rudolf Wickel, 
Bonn, ausgezeichnet worden. Der 
Präsident des Landtages von 

• 

Jahrzehntelanger engagierter 
Einsatz • 

Grabkes ehrenamtliches Enga­
gement im BVS begann im De­
zember 1953. Er wirkt seitdem 
aktiv in der Ausbildungs- und Öf­
fentlichkeitsarbeit mit. Für sei­
nen engagierten Einsatz mit 
einem Selbstschutzzug bei der 
Sturmflutkatastrophe im Februar 
1962 erhielt Grabke die Gedenk­
medaillie der Landesregierung 
Schleswig-Holstein. Seine beson­
deren Verdienste um den Selbst­
schutz wurden 1965 mit der Eh­
rennadel des Verbandes und 1978 
mit dem vom Bundespräsidenten 
verliehenen Bundesverdienst­
kreuz am Bande gewürdigt. 

Seine Tätigkeit als Helferver­
treter begann Grabke zunächst 
bei der BVS-Dienststelle Itzehoe. 
Anschließend wurde er Helferver­
treter der Landesstelle Schles­
wig-Holstein und 1978 Bundeshel­
fervertreter des Verbandes. In 
diesem Amt ist er inzwischen zum 
zweiten Male wiedergewählt 
worden. 

Besondere Anliegen des Jubi­
lars sind weiterhin die Werbung 
von ehrenamtlichen Helfern und 
die Aktivierung der Frauenarbeit 
des Verbandes. 

Nordrhein-Westfalen, Karl Josef 
Denzer (links), überreichte den 
vom Bundespräsidenten verliehe­
nen hohen Orden. 

Der stellvertretende F.D.P.­
Fraktionsvorsitzende Wickel ge­
hört dem Landtag seit 1985 an. Er 
ist schulpolitischer Sprecher sei­
ner Fraktion, Vorsitzender des 
F.D.P.-Kreisverbandes Bonn und 
seit 1983 stellvertretender Lan­
desvorsitzender. Im Rat der Stadt 
Bonn leitet er die F.D.P.-Rats­
fraktion. ÖTV-Mitglied Wickel 
wurde ferner 1982 als Sprecher 
des Tarifausschusses in den 
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Hauptpersonalrat beim Bundesin­
nenminister gewählt. 

Dem Bundesverband für den ­
Selbstschutz ist Rudolf Wickel 
seit vielen Jahren verbunden; er 
ist ehrenamtlicher Mitarbeiter 
der BVS-Dienststelle Bonn. 

(Foto: Schüler) 

Lüdenscheid 

Ein Sicherheitswettbewerb 
nach dem Motto "Damit Hilfe kein 
Zufall bleibt" gehörte zu den Hö­
hepunkten einer Verkehrssicher­
heitswoche in der Kreisstadt Lü­
denscheid. Daran beteiligten sich 
neben der BVS-Dienststelle Ha­
gen auch die Polizei sowie die 
örtlichen Hilfsorganisationen. 
Schirmherr war Oberkreisdirek­
tor Dr. Bernhard Schneider, der 
auch die Eröffnung der Veranstal­
tung vornahm. 

An den insgesamt neun Statio­
nen von BVS, DLRG, DRK, JUH, 
THW, Feuerwehr und Polizei 
konnten die Teilnehmer ihr Kön­
nen im Selbstschutz und bei le­
bensrettenden Sofortmaßnahmen 
unter Beweis stellen. Unter den 
insgesamt 2000 Besuchern waren 
auch die Bundestagsabgeordnete 
Lisa Seuster und der Lüdenschei­
der Stadtdirektor Lothar Castner. 

Zum Abschluß des Wettbe­
werbs überreichte der Oberkreis­
direktor den Siegern ihre Ehren­
preise sowie eine Plakette mit 
Urkunde. Für die Bestplacierten 
gab es wertvolle Preise. 

Anläßlich der Siegerehrung 
stellte Oberkreisdirektor Dr. 
Schneider fest: "Wenn alle Bür­
ger in der Lage wären, bei Unfal­
len so zu helfen, wie es hier beim 
Wettbewerb vorgeführt wurde, 
könnte manchem Verkehrsopfer 
das Leben gerettet werden." 

Essen 

Auf der Verbraucherausstel­
lung "Mode - Heim - Handwerk" 
in den Essener Gruga-Hallen war 
auch diesmal wieder der BVS ver­
treten. Der BVS präsentierte sich 
auf der Messe mit der Ausstel­
lung "Zivilschutz mit dem Bürger 
- für den Bürger". Praktische, 
jeweils eine halbe Stunde dauern­
de Vorführungen, erwiesen sich 
einmal mehr als attraktiv. Dabei 
galt es zum Beispiel, Verletzte 
aus Höhen zu bergen und die 
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Personen fachgerecht zu ver­
sorgen. 

Unter den zahlreichen Besu­
chern ließ sich auch Oberbürger­
meister Peter Reuschenbach 
über Aufgaben und Ziele des BVS 
unterrichten. Darüber hinaus in­
formierten sich die Bundestags­
abgeordneten Ingrid Becker-In­
glau, Klaus Beckmann und 
Dr. Paul Hoffacker. 

Dortmund 

Die im vergangenen Jahr zum 
erstenmal in Dortmund einge­
setzte BVS-Kleinausstellung hat 
ihre Bewährungsprobe bestan­
den, wie ·die BVS-Dienststelle 
Dortmund am Ende des Jahres 
mit Genugtuung feststellen konn­
te. Immerhin wurde die Ausstel­
lung in insgesamt 60 Sparkassen 
und Banken mit großem Erfolg 
gezeigt. 

Dabei bewährte sich die Be­
weglichkeit dieser Ausstellungsta­
feln, so daß es möglich war, die 
einzelnen Elemente jeweils publi­
kumswirksam zu präsentieren. 
Der Vorteil dabei: Die Kassenbe­
sucher mußten, um an die Schal­
ter zu gelangen, jeweils an den 
Ausstellungstafeln vorbei. Der Er­
folg blieb nicht aus: Viele Bank­
kunden waren spontan bereit, 
sich an Ort und Stelle über Aufga­
ben und Ziele des BVS zu infor­
mieren. 

Die meisten Fragen wurden 
zur Vorsorge, wie zum Beispiel 
zur Lebensmittelbevorratung, zur 
Dokumentensicherung sowie zu 
den Lehnnhalten im Selbst­
schutz-Grund lehrgang gestellt. 

Viersen 

Um Aufgaben und Ziele des 
BVS ging es bei einer Informa­
tionsveranstaltung, zu der Ober­
kreisdirektor Heinz-Josef Vogt ins 
"Forum" des Kreishauses Viersen 
eingeladen hatte. 

Vor zahlreichen Gästen, darun­
ter auch Landrat Backes, Bürger­
meister und Hauptverwaltungsbe­
amte der kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden, informierte BVS­
Dienststellenleiter Georg Schar­
nik insbesondere über den 
Selbstschutz in Wohnungen und 
an Arbeitsstätten. Darüber hinaus 
ließen sich die Besucher auch die 
Leistungen der BVS-Dienststelle 

• 

in der ÖffentlichICeitsarbeit und 
in der Ausbildung erläutern. Die 
Vorführung des Filmes "Sichere 
Leben" vervollständigte schließ­
lich diese Informationsveranstal­
tung. 

Bann 

Doppelten Grund zum Feiern 
hatte der Leiter der BVS-Dienst­
stelle Bonn, Heinz Möbes: 
Gleichzeitig mit der Vollendung 
seines 60. Lebensjahres konnte 
er auf 25jährige Tätigkeit im Zivil­
schutz zurückblicken. 

Unter den mehr als 80 Gästen, 
die dem Jubilar im Unterrichts­
raum der Freiwilligen Feuerwehr 
Bonn-Beuel gratulierten, waren 
neben Vertretern der Städte und 
Gemeinden sowie der in Bonn 
ansasslgen Hilfsorganisationen 
auch der Bundestagsabgeordnete 
und Landrat des Rhein-Sieg-Krei­
ses, Dr. Franz Möller, und der 
Landtagsabgeordnete Rudolf 
Wickel. 

Für den BVS gratulierte Lan­
desstellenleiter Peter Eykmann, 
der bei dieser Gelegenheit für 
das Engagement im Dienste des 
Selbstschutzes dankte. Heinz Mö­
bes, der 1963 in Siegen als Ausbil ­
dungsleiter des BLSV begann, 
übernahm 1968 die Leitung der 
BVS-Dienststelle Bonn. 

Bergkamen 

Feierstunde im Rathaus der 
Stadt Bergkamen: Fritz Quardon 
erhielt für 25jährige ehrenamtli-· 
che Tätigkeit im BVS aus der 
Hand von Verwaltungsamtsrat 
Winfried Marx von der BVS-Lan­
desstelle eine Urkunde über­
reicht. 

Quardon habe sich seit seinem 
Eintritt stets mit Engagement für 

den humanitären Auftrag des Ver­
bandes eingesetzt, erklärte BVS­
Dienststellenleiter Gerhard Rek­
kert. 

"Selbstlos haben Sie der Ge­
meinde gedient", versicherte 
Bürgermeister Heinrich Kook, um 
Fritz Quardon als Dank die Silber­
medaille der Stadt Bergkamen zu 
überreichen. Auch der Bürger­
meister stellte fest, Quardon ha­
be sich stets mit ganzer Kraft in 
den Dienst der A1lgemeinheif ge­
steilt. 

Münster 

Zum ersten mal kam es zu 
einer gemeinsamen Übung des 
Behördenselbstschutzes der 
Oberfinanzdirektion in Münster. 
An der sorgfaltig vorbereiteten 
Veranstaltung nahmen sieben 
Helferinnen und 29 Helfer der 
Brandschutz-, Bergungs- und Sa­
nitätsstaffel unter Anleitung von 
BVS-Mitarbeitern teil. 

Bei Minustemperaturen, aber 
strahlendem Sonnenschein, ab­
solvierten die Teilnehmer ein 
Obungsprogramm, zu dem behör­
deneigenes Gerät wie Seile, 
Krankentragen, Winden, Scfiläu­
che ebenso gehörten wie Trag­
kraftspritzen und · andere Ausrü­
stungen. 

Für die Brandschutzstaffeln 
galt es unter anderem, ein Feuer 
in . einer .Entfernung von ca. 200 
Metern zu löschen. Die Bergungs­
staffeln hatten mehrere Tonnen 
schwere Betonplatten mit Hilfe 
von Winden zu heben, um so 
"Verletzte" bergen zu können. 
Teil dieser Übung war es auch, 
die "Schwerverletzten" über un­
wegsames Gelände zu transpor­
tieren. Das Anlegen von Verbän­
den und der Krankentransport 
war schließlich den Sanitätsstaf­
feln vorbehalten. Selbstverständ-

Bürgermeister Kook (3. v. r.) gratuliert Fritz Quardon zum Dienstjubiläum. 
(Foto: Bonke) 
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• 
Iich hatten die Teilnehmer auch 
ihr Können beim Einsatz mit Feu­
erlöschern unter Beweis zu 
stellen. 

Am Ende der Übung war man 
sich einig, daß Veranstaltungen 
dieser Art die Funktionsfahigkeit 
des Behördenselbstschutzes er­
heblich erhöhen. Kein Wunder, 
daß bereits eine weitere Übung 
ins Auge ge faßt ist. 

Bochum 

Das Thema Selbstschutz ist 
nicht nur ein nationales Problem, 
stellte der Europa-Abgeordnete 
Dr. Dieter Rogalla anläßlich eines 
Besuches in der BVS-Dienststelle 
Bochum fest. Selbstschutz, so 
der Parlamentarier, sei vielmehr 
ein Thema, das europaweit gese­
hen werden müsse. Dr. Rogalla, 
der eingehend mit Dienststellen­
leiter Günter Haupt und BVS-Lan­
desstellenleiter Peter Eykmann 
diskutierte, will sich im Europa-

Dr. RogJlla (Mitte) im Gespräch 
mit LandessteUenleiter Eykmann 
(rechts) und Dienststellenielter 
Haupt. (foto: GoU) 

Parlament für ein verstärktes Zu­
sammenwachsen auch in Sachen 
Selbstschutz einsetzen. länder­
übergreifende Hilfe dürfe nicht 
an bürokratischen Hindernissen 
scheitern, sagte er. 

Der Abgeordnete, der sich 
über den Selbstschutz bestens im 
Bilde zeigte, erörterte mit seinen 
Gastgebern auch eingehend Fra­
gen der Zusammenarbeit des BVS 
mit anderen Hilfsorganisationen 

. sowie mit den Verantwortlichen 
in Gemeinden, Kreisen und im 
Land. 

Der Besucher ließ sich dar­
über hinaus über eine Reihe wei­
terer Themen informieren, so 
über Ausbildungs- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen des BVS und 
über Fragen des Katastrophen­
schutzes. Nach seiner Ansicht 
sollte jeder Bürger in der Lage 
sein, bei Unfallen oder bei Kata­
strophen Hilfe zu gewährleisten. 

Ais Fazit des rund zweistündi­
gen Gesprächs versprach der 
Politiker, den Kontakt zum BVS zu 
pflegen. Gegenseitige Unterstüt­
zung sei unbedingt erforderlich, 
sagte er, um gleichzeitig anzukün­
digen, er werde beim nächsten 
Siche(heitswettbewerb der 
Dienststelle Bochum die Schirm­
herrschaft übernehmen. 

Hagen 

Dank und Anerkennung sprach 
BVS-Landesstellenleiter Peter 
Eykmann der Büro-Sachbearbei­
terin der BVS-Dienststelle Hagen, 
Elisabeth Ewert-Dermietzel, aus 
Anlaß der Verabschiedung ·aus 
dem aktiven Dienst aus. Fast auf 
den Tag genau 20 Jahre lang stand 
die scheidende Kollegin im Dien­
ste des BVS, wie Eykmann fest­
stellen konnte. 

In seiner Laudatio ließ er noch 
einmal die Stationen ihres Wir­
kens Revue passieren, beginnend 
mit der Einstellung als Schreib­
kraft bei der damaligen Dienst­
stelle Wanne-Eickel bis hin zur 
Übernahme der Aufgaben einer 

,Büro-Sachbearbeiterin in der 
Dienststelle Hagen. 

Frau Ewert-Oermietzel wirkte 
auch im Bezirkspersonalrat mit 
und vertrat bis zu ihrem Aus­
scheiden die Interessen ihrer Ha­
gener Kollegen im örtlichen Per­
sonalrat. 

Arnsberg 

Anläßlich einer Selbstschutz­
Ausstellung in der Stadtsparkasse 
Schmallenberg konnte die BVS­
Dienststelle Arnsberg den 5000. 

Besucher einer Veranstaltung 
zum Thema Öffentlichkeitsarbeit 
im Stadt bereich Schmallenberg 
registrieren. BVS und Sparkasse 
gratulierten dem ,,Jubilar". Ein 
vom Kreditinstitut gespendetes 
20-Kilo-"Notpaket" stellt dieser 
für eine bedürftige Familie zur 
Verfügung. 

BVS und Stadtsparkasse beton­
ten anläßlich einer kleinen Feier­
stunde die Notwendigkeit des 
Selbstschutzes für jeden Bürger -
ob im Haus, am Arbeitsplatz, im 
Stra·ßenverkehr oder auch im Ka­
tastrophenfall. Diesem Thema 
wurde auch die umfangreiche 
Selbstschutzausstellung gerecht, 
wie die Besucher der Veranstal­
tung feststellen konnten. 

Moers 

Mit einem Rundzelt und der 
Ausstellung "Zivilschutz mit dem 
Bürger - für den Bürger" beteiligr 
sich die BVS-Dienststelle Wesel 
an der traditionellen Niederrhein­
schau in Moers. Rundzelt und 
Ausstellung bildeten innerhalb 
des großen Ausstellungsgeländes 
gewissermaßen eine "Selbst­
schutzinsei". 

Insgesamt rund 8 000 Messe­
besucher interessierten sich für 
die Vorführungen aus dem Selbst­
schutz-Grund lehrgang und das 
Programm des Filmwagens. Für 
die BVS-Mitarbeiter galt es, allein 
mehr als 400 Anfragen zum Thema 
Vorsorge und Eigenhjlfe zu beant­
worten. 

Wie erfolgreich schließlich der 
Selbstschutzgedanke weitergege­
ben wurde, zeigte auch, daß in­
folge der Messe-Beteiligung zwei 
Selbstschutz-Grundlehrgänge so-

Bei der Übergabe des Präsentkorbs (von links): DIenststellenleiter Und, 
.,Jubilar"' Tigges, Fachbearbeiter Mlellsch und MarketIngleIter Brügge­
mann. (Foto: Und) 

wie mehrere Informationsveran­
staltungen in Moers durchgeführt 
werden konnten. 

Nessensplegel 

Frankfurt 

Am !.Januar 1989 konnte Fritz 
Krieger, Leiter der BVS-Dienst­
stelle Frankfurt, auf fünfundzwan­
zig Jahre Dienstzeit zuruckblik­
ken. Krieger begann seinen 
Dienst in Hanau beim damaligen 
BLSV, Ortsstelle Hanau, als Aus­
bildungsleiter. Bereits im Dezem­
ber 1965 erfolgte die Beauftra­
gung, die Dienstgeschäfte als 
Ortsstellenleiter in Hanau wahr­
zunehmen. Im Zeichen der Um­
strukturierung des Verbandes 
wurde Fritz Krieger nach Frank­
furt versetzt. Dort übernahm er 
die Führung der Dienststelle. 

Der Fachgebietsleiter für Öf­
fentlichkeitsarbeit bei der BVS­
Landesstelle Hessen, Kärchner, 
überreichte dem Jubilar im Bei­
sein seiner Familie und in Anwe­
senheit einiger langjähriger Ge­
fahrten aus der BVS-Zeit, die 
Dankurkunde im Auftrag von Di­
rektor Helmut Schuch. In seiner 
Ansprache wies Kärchner auf die 
schwierigen Arbeitsverhältnisse 
der damaligen Zeit hin, und dank­
te dem Jubilar für die geleistete 
Arbeit. 

Kassel 

Mit der Berufung von Helfern 
im Behördenselbstschutz des 
Landratsamtes Waldeck-Franken­
berg in Korbach setzte Landrat 
Dr. Welteke die Tradition fort, die 
vor ihm Landrat Dr. Rexius be­
gonnen hatte. 

Seit Jahren bildet die BVS­
Dienststelle Kassel die Mitarbei­
ter des Landratsamtes in den Be­
reichen Brand-, Bergungs- und 
Sanitätsdienst aus. 

Landrat Dr. Welteke hatte mit 
einem persönlichen Schreiben 
seine Mitarbeiter aufgefordert, 
sich für den Behördenselbst­
schutz zur Verfügung zu stellen. 
Der · Aufruf war erfolgreich. So 
konnte Helmut Schaumburg, Lei­
ter des Amtes für Brand- und 
Katastrophenschutz, aus den vie­
len Freiwilligen den . Behörden-
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Amtsleiter Sc.haumburg (linkt) mit den neuen Helfem des Bebijrdenlelb.t· 
Khutze., recht. Landrat Dr. Welteke. 

selbstschutzzug aus der Taufe he· 
ben. Mit der Aushändigung von 
Bestallungsurkunden an die Mit­
arbeiter wurde die Ausbildung 
vorerst abgeschlossen. Die Mitar­
beiter begrüßten. daß der BVS 
regelmäßig Fortbildungsveran­
staltungen durchführen wird. 

Frankfurt 

Unter dem Mollo .. 100 Jahre 
ASB Deutschland - 75 Jahre ASB 
Ortsverband Frankfurt" halle der 
ASB auf die Konstablerwache ein­
geladen. Dabei gab es eine Viel­
zahl von Aktivitäten auf einer Ak­
tionsnäche, die von Informations­
ständen umrahmt war. Neben der 
Eigendarstellung des ASB halle 
die BVS-Dienststelle Frankfurt 
die Gelegenheit bekommen, 
einen Infonnationsstand aufzu­
bauen. 

Dort konnte vom BVS-Mitarbei . 
ter Michael Spohn der bekanute 
Moderator des Hessischen Rund­
funks, Thomas Koschwitz, be­
grüßt werden. In einem Interview 
mit Thomas Koschwitz berichtete 
Spohn über Aufgaben und Arbeit 
des BVS. 

Fulda 

In einer kleinen Feierstunde 
wurde der langjährige ehrenamtli­
che Mitarbeiter Richard Lomb mit 
einer Dankurkunde verabschie­
det. Lomb gehörte 13 Jahre dem 
BVS an und war in den verschie­
densten Funktionen, zuletzt als 
Fachlehrer, tätig. Dienststellen­
leiter Hatalla erinnerte bei dieser 
Gelegenheit an den Werdegang 
Lombs und überreichte dem Aus­
scheidenden im Namen der Kolle­
gen ein Geschenk. 

Offenbach 

Alljährlich zeichnet der Not­
und Funkhilfsdienst orfenbach 
Mitglieder für besondere Ver­
dienste aus; im Jahr 1988 wurden 
auch Nichtmitglieder mit einer 
Ehrenurkunde bedacht. 

Für besondere Leistungen im 
Rahmen derAusbildung der Mit­
glieder wurde BVS-Mitarbeiter 
Jürgen Klauke ausgezeichnet. Der 
zweite Vorsitzende des Vereins, 
Wilfried Meier, würdigte in einer 
Feierstunde den hevorragenden 

Einsatz, den Klauke nicht nur in 
seiner hauptamtlichen Tatigkeit, 
sondern auch in seiner Freizeit 
für die Mitmenschen erbracht 
hat. 

Büdingen 

Die BVS-Dienststelle Friedberg 
veranstaltete in der Kreissparkas­
se Büdingen und danach im Rat­
haus Karben eine Ausstellung 
zum Thema .. Selbsthilfe durch die 
Jahrhunderte im Spiegel zei tge­
nössischer Illustrationen". 

Der Bürgermeister der Stadt 
Büdingen, Eberhard Bauner, be­
tonte in seiner Eröffnungsrede, 
daß Selbstschutz und Katastro­
phenschutz heute Schlagworte 
darstellen, die nahezu bei jeder 
Gefahrensituation im Sprachge­
brauch sind. Wahrend früher die 
Menschen den Gewalten der Na­
tur, aber auch kriegerischen Aus­
einandersetzungen fast machtlos 
gegenüberstanden und weitge­
hendst ihr Heil in der Flucht 
suchten, kann heute davon ausge­
gangen werden, daß bei einiger 
Überlegung Schutzmöglichkeiten 
vorhanden sind oder zumindest 
geschaffen werden können. 

Detlev Engel, I. Stadtrat der 
Stadt Karben, ging in seiner An­
sprache zunächst auf die Entwick­
lung der organisierten Katastro­
phenabwehr ein, die sich bis in 
das 15. Jahrhundert zurückverfol­
gen läßt. Er kritisierte, daß das, 
was damals nahezu selbstver­
ständlich war, heute von vielen 
Mitmenschen als Belastung emp­
funden wird. Zu gerne überläßt 
man es anderen, diese schwieri-

gen Aufgaben zu erledigen, ohne 
zu überdenken, daß gerade durch 
gezielle Selbstschutzmaßnahmen 
die Gefahren geringer werden 
und auch besser zu bekämpfen 
sind. 

Bensheim 

Vor einem großen Kreis Per­
sönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, der Politik und der Bau­
wirtschaft wurde BVS-Bauberater 
Hans Mohr durch Bensheims Bür­
germeister Stolle das Bundesver­
dienstkreuz am Bande verliehen. 
Neben den Verdiensten im Be­
reich der Ausbildung ' des Nach­
wuchses im Baugewerbe hat sein 
Engagement im BVS zu dieser Eh­
rung beigetragen. 

1987 konnte die Dienststelle 
Darmstadt den ehrenamtlichen 
Mitarbeiter für über 30jährige Tä­
tigkeit ehren. Hans Mohr, zu­
nächst bei der BVS-Kreisstelle 
Bergstraße und danach als 
S'chutzraumbau-Berater bei der 
Dienststelle Darmstadt tätig, 
stand auch für die Beratung der 
Bevölkerung bei Ausstellungen 
zur Verfügung. 

Der Helfervertreter der BVS­
Dienststelle Darmstadt, Heinz 
Böckner, und Dienststellenleiter 
Willy Roth gratulierten dem Aus­
gezeichneten zu dieser hohen 
Auszeichnung. 

Wiesbaden 

Im Rahmen einer Dienstbe­
sprechung wurde der Fachge­
bietsleiter .. Schutzraumbau" der 
BVS-Landesstelle Hessen, Dip!.­
Ing. Wolfgang Schmidt, für se ine 

Beherzt gebt Moderator Koschwitz an die Brandpuppe. (Foto: Spohn) Oien.t.lellenlelter Wagner (Mitte) bei der Erörrnung der Auutelluna:. 
(Foto: Ellerbardt) 
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25jährige ehrenamtliche Tätigkeit 
im BVS geehrt. 

Das frühe Engagement von 
Schmidt begann bereits in den 
60er Jahren, als er sich insbeson­
dere im Organisationsbereich 
einsetzte. Später betätigte 
Schmidt sich auch in der Ausbil­
dung, bis er überwiegend für den 
Schutzraumbau tätig wurde. Im 
Bereich der BVS-Dienststelle 
Darmstadt übernahm Schmidt 
dann mit anderen Baufachleuten 
die Beratung von Bauinteressen­
ten im Schutzraumbau. 1987 wur­
de Scbmidt die Funktion des 
Fachgebietsleiters 11 3 "Schutz­
raumbau" übertragen. 

Nidda 

In Anwesenheit zahlreicher 
Vertreter des politischen und öf­
fentlichen Lebens, darunter Nid­
das Erster Stadtrat, des Selbst­
schutz-Sachbearbeiters und den 
Selbstschutzberatern, eröffnete 
Bürgermeister Wilhelm Eckhardt 
im Foyer des Kurhaus-Hotels von 
Nidda-Bad Salzhausen die Aus­
stellung "Zivilschutz mit dem Bür­
ger - für den Bürger". 

In seiner Eröffnungsansprache 
betonte Bürgermeister Eckhardt 
die Notwendigkeit einer solchen 
Ausstellung. Er wies darauf hin, 
daß der Gesetzgeber die Gemein­
de für Aufbau, Förderung und 
Leistung des Selbstschutzes ver­
pflichtet hat. Doch die zahlrei­
chen Bemühungen hätten bisher 
nicht in dem notwendigen Umfang 
gefruchtet. Die Mehrzahl der Bür­
ger engagiere sich kaum, obwohl 
täglich Gefahren drohten, erklär­
te Eckhardt. 

Der Bürgermeister richtete da­
her einen eindringlichen Appell 
an alle Bürgerinnen und Bürger, 
sich wenigstens zu informieren, 
was der Zivilschutz/Selbstschutz 
eigentlich will. Dazu diene diese 
Ausstellung des BVS, die erstmals 
in Nidda-Bad Salzhausen gezeigt 
wurde. 

Der Leiter der BVS-Dienststel­
le Friedberg, Aloys Wagner, wies 
darauf hin, daß gerade die 
schnelle Hilfe Leben rette, so 
z. B. bei einer lebensbedrohli­
chen Blutung, Herzstillstand oder 
Vergiftung. Jeder Bürger sollte 
daher in seinem eigenen Interes­
se bereit sein, sich über Selbst­
schutz zu informieren, betonte 
Wagner. . 

Frankfurt 

Im Rahmen einer Dienstbe­
sprechung der BVS-Dienststelle 
Frankfurt konnte Helmut Kärch­
ner, Fachgebietsleiter Offentlich­
keitsarbeit bei der Landesstelle 
Hessen, einen Mitarbeiter be­
glückwünschen: BVS-Mitarbeiter 
Michael Spohn engagiert sich 
schon seit Jahren nicht nur wäh­
rend seiner Arbeitszeit für den 
Zivilschutz, sondern auch in sei­
ner Freizeit. Aufgrund seiner 
15jährigen aktiven Mitgliedschaft 
im ASB und seiner langjährigen 
Tatigkeit als Zugführer wurde ihm 
das Samariter-Ehren kreuz in Sil­
ber als Dank für die geleistete 
Arbeit überreicht. 

Kärchner hob bei der Gratula­
tion des Bediensteten · hervor, 
daß die Dienststelle Frankfurt 
manche öffentlichkeitswirksame 
Veranstaltung aus der Tätigkeit 
von Spohn heraus durchführen 
konnte. So ist zum Beispiel die 
Beteiligung des BVS an der Groß­
veranstaltung ,,100 Jahre Arbeiter­
Samariter-Bund - 75 Jahre Orts­
verband Frankfurt" ein deutlicher 
Beweis dafür. 

IIlduelles tlUS 
Rlleinltlnd-PftIIz 

Mainz 

Der Oberbürgermeister der 
Stadt Mainz, Herman Hartrnut 
Weyel, hatte die Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Mainz zum ge­
mütlichen Beisammensein gela­
den. Schon in der Einladung wur­
de di.e gute Zusammenarbeit zwi­
schen der Stadt und der BVS­
Dienststelle herausgestellt. 

Der Leiter des Amtes für Zivil­
schutz, Franz, der mit seinen Mit­
arbeitern Krenzer und Breu er­
schienen war, begrüßte die Gä­
ste. In anerkennenden Worten 
betonte er die sehr gute Zusam­
menarbeit mit dem BVS. Er hoffe, 
daß das auch in Zukunft der Fall 
sein werde. 

Anschließend wurden drei ver­
diente ehrenamtliche Mitarbeiter 
der BVS-Dienststelle für 10jährige 
Tätigkeit geehrt: Bauberater 
Heinz Schäfer und die BVS-Beauf­
tragten und Fachlehrer Bruno 
Fröscher und Herbert Ehses, der 

ArntaleUer Franz (links) gratuliert 
Bauberater -Schäfer (Mitte) und Be· 
auftragten Froscher zum Jubiläum. 

(Foto: Buch) 

aus beruflichen Gründen nicht an 
der Veranstaltung teilnehmen 
konnte. Heinz Schäfer hat nicht 
nur allgemeine Bauberatungen 
durchgeführt, sondern war auch 
als Revisor der Schutzräume der 
Bundespost tätig. Daneben ist er 
BVS-Beauftragter für die Stadt 
Worms. Bruno Fröscher ist BVS­
Beauftragter für die Stadt Ingel· 
heim. 

Beide haben sich in vorbildli­
cher Weise für den Selbstschutz 
und insbesondere für die Offent­
lichkeitsarbeit eingesetzt. Amts­
leiter Franz überreichte jedem 
einen wertvollen Druck der Gu­
tenbergbibel mit der Widmung 
des Oberbürgermeisters. 

Kusel 

V\ährend einer Tagung des BVS 
mit Vertretern von Behörden und 
aus der Wirtschaft in der Kuseler 
Fritz-Wunderlich-Halle wurde 
Bürgermeister Kurt Theis mit der 
BVS-Plakette ausgezeichnet. BVS-

Landesstellenleiter Hans-Dieter 
Awiszus erklärte, mit dieser Eh­
rung wolle man die zum Wohl der 
Allgemeinheit beim Aufbau des 
Selbstschutzes geleistete Arbeit 
würdigen. Die Verbandsgemein­
deverWaltung Kusel ist die erste 
Behörde im BVS-Dienststellenbe­
reich Kaiserslautern, die eine 
eigene Selbstschutz-Organisation 
aufgebaut hat. 

Bürgermeister Kurt Theiß 
überreichte Landesstellenleiter 
Awiszus ein Wappenschild der 
Verbandsgemeinde. Danach steil­
te Theiß den Zuhörern Kreis- und 
Verbandsgemeinde Kusel kurz 
vor. Er schloß seine Ausführun­
gen in der Hoffnung, "daß wir von 
möglichen Unfallen und Katastro­
phen verschont bleiben". 

Die Arbeit des BVS würdigte 
auch Landrat Dr. Winfried Hirsch­
berger. Er sprach sich für Ver­
besserungen im Bereich des 
Selbst- und Zivilschutzes aus und 
erklärte: "Wir müssen dafür sor­
gen, daß im Falle einer Katastro­
phe der Dienst am Menschen op­
timiert werden kann." 

Die Menschen wüßten oft gar 
nicht, welchen Gefahren sie in 
ihrem täglichen Leben permanent 
begegnen. Im Interesse aller 
müßte dieser Themenkomplex 
daher angegangen werden. Aus 
diesem Grunde sei die Kreis- und 
Verbandsgemeinde Kusel sehr 
dankbar, daß der BVS diese Infor­
mationstagung durchführe. 

Kaiserslautern 

Oberstleutnant a. D. Hans Ur­
bancyk, ehrenamtlicher Mitarbei­
ter und Fachlehrer der BVS­
Dienststelle Kaiserslautern, wur-

Bürgermeister Thei& (Mitte) erbielt die BVS-Plakelte, links Landeutellen­
leiter AwiazUI, rechts DIenststellenleIter Matheis. 
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Fachlehrer Urbanczyk (2. v. l. ) erbilt aUI der Hand von Dlenst.tellenleiter 
Jung die Vertelhungsurkunde, links BVS-Dlenltltellenlelter Mathels, 
recht. Au.bildungslelter Hein. 

de vom Dienststellenleiter der 
6950. Civil Support Group (CSG) 
Kaiserslautern, Werner Jung, mit 
der Ehrendienstspange der deut­
schen Dienstgruppen für seine 
Verdienste um die Civilian Sup­
port Organisation der Uni ted 
States Army Europe ausge­
zeichnet. 

Urbanczyk habe dazu beigetra­
gen, daß die Effektivität der 
Wachorgane gesteigert worden 
sei und auf einem ausgezeichne­
ten Niveau gehalten würde. Sein 
Wissen und seine hervorragende 
Eigenschaft als Lehrkraft reflek­
tiere gleichzeitig die Qualität der 
Unterstützung durch den BVS. 

Der Leiter der BVS-Dienststel­
le Kaiserslautern, Hilmar Ma­
theis, gratulierte seinem ehren­
amtlichen Mitarbeiter zu dieser 
Auszeichnung. Urbanczyk ist auch 
mit der Ausbildung der Gruppen 
in Zweibrücken und Pirmasens 
betraut. 

Seit 1986 wurden 2926 Angehö­
rige der CSG bei der Grundausbil­
dung in Kaiserslautern und 476 
Personen bei der Weiterbildung 
vo'n Wachpersonal in Wochenlehr­
gängen an der BVS-Schule in Bir-

kenfeld im Brandschutz, Bergung 
und Sanitätsdienst ausgebildet. 

Kaiserslautern 

Anläßlich der ersten Lei­
stungsschau und Verkaufsmesse 
des Vereins der Selbständigen in 
Enkenbach-A1senborn hat die 
BVS-Dienststelle Kaiserslautern 
in Zusammenarbeit mit dem DRK 
und der Feuerwehr einen Sicher­
heitswettbewerb unter dem Mot­
to "Können Sie helfen" durchge­
führt. 

An dem Wettbewerb beteilig­
ten sich 66 Besucher. Im Ratssaal 
der Verbandsgemeinde Enken­
bach-A1senborn übergaben BVS­
Dienststellenleiter Hilmar Mat­
h.eis und Verbandsbürgermeister 
Hans Buch als Schirmherr den 
erstplazierten Teilnehmern die 
ausgeschriebenen Preise. 

Dienststellenleiter Matheis 
ging bei seiner Ansprache auf den 
Aufgabenbereich des BVS ein und 
schloß mit dem Gedanken, alle 
Bürger sollten Hilfe leisten kön­
nen und Selbstschutzmaßnahmen 

I GIS Berlin 

kennen. Bürgermeister Buch 
erinnerte daran, daß der BVS bei 
dieser Leistungsschau wesentlich 
zum Rahmenprogramm beigetra­
gen habe und lobte die Idee zum 
Wettbewerb, der die Bevölkerung 
auf den Gedanken des Selbst­
schutzes aufmerksam machen 
sollte. 

'.yern !teule 

Würzburg 

Nach 28 Jahren Mitarbeit im 
BVS wurde Luise Gottwald durch 
Sachgebietsleiter Brockmann von 
der BVS-Landesstelle Bayern in 
den Ruhestand verabschiedet. 

Ober Jahrzehnte war Frau 
Gottwald als Bürohilfskraft zu-

Lulle Gottwald wird von Sachge­
blet.lelter 8roc:kmann in den Ruhe­
.tand verab.chledel. 

nächst in Schweinfurt und später 
in Würzburg tätig. Durch ihre ru­
hige, hilfsbereite Art war sie bei 
den Mitarbeitern der Dienststelle 
sehr beliebt. 

Mit Abschiedsgeschenken be­
dankten sich ihre Kollegen für die 
fast drei Jahrzehnte währende 
kollegiale Zusammenarbeit. 

Bayreuth 

"Sicherer leben" war der Slo­
gan einer Veranstaltung, zu der 
die Polizei in die Stadthalle gela­
den hatte. Im Rahmen einer 
staatsbürgerkundlichen Dienst­
versammlung des Polizeipräsi­
diums und der -direktion stellte 
sich der BVS den Beamten vor. 
"Katastrophen- und Zivilschutz 
heute" war das Thema, das 
Dienststellenleiter Hochmann 
und Fachbearbeiter Stern den 270 
Teilnehmern näherbrachten. 

Zum Abschluß bedankte sich 
Polizeirat Lunau für die auf­
schlußreiche Darstellung und ver­
sprach, den Behördenselbst­
schutz weiter auszubauen. 

Nachruf 

Am 17. Januar 1989 verstarb 
nach einem tragischen Ver­
kehrsunfall im Alter von 55 
Jahren der ehrenamtliche 
Mitarbeiter der BVS-Dienst­
stelle Regensburg 

Klaus Briese 

Mit Klaus Briese verliert die 
Dienststelle nicht nur einen 
Mitarbeiter, sondern auch 
einen Menschen, der 15 Jah­
re ein Freund war. 
Sein Engagement, den Ge­
danken des Selbstschutzes 
weiterzugeben und zu ver­
breiten, war mehr als vor­
bildlich. Wegen seiner 
Freundlichkeit, Hilfsbereit­
schaft und seines Fachwis­
sens war er bei Mitarbeitern 
und Lehrgangsteilnehmern 
gleichermaßen beliebt . 

®I 
GZS gibt Informationen über "Chemische 

KampfstoffeNergiftung der Atemluft" , 
Zu dem Inf.ormationsauftrag 

der GZS gehören die Behandlung 
von Gefahren und Schutzmöglich­
keiten aus dem atomaren, biolo­
gischen und chemischen Bereich. 
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Im zwölfstündigen Selbst- die hierzu herausgegebene Be-
schutz-Grundlehrgang werden die gleitbroschüre spricht die Gefah­
Teilnehmer insbesondere über ren und die Schutzmöglichkeiten 
die Gefahrdung durch chemische des einzelnen nur sehr allgemein 
Stoffe nur kurz informiert. Auch an. Vor allem wird nicht auf die 

. . 
den Kampfstoffen vergleichbaren 
Gefahren chemischer Stoffe aller 
Art bei Schadensereignissen in 
Produktion, bei Lagerung und 
Transport eingegangen. Auch der 



in diesem Zusammenhang ange­
sprochene Schutz in Schutzräu­
men ist für die wenigsten Bürger 
realistisch, da Mehrzweckschutz­
anlagen bei Unglücks fallen, wenn 
sie überraschend eintreten, nicht 
genutzt werden können. Darüber 
hinaus stehen Hausschutzräume 
nur in verschwindend geringem 
Umfang zur Verfügung. 

Das Angebot, sich umfang­
reichere Kenntnisse in den sich 
dem Selbstschutz-Grundlehrgang 
anschließenden Selbstschutz-Er­
gänzungslehrgängen vermitteln zu 
lassen, wird leider nur wenig ge­
nutzt. Es ist andererseits aber 
auch sehr unrealistisch, zu erwar­
ten, daß Mitbürger, die im Ar­
beitsprozeß stehen, Lehrgänge, 
die sich unter Umständen über 
mehrere Wochen hinziehen, be­
suchen. 

Vorstehende Probleme waren 
im jahre 1987 zu berücksichtigen, 
als die Berliner Medien wieder­
holt über den Verdacht auf 
Kampfstoffe im Boden der Span­
dauer Zitadelle berichteten. 

Ein Mitglied des Abgeordne­
tenhauses von Berlin fragte am 
9. November 1987 sehr detailliert 
nach den Schutzmaßnahmen, die 
der Senat getroffen habe bzw. zu 
treffen gedenke. Durch ' die zahl­
reichen Anfragen ' aus der Bevöl­
kerung, aber auch durch die ein­
gehende Berichterstattung der 
Medien ergab sich die Notwendig­
keit, eine themenbezogene Infor­
mationsveranstaltung zu konzipie­
ren. Nachdem der Themenplan 
unter der Überschrift "Chemi­
sche Gifte - Wirkung und Schutz" 
erstellt worden war, wurde das 
Konzept dem Senator für Inneres 
zur Kenntnis, dem Bundesamt für 
Zivilschutz (BZS) zur Zustimmung 
übersandt. Das gleichzeitig er­
stellte "Merkblatt über das Ver­
halten bei Vergiftung der Atem­
luft" wurde vom BZS geprüft, in 
seinen Aussagen ergänzt und wird 
seitdem in den Veranstaltungen 
oder auf Nachfrage abgegeben. 

Nach einer Reihe kleinerer 
Veranstaltungen in verschiedenen 
Einrichtungen in den Bezirken 
Spandau, Charlottenburg und Rei­
nickendorf lud die Evangelische 
Weihnachtskirchengemeinde in 
Berlin-Haselhorst die GZS zu 
einer größeren Veranstaltung ein, 
die insgesamt ein großer Erfolg 
war. 

Eine der Konsequenzen aus 
der Veranstaltung war die Einla-

dung des Senders Freies Berlin, 
sich am "Berliner Stadtgespräch" 
am 13. April 1988, einer live aus­
gestrahlten Fernsehsendung, zu­
sammen mit dem Bezirksbürger­
meister und dem Leiter der Ber­
gungsarbeiten, die der Berliner 
Polizei obliegt, zu beteiligen. 

Der vor allem betroffene Be­
zirk Spandau hatte im Zusammen­
hang mit der SFB-Sendung die 
Einrichtung einer entsprechen­
den Bürgerinformationsstelle vor­
gesehen, an der die GZS beteiligt 
werden sollte. 

Zwischenzeitlich haben die 
Bergungskräfte der Berliner Poli­
zei bereits ein erhebliches Teil 
der Zitadelle von den Hinterlas­
senschaften des Zweiten Welt­
kriegs befreit. Die mit der Kampf­
stoffsuche und -bergung verbun­
denen Anfragungen und Unsicher­
heiten haben sich gelegt und den 
Alltagsproblemen Platz gemacht. 

Aus der Gesamtproblematik erge­
ben sich folgende Erfahrungen: 

I . Die Bürger erwarten klare Aus­
sagen zu einer möglichen Be­
drohung und den möglichen 
individuellen Verhaltens- und 
Schutzmöglichkeiten. 

2. Die Aussagen haben den Stra­
ßen- und Schienenverkehr so­
wie die üblichen Wohn- und 
Gewerbebauten zu berücksich­
tigen. 

3. Veranstaltungsteilnehmern ist 
zu verdeutlichen, welche Räu­
me insbesondere in Wohn­
bauten behelfsmäßig gegen 
Schadstoffe/Giftstoffe abge­
dichtet werden können. 

( In den Veranstaltungen, Merk­
blättern, Broschüren usw. ist 
verstärkt die "Erste Hilfe bei 
Vergiftung durch Atemgifte" 
dem Laien nahe zu bringen. 

5. Betrieben, Behörden und Be 
völkerung sollten verstärkt 
derartige Veranstaltungen, mit 
maximal zwei Stunden Dauer, 
angeboten werden. 

Zweckmäßige Lehrmittel 
(Foliensätze) sind hienu noch 
zu entwickeln, da das vorhan­
dene Material veraltet ist und 
nicht mehr den Anforderungen 
in vollem Umfang gerecht 
wird. 

6. In Beratungsgesprächen sollte 
die Ergänzung der Katastro­
phenschutzpläne von Betrie­
ben und Behörden angestrebt 
werden. 

Nachstehend werden Themen­
plan und das an die Bevölkerung 
gerichtete Merkblatt abgedruckt. 

5. Wirkung von blutschädigen­
den Kampfstoffen 

6. Wirkung von nervenschädi­
genden Kampfstoffen Themenplan Informationsver­

anstaltung "Chemische Gifte -
Wirkung und Schutz": 

. 7. Ausbreitung von Giftstoffen in 
der Atemluft 

I. Gefahren im Alltag durch che­
mische Stoffe 

8. Öffentliche Alarmierung 
(Rundfunk, Fernsehen, Si­
renen) 2. Gefahren durch Gefahrgut­

transporte/Notfallmeldung 9. Gefahrenangepaßtes Ver-
3. Gefahren durch chemische 

Kampfstoffe in Berlin 
halten 

10. Schutzmaßnahmen im Haus 
4. Wirkung von lungenschädi­

genden Kampfstoffen 
11. Erste Hilfe bei Vergiftungen. 

Merkblatt 
über das Verhalten bei Vergiftungen 

der Atemluft 

A1armierung 

Im Freien 

Im Auto 

Im Haus 

In der 
Wohnung 

Individuelles 
Verhalten 

Erste Hilfe 

über Sirenen - Lautsprecherdurchsagen - Ra­
dio einschalten, (Verkehrssender von SFBI 
Rias) Hinweise beachten. 

Luft anhalten, soweit vorhanden - Schutzmaske 
aufsetzen, Atemwege ggr. mit feuchtem (auch 
trockenem) Tuch schützen. 

Belüftung abschalten, Smogschaltung betäti­
gen, Fenster schließen, sofort anhalten, 
- das nächste Haus -
- möglichst hoch geJegene EtagelWohnung -, 
- Zimmer auf der windabgewandten Seite 

aufsuchen. 

Fenster un1l Türen schließen, 
Be- und Entlüftung sowie Klimaanlage 
abstellen. 

Undichte FensterlFensterrahmen und Türen 
mit feuchten Tüchern und/oder Klebestreifen 
(Paketklebeband) und Plastikbehnen abdich­
ten, Rollos herunterlassen, Gardinen und 
Übergardinen zuziehen, Heizkörper drosseln. 
Gas- und Ölofen abstellen. Elektrogeräte, die 
Brände verursachen können, ebenfalls ab­
stellen. 

Ruhig bleiben! 
Unnötige Bewegung vermeiden (hinsetzen oder 
hinlegen). Sprechen vermeiden. 

Vergiftete Bekleidung entfernen, 
sowtit möglich waschen oder duschen, 
Vergifteten hinsetzen, eventuell hinle~en, 
Körperwärme erhalten, kreislaufanregende Ge­
tränke reichen (Kaffee, Tee), kein Alkohol, 
bei Bewußtlosigkeit Seitenlage herstellen, 
bei Atemstillstand Mund-zu-Nase-Beatmung, 
Rettungsdienst (112) alarmieren. 

Verhalten nach Aufhebung des Alarms: 
Wohnung/Zimmer sofort gründlich durchlüften. 
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Technisches Hilfswerk 
Schieswig-Holslein 

IJ 
Neujahrsempfang 

Burg a_ Fehmam_ "Keine 
Einsätze im Jahre 1988" - das 
konnte der Ortsbeauftragte des 
THW Burg, Dieter Constabel, auf 
dem Neujahrsempfang des THW 
in seinem Jahresrückblick meI­
den. Hieraus ist jedoch keines­
falls abzulesen, daß die Mann­
schaft im zurückliegenden Jahr 
untätig war, allenfalls, daß die 
Insel Fehmarn 1988 von Katastro­
phen und Unbilden der Natur ver­
schont blieb. 

Neben den wöchentlichen Aus­
bildungsstunden und Schulungs­
abenden in der THW-Unterkunft 
war man im zurückliegenden Jahr 
ganz verstärkt um die Mitglieder­
werbung bemüht. Die Bemühun­
gen trugen Früchte: Es wurde 
eine Jugendgruppe gegründet, 
die inzwischen elf Mitglieder 
stark ist. Unter der Leitung des 
Jugendgruppenbetreuers Frank 
Carbuhn üben die Jungen wö­
chentlich den Umgang mit dem 
Gerät und werden in der Theorie 
unterwiesen. "Wir hätten ganz 
gern auch ein paar Mädchen da­
bei", stellte der Ortsbeauftragte 
fest. Daneben wurde 1988 eine 
Helfervereinigung ins Leben ge­
rufen, die die Arbeit speziell der 
Jugendgruppe unterstützt. 

Bürgermeister Ulrich Feilke 
erinnerte in seinem Grußwort an 
die Schneekatastrophe vor zehn 
Jahren, als man das neue Jahre 
1979 buchstäblich auf der Straße 
im Einsatz gefeiert habe. Die Er­
kenntnisse aus der damaligen Ka­
tastrophe hätten zu einer Auf­
stockung der Ausrüstung des 
THW geruhrt, ganz besonders er­
wähnte der Burger Bürgermeister 
das Kettenfahrzeug, das in einem 
ähnlichen Fall gute Dienste lei­
sten werde. 

Voller Bewunderung sei er zu­
vor durch die Halle gegangen und 
habe die hervorragende Ausrü­
stung des THW bewundert. Der 
Neujahrsempfang gebe nicht nur 
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Gelegenheit zum Kontakt unter- verbands durch die Feuerwehr­
einander, sondern auch jeweils einsatzleitung (FELl alarmiert. 
einen Einblick in den Ausrü- Im Südosten von Hamburg war 
stungsstand des Technischen ein großes Lager von AJtkleidern 
Hilfswerks. in Srand geraten und die Feuer-

Amtsvorsteher Otto Glatz wehr benötigte die Hilfe des THW 
überbrachte die Grüße der Land- mit dem Bergungsräumgerät. 
gemeinden und gab seiner Freu- Große Ballen von AJtkleidern, die 
de darüber Ausdruck, daß man im noch glimmten, mußten an der 
letzten Jahr vor Katastrophen ver- BrandsteIle auseinandergescho-
schont geblieben sei. Amtsfeuer- ben werden, um dann mit mehre­
wehrchef Claus Rahmberg beton- ren Rohren abgelöscht zu wer­
te, daß Feuerwehren und THW den. Durch die schnelle AJarmie­
sich groBartig ergänzen und zu- rung über Funkmeldeempfanger 
sammen eine Hilfsgemeinschaft konnte hier wirkungsvolle Hilfe 
bilden, von der jeder seine Da- mit dem Bergungsräumgerät des 
seinsberechtigung habe. Immer Bezirksverbandes Hamburg-Nord 
wieder habe die Vergangenheit geleistet werden. Nach sieben 
gezeigt, daß gut ausgerüstete Stunden gemeinsamen Einsatzes 
Hilfskräfte notwendig se ien. Der -mit der Feuerwehr konnte der 
Burger Polizeichef Hartrnut Stef- FEL "Feuer aus" gemeldet wer­
fen stellte die Sicherheit auf der den. A.K. 
Insel in den Vordergrund seines 
Grußwortes und äußerte sich be­
ruhigt darüber, daß neben der 
Feuerwehr noch das THW als 
zweiter Sicherheitsfaktor existie­
re. L.M. 

• 
Hamburg 

~ 
Bergungsräumgerät 

im Einsatz 

Hamburg. Ober Funkmel­
deempfanger wurde der Koordi ­
nierungsstab des THW-Landes-

Besuch der Bezirks­
und Ortsamtsleiter 

Hamburg. Schon zur Tradi­
tion ist der jährliche Besuch des 
Bezirksamtsleiters von Hamburg­
Mitte, Herbert Jungesblut, mit 
seinen drei Ortsamtsleitern im 
THW-Bezirksverband Hamburg­
Mitte geworden. 

In einem ausführlichen Infor­
mationsgespräch wurde mit den 
Verwallungschefs diskutiert. Be­
sonderer Schwerpunkt wird für 
1989 das 800jährige Hafenjubi­
läum sein, bei dem das THW bei 
vielen verschiedenen Veranstal-' 
tungen mitwirken wird. 

Mit dem Bergungsräumgeräl werden die glimmenden Ballen au.einander­
gezogen und von der Feue~'ehr abgelöscht. (Foto: Krüger) 

~ I 
Bezirksamtsleiter Jungesblut 

sch lug vor, daß das THW die Mög­
lichkeit erhält, bei einer Bespre­
chung der Ortsamtsleiter, Baude­
zernenten und Abteilungsleiter zu 
referieren. Ergebnis der guten 
Zusammenarbeit im Bezirk Mitte 
war unter anderem die Anschaf­
fung eines weiteren FunkrneI­
deempfängers, um die AJarmie­
rung der THW-Einheiten zu ver­
bessern. A.K. 

Niedersachsen 

Eiszeit in Hameln 

Hameln. Am I. Dezember 
1988 brach im Verlauf des Tages 
über den Raum Hameln eine kata­
strophenähnliche Lage herein. 
Der Winter kündigte sich mit 
einem Temperatursturz, begleitet 
von Regen, an. Die Straßen wur­
den spiegelglatt, der einsetzende 
Eisregen verwandelte die Natur 
stellenweise in eine wirklichkeits­
ferne Märchenlandschaft. Die 
Folgen dieser Pracht: chaotische 
Straßenverhältnisse, Millionen­
schäden im Forst, Stromausfall in 
den elektrischen Freileitungen. 

Da es heute ohne elektrische 
Energie nicht mehr geht, brach 
vor allem im ländlichen Raum ein 
empfindlicher Notstand .aus. 
Melkanlagen fielen aus, Brüterei­
en und Aufzuchtanlagen wurden 
kalt, Heizungen liefen nicht mehr. 
Im Bereich des Elektrizitätswer­
kes Wesertal gab es 1700 Störun­
gen im Ortsnetzbereich, 7S Stö­
rungen im Mittelspannungsnetz 
und drei Störungen im Hochspan­
nungsbereich. Im MitteIspan­
nungsbereich (10 bis 30000 Voll) 
wurden rund 60 Gitter- oder Be­
tonmasten durch die Eislast an 
den Freileitungen oder durch um­
stürzende Bäume umgerissen. 

Hier zeichnete sich einmal 
wieder die Einsatzmöglichkeit des 
THW ab. Um 16 Uhr forderte das 
Energieunternehmen Wesertal 
das THW in Hameln an, da die 
betriebseigenen Fachleute mit 



Am späten Abend geht das 175·kVA·Aggregat aus Verden ans Netz. 

Beirall brandete aur, als die 
Helfer, gezeichnet von den kör­
perlichen und seelischen Strapa­
zen eines harten Einsatzes, die 
Gangway herunterkamen. Unter 
dem Blitzlichtgewitter von rund 
zwanzig Journalisten wurden die 
Helrer von ihren überglücklichen 
Angehörigen in die Arme genom­
men, wurden Blumensträuße 
überreicht, schüttelten haupt­
und ehrenamtliche THW-Mitarbei­
ter die Hände ihrer Kameraden. 
Kaum resten Boden unter den 
Füßen, mußte Einsatzleiter Ralph 
Dunger, Hannover, erste Rund­
runk- und Fernsehinterviews 
geben. 

den eigenen Aggregaten der Lage 
nicht mehr Herr wurden. 

Binnen einer Viertelstunde war 
die Hamelner TEL besetzt, nach 
30 Minuten die erste Einsatzgrup­
pe marschbereit. Danach lier der 
Einsatz wie ein Uhrwerk ab. Da 
Hameln noch kein Stromaggregat 
größerer Leistung hat - eins mit 
75 kVA ist in Eigenleistung im Bau 
- wurden solche sorort aus den 
Ortsverbänden in Langenhagen, 
Verden und Hildesheim alarmiert. 
Bereits um 17.30 Uhr waren diese 
Aggregate in Hameln eingetrorren 
und gingen ab 21 Uhr vor Ort ans 
Netz. Das Auflegen der Leitungen 
besorgten Monteure von Weser­
tal, die Aggregate selbst wurden 
von den Helfern des THW ge­
rahren. 

Da sich die Lage verschärfte, 
wurden weitere Großaggregate 
aus Goslar, Sarstedt, Göttingen, 
Bad Lauterberg und Springe ange­
rordert, die alle dann tagelang die 
örtlichen Netze mit der notwendi­
gen Energie versorgten. Ein 
Großaggregat mit 450 kVA wurde 
mit Fahrzeugen des THW in Kas­
sel abgeholt und zum Einsatz ge­
bracht. 

Zeitweise hatte der Ortsver­
band mehr als 60 Helrer im Ein­
satz, denn für die Instandsetzun­
gen während der Nacht mußten 
zahlreiche Arbeitsstellen der 
Elektro-Monteure ausgeleuchtet 
werden. Zudem lier die Versor­
gung mit Kraftstorr durch den 
VGTr und die Verpflegung der 
Einsatzkräfte durch den VpflTr 
des Ortsverbandes aur vollen 
Touren. Der Unterrichtsraum 
wurde zum Schlaren während der 
RuheRausen mit Feldbetten her­
gerichtet. 

Die Zusammenarbeit mit dem 
.Elektrizitätswerk verlier reibungs-

(Foto: Siebke) 

los. Die eingesetzten Aggregate 
waren insgesamt etwa 1000 Be­
triebsstunden in Betrieb. Ausfalle 
am Gerät hat es nicht gegeben. 
Der Einsatz wurde sowohl von 
Wesertal als auch von der örtli­
chen Presse gebührend gewür­
digt. W.S. 

"Großer Bahnhof" 
für Armenienheim­

kehrer 

Wunstorf. Nach einem vier­
zehntägigen Einsatz im armeni­
schen Erdbebengebiet kehrten 45 
THW-Helrer aus Niedersachsen, 
Hamburg, Berlin und Schleswig­
Holstein am Mittwoch, dem 4. Ja­
nuar 1989, nach zwölrstündiger 
Warte- und Flugzeit von Eriwan 
aus nach Deutschland zurück. Um 
17.45 Uhr landete die Boeing 707 
der Bundeslurtwarre aur dem 
Rollfeld des Fliegerhorstes Wun­
storr, wo sich rund 100 Personen 
zur Begrüßung der Armenien­
heimkehrer eingerunden hatten. 

Mit Bussen ging es zum Offi­
zierscasino des in Wunstorr sta­
tionierten Lurttransportgeschwa­
ders 62 , wo ein kleiner Emprang 
mit Imbiß und Getränken vorbe­
reitet worden war. Stellvertreten­
der Geschwaderkommodore 
Oberstleutnant Reinhard Hoppe 
begrüßte als Gastgeber die THW­
Helrer mit Worten kamerad­
schaftlicher Verbundenheit, auch 
in Erinnerung an den ~emeinsa­
men Einsatz 1984/85 in Athiopien. 
Den Dank der Bundesregierung 
und des sowjetischen Botschar­
ters übermittelte Ministerialrat 
Dr. Konrad Ammermüller vom 
Bundesinnenministerium, den 
der niedersächsischen landesre­
gierung und des Innenministers 
Leitender Ministerialrat Manrred 
Gallwitz. In Vertretung des THW­
Direktors wies Regierungsdirek­
tor Jochen von Arnim in seinem 
Dankesgruß daraur hin, daß die­
ser 20. Einsatz des THW nach 
einem Erdbeben der bisher läng­
ste, umrangreichste sowie perso­
nal- und material intensivste ge­
wesen sei. 

Ein herzlicher Emprang war den Heimkehrern sicher. (Foto: Hilberath) 

In einem kurzen Abriß schil­
derte anschließend Ralph Dunger 
seine Errahrungen und Erlebnis­
se aus dem Einsatzort Leninakan, 
der mit 300 000 Einwohnern zweit­
größten Stadt Armeniens, wobei 
er besonders die Menschlichkeit 
und Herzlichkeit der schwer ge­
trorrenen Bevölkerung hervorhob. 
Sie hatten Tag und Nacht den 
Bergungsräumarbeiten beige­
wohnt, um tote Familienangehöri­
ge zu bergen und anschließend zu 
beerdigen. Einige aus der Nach­
barschart waren am Silvester­
abend in das THW-Camp gekom­
men, um das Wenige, was ihnen 
geblieben war, mit den Helrern zu 
teilen. "Das wird uns wohl lange 
in Erinnerung bleiben", beende te 
Dunger seine Ausführungen. 

Nach einer kleinen Stärkung 
begann die Rückreise der Helrer 
in die Heimatstandorte, die mei­
sten begleitet von Ortsverbands­
kameraden und Angehörigen. Nur 
für Ralph Dunger war es noch ein 
langer Abend. Er ruhr anschlie­
ßend ins Landesrunkhaus Hanno­
ver, um gegen 23.00 Uhr mit 
einem Live-Interview in die ARD­
Tagesthemen eingespielt zu wer­
den. Aber dann konnte er, wie 
alle anderen auch, einen zweitägi­
gen Kurzurlaub antreten. R.B. 

Empfang durch 
Innenminister 
Josef Stock 

Hannover. Die Einladung zu 
einem Emprang des neuen nie­
dersächsischen Innenministers 
Joser Stock für eine Helrerabord­
nung des Armenien-Einsatzteams 
hatte Leitender Ministerialrat 
Manrred Gallwitz bereits bei der 
Ankunft der THW-Hetrer in Wun­
storr ausgesprochen. Seinerzeit 
hatte er ein Grußwort des Mini­
sters übermittelt, in dem dieser 
sich berriedigt über den hohen 
technischen Einsatzstand des 
THW geäußert hatte. Der Hilfs­
einsatz in Armenien habe humani­
täre und politische Zeichen ge­
setzt. Seinen persönlichen Dank 
für den auroprerungsvollen Ein­
satz über die Festtage hinweg 
wo"te er einer Delegation von 
Helrern aller Organisationen aus 
Niedersachsen bei einem Emp­
rang im Ministerium ausspre­
chen .• 

Am Dienstagabend, dem 24. Ja­
nuar 1989, rand der angekündigte 
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Inneomlnl.ter Stock (recbU) begrüßt die nieden äch.l.cben Teilnehmer des Annenleneln.atze:.. (Foto: Bonn.nn) 

Empfang im Niedersächsischen 
Innenministerium staU, an dem 
neben Helfern von DRK und ASB 
zwölf THW-Helfer aus Nieder­
sachsen teilnahmen. "Unter den 
für Ihren Einsatz denkbar ungün­
stigen organisatorischen, logisti­
schen und auch klimatischen Rah­
menbedingungen haben Sie dank 
Ihres großen persönlichen Enga­
gements, Ihres guten Leistungs­
und Ausbildungsstandes und Ih­
res Improvisationsvermögens das 
Bestmögliche gegeben und er-

reicht", lobte der Minister die 
Helferabordnung. Weiterhin äu­
ßerte er die Hoffnung, daß die 
erzielten Erfolge der schönste 
Lohn für die enormen Anstren­
gungen der Heiler gewesen und 
ihnen Ansporn sein würde, wei­
terhin ehrenamtlich an der wich­
tigen Aufgabe des Katastrophen­
schutzes mitzuwirken. 

Als Sprecher der Armenienhel­
fer dankte THW-Einsatzleiter 
Ralph Dunger für den Empfang 
und betonte rückblickend auf die 

Arbeit in Armenien, daß die mate­
rielle Hilfe und Unterstützung bei 
den Aufräumungsarbeiten zwar 
sehr wichlig gewesen sei, die 
persönliche Anwesenheit der 
Hilfsmannschaften im Kontakt zu 
den Einheimischen in Stunden 
der Not und der Trauer aber weit 
größere Bedeutung gehabt habe. 

"Wir haben den Armeniern das 
Gefühl gegeben, daß sie nicht 
alleingelassen werden", führte 
Dunger wörtlich aus, "und dafür 
waren diese sehr, sehr dankbar 

und ihrerseits von emer beispiel­
losen Gastfreundschaft." 

Als Dank und Anerkennung und 
zur Erinnerung an den Empfang 
überreichte der Innenminister 
abschließend allen Helfern ein 
Buch über Niedersachsen mit 
persönlicher Widmung. R.B. 

Baden-Würtlemberg 

Helferempfang beim 
Ministerpräsidenten 

Stuttgart. Ministerpräsident 
Lothar Späth empfing am 17. Ja­
nuar in der Villa Reitzenstein et­
wa 100 Helfer aus ganz Baden­
Würuemberg, die nach dem Erd­
beben in Armenien im Einsatz 
waren. 

Größte Delegation war eine 
Gruppe von 40 THW-Helfern, die 
den Dank der Landesregierung 
entgegennahm. Auch der Bot­
schafter der Sowjetunion in 
Bonn, Kwizinskij, würdigte in 
einer Ansprache die Arbeit der 
Hilfsorganisationen. G.S. 

Lande.be.uftragter Dirk Göbel (links) nimmt den Dank des baden-württemberalKhen Regierungschef. entgegen, rechts im Bild Sozlalmlnl.terin 
Sam.ra Schäfer. 
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Staubige Sache -
Saubere Arbeit 

Lörrach. Hunderte von Men­
schen starren auf die beiden Ka­
mine. Zwei kurze Töne aus dem 
Signalhorn durchbrechen die Stil­
le - dann ein lauter Knall. Eine 
weiße Staubwolke schießt aus 
dem Gemäuer, das den größeren 
der beiden Schlote trägt. Eine 
Sekunde lang passiert nichts, 
dann neigt sich der schlanke 
Backsteinturm langsam auf die 
Seite. Mauern bersten, der Ka­
min neigt sich immer weiter. 

Eine zweite Staubwolke am 
Fuß des kleineren Kamins schleu­
dert Staub und Bretter durch die 
Luft; der kleine Backsteinturm 
neigt sich dem großen entgegen. 

Bevor sich die Spitzen berühren, 
sacken beide Kamine in sich zu­
sammen und versinken in einer 
Staubwolke. Das ganze dauert 
keine zehn Sekunden, und von 
den stolzen Schloten blieben zwei 
Backsteinhaufen übrig. 

Die einstigen Wahrzeichen des 
Schetty-Areals in Weil am Rhein 
sind zu Staub und Steinen zerfal­
len. Sprengmeister Klaus Schrenk 
aus Rheinfelden legt das Blech­
horn aus der Hand, schüttelt den 
Staub ab und nimmt die ersten 
Gratulationen für die saubere Ar­
beit entgegen. 

Für den 49jährigen Elektroin­
genieur war dies erst die dritte 
Kaminsprengung, aber etwas be­
sonderes war der Auftrag für ihn 
trotzdem nicht. über 30 Jahre ist 
er schon beim Technischen HiUs-

werk, davon 28 Jahre als Spreng­
meister. In dieser Zeit hat er 
viele Steine mit Sprengstoff auf 
den Boden zurückgeholt und 
meist waren es mehr als die 300 
Kubikmeter im Weiler Schetty­
Areal. 

Klaus Schrenk, der den Kata­
strophenschutz mit seinen wö­
chentlichen Übungen "als Hobby" 
betreibt, hat se ine explosive Frei­
zeitbeschäftigung an der Bundes­
schule in Ahrweiler gelernt. Die 
Kunst dabei, erzählt Klaus 
Schrenk, liege darin, die Wirkung 
des Sprengstoffs genau zu be­
rechnen, um mit möglichst wenig 
des gefahrlichen Materials auszu­
kommen. 

"Der Umgang mit Sprengstoff 
ist für mich nichts Besonderes", 
berichtet Klaus Schrenk - gelernt 

W"ahrend sicb der eine Kamin bereits neigt, explodiert am anderen der Spreng.tofr. (Foto, Buck) 

habe er ihn beim THW wie den 
Umgang mit dem Schweiß- oder 
Schneidbrenner. Im Ernstfall 
muß er einsturzgefahrdete Häu­
ser sprengen oder $ogar ver­
schüttete Personen freisprengen. 
Angesichts dieser ernsten und 
wichtigen Aufgabe erscheinen die 
beiden Schetty-Kamine nicht 
mehr so wichtig. 

Übungsziel erreicht 

Niefem-Öschelbronn. Ziel 
einer übung war es, den Ausbil­
dungsstand der Helfer sowie die 
Koordination und Planung eines 
angenommenen Katastrophenein­
satzes durch die Führungs kräfte 
des THW-OV Niefern-Öschel­
bronn zu überprüfen. 

Folgende Lage wurde angenom­
men: In den Abendstunden tobten 
über der Gemeinde Niefern­
Ösehelbronn schwere Herbst­
stürme. Straßenbrücken wurden 
weggerissen und die örrentliche 
Stromversorgung unterbrochen. 
Durch . aufgerissene Heizöl­
behälter im oberen Enzbereich 
war eine Gefahrdung des Grund­
wassers nicht ausgeschlossen, 
das Heizöl trieb auf der Wasser-' 
oberfläche enzabwärts. 

Der Auftrag an die THW-Helfer 
lautete, eine Olsperre zu errich­
ten, eine Transportseilba)ln und 
einen Behelfssteg über die Enz 
herzustellen. Erschwert wurde 
diese Aufgabe durch die ausgefal­
lene Stromversorgung. Es mußte 
zusätzlich für eine Ausleuchtung 
der Einsatzstellen gesorgt 
werden. 

Im Einsatz waren sämtliche 
Fahrzeuge des Ortsverbandes: 
Ein Führungs-Kombi-Fahrzeug, 
zwei Mannschaftskraftwagen, ein 
Gerätekraftwagen und ein Kipper­
Fahrzeug. Bemannt waren die 
Fahrzeuge mit rund 40 Helfern 
des Bergungszuges. Zusätzlich 
beteiligte sich die Jugendgruppe 
an der Übung. 

Grundsätzlich war die Führung 
des Bergungszuges mit dem Ein­
satzablauf zufrieden. Die Haupt­
einsatzziele wurden bis auf eine 
Ausnahme erreicht. Die Arbeits­
geschwindigkeit war gut, zumal 
auf strengste Einhaltung der Si­
cherheitsvorschriften Wert gelegt 
wurde. J.S. 
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I Warncliensc @I 
Großes Interesse an deutscher Warntechnik 
Unter Leitung des nationalen 

Zivilschutzbeauftragten Mr. Chng 
Teow Hua besuchte eine sechs­
köpfige Delegation der Republik 
Singapur Einrichtungen des Bun­
desamtes für Zivilschutz. 

Ihr besonderes Interesse galt 
dem Warndienst. Bei einem Auf­
enthalt im Warnamt X informier­
ten sich die ausländischen Gäste 
über das - mit nahezu 2000 statio­
nären Meßsonden ausgerüstete -
Wa rndiens t -I n forma tionssyste m 
(WADIS), das mit der Erfassung 
und Auswertung radioaktiver ')1-

Strahlung eine schnelle und ziel­
gerichtete Warnung der Bevölke­
rung durch die dafür zuständigen 
Dienststellen zuläßt. Große Be­
achtung fanden auch die Überle­
gungen zum Warn-Rundfunk-In­
formationssystem (WARI) , mit 
dem künftig über eine spezielle 
Ansteuerung von Rundfunkgerä­
ten auf bestehende Gefahrenla­
gen aufmerksam gemacht werden 
kann. 

Der Präsident des Bundesam­
tes für Zivilschutz, Hans-Georg 
Dusch, konnte auf diese Eindrük­
ke zurückgreifen, als er andern­
tags die Delegation aus Singapur 
zu einem gemeinsamen Gespräch 

mit Vertretern der Industrie und 
Experten des Bundesamts be­
grüßte. Dusch betonte, daß sich 
die Zeit der alleinigen Sirenen­
warnung überlebt habe. Der 
Warndienst in der Bundesrepu­
blik Deutschland setze heute auf 
ein modernes kombiniertes Kon­
zept aus 

- netzstromunabhängigen, . funk­
gesteuerten druckluftbetriebe­
nen und elektronischen Sire· 
nen sowie 

- Radiowarnungen mit Wortbei­
trag, das durch eine vollauto­
matische und hochsensible 
Meldetechnik ergänzt werde. 

"Nach unserer Einschätzung", 
meinte Dusch, "ist die deutsche 
Industrie sowohl führend in der 
Sirenentechnik als auch auf dem 
Gebiet der Rundfunkwarnung". In 
diesem Zusammenhang verwies 
der Präsident des BZS auf die 
internationale Tagung "Warnung 
vor Gefahren", die vom 29. Mai 
bis l.Juni 1990 im Bonner Wis­
senschaftszentrum stattfinden 
wird. Dort sollen Experten aus 
Europa und den Vereinigten Staa-

ten technische und psychologi­
sche Probleme des Warnens 
erörtern und auch einen Einblick 
in das deutsche Warnsystem er­
halten. 

Dusch sprach bei dieser Gele­
genheit eine Einladung an die Re­
publik Singapur aus, ebenfalls 
Vertreter zu dieser Tagung zu 
entsenden. 

Nach regem Meinungsaus-
tausch mit den deutschen Ge­
sprächspartnern stand für die Gä­
ste aus Singapur noch ein Besuch 

in der Katastrophenschutzschule 
des Bundes in Ahrweiler auf dem 
Programm, wo sie einen Einblick 
in die Lernziele und Ausbildungs­
möglichkeiten dieser zentralen 
Schulungsstätte für Führungskräf­
te des Zivil- und Katastrophen­
schutzes erhielten. 

UAser Bild zeigt inmitten der 
singapurischen Delegation den Zi­
vilschutzbeauftragten Mr. Chng 
Teow Hua und den Präsidenten 
des Bundesamtes für Zivilschutz, 
Hans-Georg Dusch. 

Spanier besuchen deutschen Warndienst 
Der spanische Fachausschuß 

für das nationale Nuklearwarn­
netz (Technical Comitee für Spa­
nish Warning Network) besuchte 
am 17. und 18. Januar 1989 Ein­
richtungen des Bundesamtes für 
Zivilschutz. 

Der Ausschuß wird gebildet 
aus Vertretern des kerntechni­
schen Sicherheitsausschusses, 
des Nationalen Meteorologischen 
Institu ts, des Verteidigungsmini­
steriums und der Hauptabteilung 
Zivilschutz. Das Gremium hat den 
Auftrag, ein neues System zur 
Erkennung von nuklearen Gefah­
ren und zur Warnung der Bevölke-

42 1 ZS-MA.GAZlN 1/891 

rung zu entwickeln, das an die 
Stelle des inzwischen veralteten 
Meßnetzes treten soll. Dement­
sprechend galt das besondere In­
teresse der Delegation unter ih­
rem Leiter Miguel Iglesias Rodri­
gues dem deutschen Warndienst, 
der mit seinem modernen "Warn­
dienst-Informationssystem" (WA­
DIS) über ein leistungsfahiges, 
flächendeckendes Instrument zur 
Feststellung von Ortsdosislei­
stungen verfügt. 

So referierten Warnamtsleiter 
Rainer Kann und Oberregierungs­
rat Uwe Ossenberg im Warnamt 
IV vor einem aufgeschlossenen 

Zuhörerkreis, als sie den spani­
schen Experten Technik und Ein­
satzkonzept von WADIS erläuter­
ten und vor allem den friedens­
mäßigen Nutzen des demnächst 
mit 2.000 stationären Meßsonden 
ausgerüsteten Systems demon­
strierten. 

Im Freiburger Institut für at­
mosphärische Radioaktivität (JAR) 
erhielt die spanische Delegation 
einen Einblick in das im Aufbau 
befindliche "Integrierte Meß- und 
Informationssystem" (IMIS). Der 
Leiter der Einrichtung, Dr. Wolf­
gang Weiss, schilderte Aufbau, 
Ausrüstung und Methoden der Da-

tenauswertung dieses bundeswei­
ten Systems, das u. a. der Überwa­
chung der gesamten Umweltradio­
aktivität dienen soll. 

Bereits am Vorabend des er­
sten offiziellen Besuchstages kam 
es zu einem intensiven Meinungs­
austausch zwischen den spani­
schen Fachleuten und dem Präsi­
denten des Bundesamtes für Zi­
vilschutz, Hans-Georg Dusch, in 
dem Fragen des Warndienstes, 
aber auch des Zivilschutzes erör­
tert wurden. 



Für ein besseres Verstilndnis: 

Was sind eigentlich Strahlen? 
Es gibt Millionen verschiede­

ner Materialien in der Welt, die 
jedoch aus nur 100 grundlegen­
den Stoffen, genannt Elemente, 
bestehen. Die meisten Atome, 
die diese Elemente bilden, sind 
"stabil", jedoch gibt es auch eini­
ge, die "instabil" sind. Diese Ato­
me wie Uran, Radium und Tho­
rium sind überall zu finden. Wenn 
Atome instabil sind, versuchen 
sie durch Energieabgabe stabil zu 
werden. 

Diese Energieabgabe nennt 
man Strahlen. Strahlen sind eine 
Form von Energie, die beim Zu­
rücklegen von Entfernungen ihre 
Energie ganz oder zum Teil abge­
ben, wenn sie mit Materie in 
Berührung kommen. Sie beste­
hen in Form von A1pha- oder 
Beta-Partikeln, Röntgenstrahlen 
oder Gamma-Strahlen und wer­
den allgemein als ionisierende 
Strahlen bezeichnet. 

Die Durchdringungsfähigkeit 
ionisierender Strahlen variiert. 
Alpha-Partikel können nicht tief 
eindringen. Sie können von einem 
Blatt Papier oder einer Luft­
schicht, die wenige Millimeter 
dick ist, aufgehalten werden. Be­
ta-Partikel verfügen über eine 
höhere Durchdringungsfähigkeit, 
können jedoch von Aluminiumfo­
lie oder einer wenige Zentimeter 
dicken Holzplatte abgehalten wer­
den. Gamma-Strahlen haben je­
doch eine hohe Durchdringungs­
fahigkeit, obwohl Menschen 
durch eine angemessen dicke Be­
tonschicht oder andere Materia­
lien vor ihnen geschützt werden 
können. 

Stoffe, die Gamma-Strahlen 
aussenden, können innerhalb und 
außerhalb des menschlichen Kör­
pers gefahrlieh sein. Beta-Parti­
kel sind im Körper am gefährlich­
sten, und Stoffe, die nur Alpha­
Strahlen aussenden, können nur 
gefahrlich werden, wenn sie ge­
schluckt oder eingeatmet 
werden. 

Von welchen Quellen gehen ra­
dioaktive Strahlen aus? 

- Jeder von uns ist ständig und in 
unterschiedlichem Maße ioni-

sierender Strahlung ausgesetzt. 
Sie stammen aus verschiede­
nen Quellen, natürlichen und 
vom Menschen geschaffenen. 
Mehr als zwei Drittel der Strah­
len, denen wir ausgesetzt sind, 
existieren bereits im ganzen 
Universum in Form kosmischer 
Strahlen. Sie stammen auch 
von natürlichen radioaktiven 
Substanzen in der Erdkruste, 
von Elementen wie Kalium und 
Uran. Der menschliche Körper 
ist ebenfalls leicht radioaktiv, 
weil Knochen natürliches, ra­
dioaktives Kalium enthalten. 

- Zusätzlich zur natürlichen Hin­
tergrundstrahlung existieren 
viele Formen der vom Men­
schen verursachten Strahlen. 
Sie stammen von medizinischen 
Anwendungen, Kernreaktoren 
und selbstleuchtenden Produk­
ten wie z. B. Schi ldern. 

- Ionisierende Strahlen werden 
in Medizin, Industrie, For­
schung und Landwirtschaft ein­
gesetzt. Krankenhäuser stellen 
mit Hilfe ionisierender Strahlen 
Diagnosen und führen Thera­
pien durch, indem sie Röntgen­
strahlen und Gamma-Strahlen 
einsetzen, um in das Innere 
unseres Körpers einzudringen 
und.es betrachten zu können. 
Intensivere Strahlen von Ko­
balt-60 oder Beschleunigern 
werden bei der Krebstherapie 
verwendet. 

- Die Industrie setzt radioaktive 
Materialien ein, um die Qualität 
von Produkten zu verbessern. 
Viele medizinische Produkte 
werden mittels ionisierender 
Strahlen sterilisiert. Papier-, 
Plastik- und Metallhersteller 
verwenden ionisierende Strah­
len, um die Qualität des Pro­
duktes bei der Herstellung 
ständig zu kontrollieren. 

- Die Behandlung von lebensmit­
teln ist ein wachsender Bereich 
zur Verwendung ionisierender 
Strahlen. Eine kontrollierte 
Reifung von Früchten und Ge­
müse verlängert die Zeit, in der 

verschiedene frische lebens­
mittel auch wirklich frisch in 
den Läden angeboten werden 
können. Ionisierende Strahlen 
verhindern, daß Hackfrüchte 
wie Kartoffeln und Zwiebeln zu 
keimen beginnen. 

Welche Auswirkungen auf die 
Gesundheit sind bekannt? 

- Sonnenstrahlen sind als Warme 
und Licht für das Wachstum 
und die Ernährung aller Pflan­
zen und Tiere unbedingt vonnö­
ten. Wenn wir nicht sorgfaltig 
darauf achten, wie sehr wir uns 
der Sonne aussetzen, können 
wir mit Sonnenbrand oder 
schlimmstenfalls mit Hautkrebs 
rechnen. Genauso können 
Strahlen in zu großen Dosen 
zu ernsthaften Verletzungen, 
Krebs oder Tod führen. Der 
Grad der Verletzung hängt von 
der Dosis und der Dauer der 
Exposition ab. 

- Die Strahlenexposition wird in 
Sievert gemessen. Es ist be­
kannt, daß beispielsweise eine 
akute Strahlendosis von 5 Sie­
vert (5 Sv) über einige Stunden 
tödlich sein kann. 100 Aspirin, 
die über den gleichen Zeitraum 
eingenommen werden, können 
genauso tödlich sein. Anderer­
seits hätte die gleiche Strahlen­
dosis (5 Sv), verteilt über meh­
rere Jahrzehnte, geringere Aus­
wirkungen. 

Wie hoch ist im allgemeinen 
die aufgenommene Strahlen-
dosis? 

- Ein Mensch nimmt im Durch­
schnitt pro Jahr etwa 2,2 Milli­
sievert (m Sv) Strahlen aus der 
natürlichen Hintergrundstrah­
lung auf, je nach Wohnort. Per­
sonen, die in größeren Höhe, 
z. B. in den Bergen leben, sind 
der kosmischen Strahlung mehr 
ausgesetzt als diejenigen, die 
auf Meeresspiegelhöhe leben, 
weil die Erdatmosphäre in ge­
ringen Höhen einen besseren 

Schutz vor kosmischer Strah­
lung bietet als in größeren Hö­
hen, weil die Luft dort dünner 
ist. 

- Im Durchschnitt nimmt jeder 
Mensch eine Dosis von I mSv 
pro Jahr aufgrund der medizini­
schen Anwendungen der Strah­
len und Röntgenaufnahmen 
beim Zahnarzt auf. 

- Die Strah'lenexposition bei 
einem Flug Toronto-Vancouver 
und zurück beträgt etwa 0.05 
mSv oder wenig mehr als die 
Strahlenmenge, die man auf­
nimmt, wenn man ein ganzes 
Jahr in unmittelbarer Nähe 
eines Kernkraftwerkes lebt. 

- Weil wir heute verstehen, was 
Strahlen sind, können wir sie 
zum Nutzen der Menschheit 
einsetzen und kontrollieren. 

Messen der Radioaktivität: 

Das Becquerel, benannt nach 
dem französischen Physiker An­
toine-Henri Becquerel, der das 
Prinzip der Radioaktivität ent­
deckte, ist die Maßeinheit für die 
Aktivität einer radioaktiven Sub­
stanz. I Becquerel (Bq) ent­
spricht einer Kernumwandlung 
pro Sekunde. 

Ein Gray ist die Maßeinheit 
einer absorbierten Dosis, zeigt 

talso die innere "Schlagkraft" jeg­
licher Strahlung. Die Einheit Gray 
(Gy) ersetzt das Rad, ein Gray 
entspricht 100 Rad . . Ein kGy (Kilo­
gray) entspricht 1000 Gray. 

Sievert (Sv) ist die Maßeinheit 
für das sogenannte Dosisäquiva­
lent, d. h. der absorbierten Do­
sis, abgeändert durch einen Qua­
litätsfaktor, der von der Art der 
Strahlung abhängt. Sievert ersetzt 
eine ältere Maßeinheit, das Rem 
(I Sv = 100 Rem). Ein Millisie­
vert entspricht einem Tausend­
stel Sievert. 

Quelle: Aus Presse mitteilungen 
der kanadischen Regie­
rung zu COSMOS 1900 
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1 Deu.selles Rlees Kreul + 1 
Armenien: Vorplanung von Wiederaulbaumaßnahmen in vollem Gange 

Längerfristige Hilfe erforderlich 
Der Präsident des Deutschen 

Roten Kreuzes hat sich bei einem 
Besuch im Erdbebengebiet ein 
persönliches Bild über die Not 
der betrollenen. Menschen, die 
gegenwärtige Bedarlssituation 
und die weiteren erlorderlichen 
Hilfsmaßnahmen machen können. 
In Gesprächen mit den Spitzen 
des Sowjetischen Roten Kreuzes 
und des Gesundheitsmi.niste­
riums sowie mit örtlichen Stellen 
konnte lestgestellt werden, daß 
die DRK-Solorthille erheblich zur 
Erstversorgung der Erdbebenop­
ler beigetragen hat und die DRK­
HilIsgüter ihr Ziel erreicht haben. 

Der Bedarl an HilIsgütern wie 

Medikamenten, Nahrungsmitteln, 
Decken und Bekleidung wurde 
durch über 180 Hillsnüge aus al­
ler Welt - darunter 21 DRK-Hills­
nüge - gedeckt. Die Verteilung 
aller vom DRK gelielerten HilIs­
güter an die Bedürltigen erlolgte 
durch DRK-Heller mit eigenen 
Fahrzeugen vor Ort in enger Zu­
sammenarbeit mit dem Sowjeti­
schen Roten Kreuz und den örtli­
chen Behörden. 

Die weiteren HilIsaktionen des 
DRK konzentrieren sich auf den 
Verpnegungseinsatz in Leninakan 
(für 3000 Mitarbeiter und Patien­
ten eines Nothospitals) sowie die 
Versorgung des Nothospitals und 

Dank an die Armenien-Helfer 

Auch DRK-Heller waren am 31. Januar 1989 nach Bonn gekom­
men, um den Dank des sowjetischen Botschalters Julij Kwizinskij 
(3. v. r.) für alle Armenien-Heller entgegenzunehmen. Aul dem 
Emplang in der Bonner Botschalt würdigten auch Bundesinnen­
minister Dr. Friedrich Zimmermann und DRK-Präsident Prinz 
Wittgenstein (2. v. r.) den beispiellosen Einsatzwillen der haupt­
sächlich Ehrenamtlichen. Botschalter Kwizinskij unterstrich, daß 
die Hellerinnen und Heller aus der Bundesrepublik unter den 
ersten vor Ort gewesen seien und ihr Wollen und Können unter 
schwierigsten Bedingungen unter Beweis gestellt hätten. Nach 
den Phasen der Solorthilfe und der Überlebenshille wird jetzt die 
Wiederaulbauhilfe in Armenien in Gang gesetzt. Carl-Walter Bauer 

Woh nconta iner für die DRK-Helfer In Stepanavan. (Foto: PauteRz) 

Obdachloser in Stepanavan. Dort 
werden auch weitere winterleste 
Container für ambulante ärztliche 
Dienste und Wohnzwecke aulge­
stellt. Die großartige Spendenbe­
reitschalt aus allen Bereichen der 
Bundesrepublik macht die Beteili­
gung des DRK an umlangreichen 
Wiederaulbaumaßnahmen mög­
lich. 

Dabei konzentrieren sich die 
gegenwärtigen überlegungen auf 
die Ergänzung und Ern6lJerung 
der medizinisch-technischen Aus­
stattung des zerstörten Kranken­
hauses in Stepanavan, die vor­
übergehende Unterbringung des 

dortigen Krankenhauspersonals 
und der Patienten in beheizbaren 
Containern und ein baldiger Neu­
bau der zerstörten Grundschule 
in Fertigbautechnik. Für die Op­
ler des Erdbebens, insbesondere 
für Kinder mit Langzeitschäden 
und Behinderungen durch Ampu­
tation, ist gemeinsam mit dem 
Sowjetischen Roten Kreuz, der 
Liga der Rotkreuzgesellschalten 
und weiterer nationaler Gesell­
schalten der Bau eines Rehabili­
tationszentrums mit orthOpäd­
ischen Werkstätten geplant. 

Die Vorplanung von Wiederaul­
baumaßnahmen ist in vollem Gan-

. 
EIR .etbstgebastelter Verschtag dieRt deR ObdachloseR als NotuRterlluRH. 

(Foto: DRK-Blldstelle) 



Hohe Auszeichnung 
Dr. Hermann Schmitz-Wen­

zel, Generalsekr~tär des 
Deutschen Roten Kreuzes, 
wurde vom Bundespräsiden­
ten am 12. Januar 1989 mit 
dem Verdienstkreuz Erster 
Klasse des Verdienstordens 
der Bundesrepublik ausge­
zeichnet. 

Anläßlich der Verleihung 
durch den Staatssekretär beim 
Minister für Arbeit, Gesund­
heit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Dr. 
Wolfgang Bodenbender, über­
brachte dieser die herzlichen 
Grüße und Glückwünsche der 
Landesregierung, insbesonde­
re von Ministerpräsident Jo­
hannes Rau und Minister Her­
mann Heinemann. 

Bodenbender betonte, daß 
die Verleihung einen dramati­
schen Akzent durch die Erdbe­
benkatastrophe in Armenien 
erhalten habe und dankte 
Schmitz-Wenzel für seinen 
Einsatz bei der Mobilisierung 
und Organisation der Hilfs­
möglichkeiten des DRK zugun­
sten der Bebenopfer. 

ge, in den betroHenen Regionen 
werden z. Z. seismologische Gut­
achten für eine möglichst erdbe­
bensichere Wiederherstellung 
medizinischer und sozialer Ein­
richtungen in Stepanavan und Le­
ninakan erstellt. DRK-Experten 
verhandeln vor Ort über konkrete 
Einzelprojekte (Krankenhäuser, 
Schulen, Kindergärten sowie 
dörfliche Sozialzentren) . Der 

Hen:druckmassage 
erhöht 
Überlebenschancen 

In Kürze bietet das Deutsche 
Rote Kreuz jedem Bürger die 
Möglichkeit, bei kostenlosen Er­
ste-Hilfe-Lehrgängen auch die 
Maßnahme der Herzdruckmassa­
ge zu üben. Ziel hierbei ist es, 
die Überlebenschancen für die 
ca. 100 000 Mitbürger zu erhöhen, 
die jährlich in der Bundesrepublik 

Dr. Herman" Schmitz-Wenzel er­
hleU das Bundesverdienslkreuz 
Erster Klasse. (Foto: Fiegel) 

Er würdigte die Verdienste 
Schmitz-Wenzels, die weit 
über diesen aktuellen Anlaß 
hinausgingen und hob dessen 
An teil daran hervor, daß die 
"soziale Handschrift" des DRK 
im sozialen Leben der Bun­
desrepublik unübersehbar und 
die internationale Hilfe des 
DRK weltweit zu einem Güte­
siegel bundesdeutscher Hilfe 
geworden sei. 

Wiederaufbau selbst wird nach 
den bisherigen Erfahrungen des 
DRK in anderen Erdbebenregio­
nen der Welt mindestens ein bis 
zwei Jahre dauern. Die Rekord­
spenden von bis heute mehr als 
65 Millionen DM (rd. 13 Millionen 
wurden bisher für die Soforthilfe 
aufgewendet) werden in vollem 
Umf~ng für dringende Bauprojek­
te benötigt. 

Deutschland an plötzlichem Herz­
versagen sterben. 

Um eine optimale Ausbildung 
anbieten zu können, hat das DRK 
bis jetzt etwa I 500 spezielle 
Übungsmodelle beschafft und das 
Institut für Rettungsdienst beauf­
tragt, seine neuen Ausbildungs­
unterlagen in einem groß ange­
legten Feldversuch auf ihre Wirk­
samkeit zu überprüfen. 

Nunmehr liegt der erste Zwi­
schenbericht des wissenschaft­
lichen Institutes vor, der eine 
Reihe interessanter Ergebnisse 
beinhaltet, wie z. B.: 

- An den - jedermann oHenste­
henden Lehrgängen - beteilig­
ten sich deutlich mehr Männer 
(56 %) als Frauen (44 %). 

- 22 % der Teilnehmer beteilig­
ten sich, weil sie in Notfallsi­
tuationen keine Hilfe leisten 
konnten. 

- Bei 46 % der Teilnehmer lag 
der letzte Erste-Hilfe-Lehrgang 
fünf Jahre (und länger) zurück. 

- Die ca. I 000 getesteten Perso­
nen aus dem Bundesgebiet be­
werteten die neuen Erste-Hil­
fe-Lehrgänge überaus positiv. 
- Stoffmenge angemessen: 

91,5 % 
- Inhalte gut gegliedert: 95 % 
- Zeit ausreichend: 78,4 % 
- Verhältnis von Theorie und 

Praxis ausgewogen: 87 % 
- Möglichkeit zur Beteiligung 

am Unterricht: 89, I % 
Interessant ist auch, daß für 

die weit überwiegende Zahl der 
Teilnehmer die Durchführung der 
Herzdruckmassage im Erste-Hil­
fe-Lehrgang keine besonderen 

Landesbereitschafts­
führer Conrad 60 
Jahre alt 

Anton Conrad aus Schwalbach, 
Landesbereitschaftsführer des 
DRK-Landesverbandes Saarland 

Schwierigkeiten bereitete und 
deshalb grundsätzlich für jeder­
mann erlernbar ist. 

Das DRK ist dabei, die Ausbil­
dung bundesweit einzuführen, so 
daß in absehbarer Zeit in jeder 
Ortschaft Erste Hilfe mit Herz­
druckmassage erlernt werden 
kann. 

Jeder sollte sich fragen, ob er 
in der Lage ist, in Notfällen sach­
gerechte Erste Hilfe zu leisten, 
denn Unfällen und plötzlichen Er­
krankungen - auch der nächsten 
Angehörigen - kann man jederzeit 
unvorbereitet gegenüberstehen. 

Hierzu wird jeder Bürger auf­
gerufen: 
- Lernen sie Leben retten! 
- Nehmen Sie an einem Erste-

Hilfe-Lehrgang teil oder fri­
schen Sie Ihre Kenntnisse 
durch einen neuen Erste-Hilfe­
Lehrgang auf - kostenlos! 

- Wenden Sie sich an Ihre örtli­
che Rotkreuz-Stelle: Der näch­
ste Lehrgang ist so nah wi.e das 
nächste Telefonbuch! 

und Mitglied des DRK-Präsidiums 
in Bonn feierte am 18. Januar 
1989 seinen 60. Geburtstag. Seit 
über 35 Jahren ist er Mitglied des 
Deutschen Roten Kreuzes und 
war seit dieser Zeit in allen DRK­
Verbandsstufen als aktives Mit­
glied tätig. Matthias Erbelding 

Der Präsident des DRK-Landesverbands Saarland, landrat a.D. Albert 
Schwarl (rechts" gratuliert Anion Conrad zur Verdlenslmedaille des landes­
verbands . • 

1 ZS-MllGAZIN 1/89145 



Arbeleer-Samarieer-Buncl 
Erdbeben in Armenien: 

Edolgreiche Hilfsaktion des Arbeiter­
Samariter-Bundes 

Der sowjetische Kauka­
sus, und dort besonders Ar­
menien, gehört zu den erd­
bebengefährdetsten Gebie­
ten der Erde. Nach Auskunft 
der Erdbebenstation in 
Bensberg hat es bereits in 
den Jahren 1926, 1924 und 
1828 in Armenien schwere 
Erdbebenkatastrophen gege­
ben, die Tote und Verletzte 
ford erten. Doch die Kata­
strophe vom 7. Dezember 
1988 hat alles bisher Dage­
wesene übertroffen. 

Wieder eingerichtetes Krankenzimmer In Krankenhaus Hr. 1 

Oie transportabi. Satellilenbodenfunkstalion des ASB leistete bel der NachrlchlenObermittlung wertvolle Dienste . 

Annähernd 50000 Tote und 
eine nicht zu überblickende An­
zaht von Schwerverletzten, Wai­
sen und heimatlos gewordenen 
Menschen sind die Opfer dieser 
Erdbebenkatastrophe geworden. 
Am stärksten betroffen sind die 
Städte Leninakan, Spitak, Stepa­
navan und Kirovakan. 

Die 50000 Einwohner zählende 
Stadt Spitak ist vollständig zer­
stört. In Leninakan, der mit 
250000 Einwohnern zweitgrößten 
Stadt Armeniens, sind 80-90 % 
der Häuser eingestürzt bzw. be­
schädigt und unbewohnbar. Das 
tri fft insbesondere auf Hochhäu­
ser und Häuser aus Fertigbautei­
len zu. Rettungsarbeiten wurden 
erschwert, weil Brücken zusam­
mengebrochen und Straßen un­
passierbar geworden waren. 
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ASB-Arzt Or. Ghazarian b.i einer ärztllchlen Ulntersucl,ung 
Bev6lkerunll · 

in Stepanavan und Kirovakan 
sieht es nicht besser aus. 

Bei eisigem Wind und Nacht­
temperaturen von minus 20 Grad 
mußten die Menschen zum Teil 
auf den Straßen kampieren oder 
in verfallenen Häusern. Garagen 
und Zelten Zuflucht suchen. Me­
dizinische Versorgung war nur un­
zureichend mögtich. Nahrungs­
mittet nur schwer auffindbar. 
Nach richten ü bermitt lungssyste­
mc unterbrochen. 

Ohne Hilfe von außen hätte 
sich die Zahl der Opfer woht we-

senUich gesteigert, doch die so­
wjetische Regierung zögerte Gott 
sei Dank nicht, Hilfe aus allen 
Ländern zu erbitten. Staats- und 
Parteichef Gorbatschows Glas­
nost-Politik machte es möglich, 
daß Helfer und Hilfsgüter nach 
Armenien geschickt werden konn­
ten, um noch Schlimmeres zu 
vermeiden. 

Die erschütternden Berichte 
lösten eine Welle von Hilfsbereit-. 
schaft aus, die es in solchen Aus­
wirkungen nach dem Zweiten 
Weltkrieg bisher nicht gegeben 
hat. Bundesdeutsche Hilfsorgani­
sationen starteten beispielslose 
Solidaritätsaktionen. Auch der Ar­
beiter-Samariter-Bund gehörte 
dazu. Sofort nach Bekanntwerden 
der Katastrophe bot der ASB der 
Sowjetischen Botschaft , dem Aus-



Drei Mitglieder des ASB-Bundesvorstandes haben das Ausmaß der Katastro­
phe vor Ort In Augenschein genommen. Von links: Jürgen Mackensen (ASB­
Bundestechniker), Dr. Friedhelm Barteis (ASB-Bundesam) und Martin Ehmer 
(ASB-Bundesvorsilzender). 

wärtigen Amt und dem Sowjeti­
schen Roten Kreuz medizinische 
Rettungsmannschaften, Rettungs­
hundeteams, seine transportable 
Satellitenbodenfunkstation, eine 
Tri nkwasserau fbe rei tu ngsa n lage 
sowie Zelte, Decken und ZeItbe­
heizungen an. 

Bereits mit dem ersten Hilfs­
flug aus dem Westen am 10. De­
zember 1988 wurden Hilfsgüter 
des ASB nach Armenien gefolgen. 
Dazu zählten: Antibiotika, Desin­
fektionsmittel, Einwegspritzen 
und Kanülen, Medikamente, Blut­
beutel für Blutspenden, Zelte und 
Decken im Wert von DM 75000. 
Zahlreiche und immer wiederkeh­
rende Spendenaufrufe haben da­
zu beigetragen, daß der ASB bis 
Mitte Februar 1989 mit insgesamt 
13 Hilfsgüterflügen medizinische 
Ausrüstung und Geräte im Wert 
von insgesamt über 2 Mio. DM 
nach Armenien senden konnte. 

Doch die Hilfsaktionen des 
ASB gingen über die rein sachli­
chen Hilfsgüter hinaus. Schon am 
12. Dezember 1988 flog das erste 
ASS-Einsatzteam (2 Techniker, I 
Dolmetscher) mit der 1987 ange-

schafften transportablen Satelli­
tenbodenfunkstation, kurz Sat­
Com-Anlage genannt, von Stutt­
gart aus in Armeniens Hauptstadt 
Jerevan und von dort weiter nach 
Stepanavan, 60 km nördlich der 
Stadt Spitak. Dort sollte sie die 
Nachrichtenverbindung zwischen 
den im Erdbebengebiet einge­
setzten deutschen Hilfskräften 
und der Bundesrepublik verbes­
sern. 

Die Sat-Com-Anlage, die bisher 
in Europa einmalig ist, ermöglicht 
eine stetige Kommunikation per 
Telefon, Telex oder Telefax vom 
Einsatzort in Armenien zur ASB­
Einsatzleitung in Köln. Dank die­
ser Funkstation ist eine Nachrich­
tenübermittlung über Satellit von 
jedem Ort der Welt aus gewähr­
leistet, unabhängig davon, ob 
Nachrichtenverbindungen durch 
eine Naturkatastrophe unterbro­
chen sind. Der ASB stellte seine 
Anlage auch allen anderen Hilfs­
organisationen vor Ort zur Verfü­
gung. 

Am 13. Dezember 1988 wurde 
das ASB-Team um drei weitere 
Helfer und zwei Ärzte verstärkt, 

Die ReHungsmannschaften schl iefen überwi egend in Zelten. 

die bis zum 4. Januar in Armenien 
blieben. Neue Hilfeersuche des 
Sowjetischen Roten Kreuzes tra­
fen in der Kölner Einsatzzentrale 
ein. Der ASB sandte in kurzen 
Abständen immer wieder medizi­
nische Hilfsgüter. Die größte 

'Hilfsgüterlieferung erfolgte am 
16. Dezember 1988. Im Wert von 
DM I 600000,- schickte der Arbei­
ter-Samariter-Bund 60 Tonnen 
medizinische Geräte, Blutanalyse­
geräte, Medikamente, Wolldek­
ken und Winterbekleidung nach 
Armenien. 

Ende Dezember wurde ein bis­
heriges, inzwischen stillgelegtes 
Krankenhaus durch ASB-Initiative 
wieder reaktiviert. Dieses Kran­
kenhaus, ein etwa 100 Jahre alter 
Bau, hat als einziges Krankenhaus 
in Leninakan das Erdbeben über­
standen und wurde von ASB-Hel­
fern und Ärzten wieder instandge­
setzt und ausgestattet. 

In einem ebenfalls erhalten 
gebliebenen alten Gebäude wur­
de mit Hilfe des ASB eine Kinder­
kl inik eingerichtet. Beide Kran­
kenhäuser sind inzwischen mit 

Der Wiederaufbau wird dauern . .. 

Hilfsgütern versorgt worden. Der 
erste Belieferungsflug umfaßte 
Infusionslösungen, Krankenhaus­
belten, Medikamente, Spritzen, 
Kanülen und Infusionsbestecke 
sowie sanitäre Ausrüstungsgegen­
stände in einem Gesamtumfang 
von 40 Tonnen und einem Wert 
von DM 385000. 

Am 3_Januar 1989 erhielten 
drei Mitglieder des ASB-Bundes­
vorstandes über das Auswärtige 
Amt die Gelegenheit, mit einer 
Maschine der Bundesluftwaffe 
nach Jerevan zu fliegen. Martin 
Ehmer (ASB-Bundesvorsitzen­
der) , Jürgen Mackensen (ASB­
Bundestechniker) und Dr. Fried­
helm Barteis (ASB-Bundesarzt) 
fuhren per Kleinbus nach Lenin-

akan weiter, um sich über den 
Stand der beiden Krankenhaus­
projekte vor Ort zu informieren 
und weitere Sofortmaßnahmen zu 
prüfen. 

Nach ihrer Rückkehr am 4. Ja­
nuar 1989 beschrieb Martin Eh­
mer seinen Eindruck auf einer 
improvisierten Pressekonferenz 
auf dem KölnJBonner Flughafen 
wie folgt: "Leninakan ist zum 
größten Teil zerstört. 80-90 % der 
Häuser sind nicht mehr bewohn­
bar_ Zwischen den Häusern haben 
die Menschen Lagerfeuer ent­
facht, um sich vor der großen 
Kälte zu schützen_ 20000 Tote hat 
es gegeben, die Zahl der Men­
schen, die die Stadt verlassen 
haben, war bis jetzt noch gar 
nicht bekannt; Hilfsgüterlieferun­
gen sind kaum eingetroffen." 

Zur Zeit des Besuches der 
ASB-Delegation waren im Kran­
kenhaus Nr. I bereits ein Teil der 
vom ASB gesendeten Betten auf­
gestellt worden, die Operations­
säle erwiesen sich als weitgehend 
intakt. Die sanitären Verhältnisse 
beschrieb Martin Ehmer aller-

dings als völlig unzureichend, ja 
katastrophal. Inzwischen sind je­
doch weitere Hilfsgüterlieferun­
gen im Krankenhaus Nr. 1 einge­
troffen: Medizinische Geräte, 
Operationsinstrumente, Laborbe­
darf, Röntgengeräte, sanitäre 
Einrichtungen und ein Notstrom­
aggregat. Medizinisches und pfle­
gerisches Personal ist ausrei­
chend vorhanden, so daß die Plä­
ne des Arbeiter-Samariter-Bun­
des verstärkt dahin gehen, medi­
zinisch-technische Geräte nach 
Leninakan zu entsenden, damit 
die Qualität der Hilfeleistungen 
verbessert werden kann. 

Mitte Februar lagen ca. 60 Pa­
tienten im Krankenhaus Nr. 1, ca. 
120 Personen können jedoch dort 
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und Mitbeteiligten zu einem Emp­
fang in die Sowjetische Botschaft 
nach Bonn ein. 

Baumateriallieferungen sowie die 
Unterstützung der Viehzucht die 
sinnvollsten Hilfeleistungen sei­
en. Sie ermöglichen es den Be­
troffenen, sich selbst zu helfen. 

Um l anill re Anlagen war es schlecht bestellt. (Fotos: Brunner) 

Mit diesem Dankeschön setzen 
sich die Samariter jedoch keinen 
Schlußstrich unter ihre Hilfsakti­
vitäten, sondern machen weiter. 
Die ASB-Delegation hat vom 
19. bis 24. Februar 1989 mit den 
zuständigen Behörden und dem 
armenischen Gesundheitsmini­
ster, Prof. Emil Gabrielian, über 
die weitere Hilfe für die beiden 
Krankenhäuser ein Abkommen 
getroffen und die notwendigen 
weiteren Maßnahmen vor Ort 
überprüft. 

Drei der IAH angehörenden 
Länder führen z. Z. in Armenien 
Hilfsprojekte durch: Die norwegi­
sche Hilfsorganisation baute ein 
Be h i nde rt e nrehabi I i tationsze n­
trum auf, die dänische Hilfsorga­
nisation lieferte Fertighäuser und 
der Arbeiter-Samariter-Bund 
setzte zwei Krankenhäuser wie­
der instand und sorgte für medi­
zinische Ausrüstungen. 

medizinisch belreut werden. In 
der Kinderklinik werden derzeit 
69 Kinder versorgt, 15 liegen auf 
der Intensivstation. 

ASB-Helfer aus Schieswig-Hol­
stein versorgen darüber hinaus 
mit Hilfe einer Trinkwasseraufbe­
reitungsanlage die Außenbezirke 
Leninakans mit Trinkwasser. Die­
ser Einsatz ist für ein halbes Jahr 
geplant. 

Das Sowjetische Rote Kreuz 
und die Sowjetische Botschaft 

Tagung des Kata­
strophenausschusses 
des Intemationalen 
Arbeiter-Hilfswerkes 

Wenn Länder von Katastrophen 
bedroht sind, muß vor allem eins 
geWährleistet sein: schnell und 
unbürokratisch helfen zu können. 

Der Katastrophenausschuß 
des Internationalen Arbeiter­
Hilfswerkes (IAH), ein Zusam­
menschluß von 16 Hilfsorganisa­
tionen aus 13 europäischen län­
dern, hat es sich deshalb zum 
Ziel gesetzt, sich über sinnvolle 
Auslandshilfe im Falle von Natur­
katastrophen auszutauschen und 
konkrete Vorschläge für Hilfspro­
jekte zu machen. Die Beschlüsse 
dieses Gremiums werden dem 
IAH-Vorstand dann zur Beratung 
vorgelegt. 

Auf der letzten IAH-Tagung am 
27. Januar 1989 trafen sich die 
Vertreter verschiedener Hilfsor­
ganisationen aus Belgien, Oster­
reich, Dänemark, Norwegen, Eng­
land und der Bundesrepublik in 
der ASB-Bundesgeschäftsstelle in 
Köln. 

Zwei Projekte standen zur Dis­
kussion: den Opfern des Hurri­
kans im Oktober 1988 in Nicara-
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dankten nach Abschtuß der er­
sten Hilfsaktionen für die Einsatz­
bereitschaft der Helfer vor Ort, 
die gezielten Hilfsaktionen und 
Spendenaufrufe des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes. Julij Alexandro­
witsch Kwizinskij, sowjetischer 
Botschafter in der Bundesrepu­
blik, bedankte sich in einem 
Schreiben an die ASB-Präsidentin 
Annemarie Renger für das Enga­
gement und lud alle vor Orf in 
Armenien eingesetzten Helfer 

gua und den Opfern des Erdbe­
bens im Dezember 1988 in Arme­
nien zu helfen. Die Ausmaße des 
Wirbelsturms und die dadurch 
ausgelösten heftigen Nieder­
schläge in Nicaragua haben nahe­
zu im ganzen Land zu starken 
Schädigungen des Baumbestan­
des geführt. 

Die ökologischen Konsequen­
zen sind ernst zu nehmen, denn 
etliche Hektar des Baumbestan­
des sind umgeknickt und verfau­
len jetzt am Boden. Damit ist ein 
wichtiger Wirtschaftszweig, näm­
lich der Export von Holz, unter­
brochen, der wirtschaftliche 

Unter Leitung des ASB-Bun­
destechnikers Jürgen Mackensen 
wird dann ein Hilfskonvoi mit 
Handwerkern und weiteren Aus­
rüstungsgegenständen, die das 
Krankenhaus Nr. I und das Kin­
derkrankenhaus komplettieren 
sollen, nach Armenien reisen. 

Mit diesen gezielten Maßnah­
men hat der ASB eine effiziente 
Hilfe geleistet. Karin Meyer 

Schaden ist im gesamten Land­
wirtschaftsbereich groß. , 

Die Hilfeleistungen, insbeson­
dere auch finanzieller Art, haben 
längst nicht die Ausmaße ange­
nommen, wie es beispielsweise 
in Armenien der Fall war. Da man 
den Wirbelsturm rechtzeitig be­
merkt hat, konnten Evakuierungs­
maßnahmen getroffen werden, so 
daß es nur wenige Tote gab. 
Dementsprechend waren auch 
die Meldungen in den Medien 
nicht sensationell. Im IAH-Kata­
strophenausschuß einigte man 
sich darauf, daß der Aufbau von 
Schreinereien, Sägewerken und 

Es wurde zur Diskussion ge­
steilt, welches dieser Projekte 
vom IAH weitere finanzielle Un­
terstützung erhalten sollte. Bis 
zum Ende der Sitzung kam es 
jedoch zu keiner Entscheidung, 
so daß man beschloß, erst dann 
konkrete Schrille zu unterneh­
men, wenn sich herauskristalli­
siert hat, welches Projekt auch 
langfristig nötig sein wird. 

Durch die Diskussionen des 
IAH-Katastrophenausschusses 
wurde deutlich, daß mehr als in 
der Vergangenheit nach außen 
hin deutlich gemacht werden 
muß, daß alle vertretenen Ver­
bände Teil einer gemeinsamen 
Organisation, dem Internationa­
len Arbeiter-Hilfswerk, sind. Um 
die interne Organisation zu straf­
fen, ist es notwendig, daß auch 
die Vertreter der einzelnen Hilfs­
organisationen in den Drille­
Welt-Ländern enger zusammenar­
beiten und im Katastrophenfall 
die Koordination und den Infor­
mationsaustausch über die Aktio­
nen der einzelnen Verbände über 
die gemeinsame Einsatzzentrale 
des Arbeiter-Samariter-Bundes 
erfolgen lassen. KM 

Am 27. Januar tralen sich Vertreter der Hltlsorganlsalionen aUI Belgien, Osto"elch. 
und der BRD in der ASB-BundesgeschlHsstelio In KDln. 
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Johanni.r-Unfall·Hilfe 8 1 
Bundeswettkampf der Johanniter-UnfaU­

Hilfe in Ladenburg 
Etwa 25 Mannscbaften mit 

über 300 Helfern und Ret­
tungssanitätem der Joban­
niter-Unfall-Hilfe werden 
vom 19. bis 21. Mai im badi­
scben Ladenburg Ihren Sie­
ger in verschiedenen Berei­
chen der Ersten Hilfe ermit­
teln. Im Rahmen der offiziel­
len Feierlichkeiten zum 
40jährigen Besteben der 
Bundesrepublik Deutsch­
land ricbtet der JUH-Landes­
verband Baden-Württemberg 
gemeinsam mit dem Ortsver­
band Ladenburg den Bun­
deswettkampf 1989 im Auf­
trag der JUH-Bundesge­
schäftsführung aus. Die 
Schirmherrschaft über die 

diesjährige Veranstaltung 
hat Bundestagspräsidentin 
Rita Süssmuth über­
nommen. 

Bei diesem Vergleichswett­
kampf, der alle zwei Jahre statt­
findet, werden in drei Kategorien 
die theoretischen und prakti­
schen Kenntnisse bei der Versor­
gung von Verletzten am Unfallort 
geprüft. Neben den in Landes­
wettkämpfen qualifizierten Teams 
der JUH nehmen am Bundeswett­
kampf Johanniter aus Großbritan­
nien, Italien und Osterreich teil. 
Auch Gastmannschaften des Mal­
teser-Hilfsdienstes, des Deut­
schen Roten Kreuzes und des Ar­
beiter-Samariter-Bundes sind da-

bei. Darüber hinaus werden noch 
600 Mannschartsbetreuer und Gä­
ste erwartet. 

Unterstützt werden die Johan­
niter bei der Ausrichtung dieser 
Veranstaltung durch die Stadt La­
denburg, die Freiwillige Feuer­
wehr, die DLRG sowie das Laden­
burger und Mannheimer THW. 
Das Wettkampfgelände befindet 
sich im Ladenburger Schulzen­
trum, in dem es nicht nur um 
Platz und Sieg für die einzelnen 
Mannschaften geht. Hier stellen 
verschiedene Vereine und Institu­
tionen aus dem Rhein-Neckar­
Raum ihre Tätigkeiten der Bevöl­
kerung vor. Mit Ausstellungen, In­
formationsständen und viel Musik 
wird hier ein buntes Programm 

So wird's auch in Ladenburg: JUH-RettungssanitJter beim 8undesweHkampl 1987 in Hannover. 

zusammengestellt. Außerdem in­
formieren die Johanniter an ver- . 
schiedenen Stellen in Ladenburg 
über ihr Ausbildungsprogramm, 
die Sozialen Dienste, den Ret­
tungsdienst und deh Katastro­
phenschutz. Einer der Höhepunk­
te ist eine Ausstellung zur 900jäh· 
rigen Geschichte des Johanniter­
ordens in den Räumen des La­
denburger Rathauses. 

Zu dem Rahmen des Bundes­
wettkampfes gehört auch der Ver­
kauf von Wohlfahrtsbriefmarken 
mit einem Sonderstempel der 
Bundespost. 

Einsah bei der 
Katastrophe von 
Remscheid 

Das Flugzeugunglück in Rem­
scheid am 8. Dezember 1988 for­
derte sieben Menschenleben. 50 
Personen wurden verletzt, einige 
davon schwer. Es entstand ein 
Sachschaden von mehreren Mil­
lionen Mark. Zahlreiche Wohn­
häuser wurden völlig zerstört. Die 
Katastrophe aus der Luft machte 
schnelle und präzis abgestimmte 
Hilfe nötig. 

Kurz nach dem Absturz der 
amerikanischen Militärmaschine 
gegen 13.30 Uhr wurde Katastro­
phenalarm ausgelöst. In den fol­
genden 36 Stunden standen Hel­
fer des Technischen Hilfswerks, 
der Feuerwehr, der Johanniter­
Unfall-Hilfe, des Deutschen Ro­
ten Kreuzes und der anderen 
Hilfsorganisationen gemeinsam 
mit Polizei und Bundeswehr im 
Einsatz. Etwa 300 Einsatzkrärte 
sicherten die Unglücksstelle, 
löschten die Brände und kümmer­
ten sich um die Verletzten oder 
halfen bei der Vermißtensuche. 
Wie von der Katastrophenschutz­
leitung für solche Fälle vorgese-
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Die zahlreichen Heiter in Remscheid wurden von der JUH versorgt, 40 
Johannller . 'anden dafür bere ll. 

Herzlichen 
Glückwunsch: 

Johanniter feierten 
den 60. Geburtstag 
ihres Präsidenten 

Drangvolle Enge herrschte in den ansonsten nüchternen Räu­
men der Bundesgeschäftsstelle der Johanniter-Unfall-Hilfe in 
Bonn. Die Johanniter konnten rund 400 Gäste, darunter zahlrei­
che Prominente, begrüßen. Mit einer originellen Idee feierten 
sie den 60. Geburtstag ihres Präsidenten Wilhelm Graf von 
Schwerin. 

Die Besucher waren nicht nur als Gratulanten gekommen, 
sondern auch als Besucher einer Vernissage. In Zusammenarbeit 
mit der Galerie Rolandshof wurde eine Ausstellung mit Werken 
des rheinischen Malers Franz M. Jansen eröffnet. Vier seiner 
Werke wurden im Laufe des Abends zugunsten krebskranker 
Kinder in der Johanniter-Kinderklinik in St. Augustin amerika­
nisch versteigert. 

Jeder konnte mitbieten! Der gesamte Erlös der Versteigerung 
ging an die Johanniter-Kinderklinik. Dazu sagte Professor Klaus 
von Schnakenburg, der Ärztliche Direktor der Klinik: "Für unsere 
krebskranken kleinen Patienten brauchen wir dringend mobile 
Geräte, denn Kinder wollen spielen und ihrer Bewegung freien 
Lauf lassen - auch wenn sie krank sind." Hierfür, wie auch für 
andere wichtige Investitionen zur Betreuung der Kinder, fehlen 
die Kostenträger. 

Der 60. Geburtstag des JUH-Präsidenten, Wilhelm Graf von 
Schwerin, war zugleich sein Start in die dritte Amtsperiode, in 
die er vor kurzem von der Delegiertenversammlung einstimmig 
gewählt wurde. Seine bisherige achtjährige ehrenamtliche Tätig­
keit als Präsident ist von einer beachtlichen Entwicklung der 
Johanniter-Unfall-Hilfe begleitet. Neben einem starken Anwach­
sen traditioneller Aufgabenfelder, wie Erste-Hilfe-Ausbildung und 
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hen, übernahmen die Johanniter 
die Verpfegung der Helfer. 

Nach kurzer intensiver Vorbe­
reitung stand die Versorgungsein­
heit der JUH Remscheid bereit. 
Neben heißen Getränken und der 
sogenannten Kaltverpnegung wur­
den bei Abend- und Mittagessen 
an zwei Tagen rund I 500 Portio­
nen Suppeneintopf ausgegeben. 
Einsatzkräfte, die von ihren Po­
sten unabkömmlich waren, wur­
den "mobil" versorgt. Insgesamt 
waren 40 Johanniter im Schicht­
betrieb rund um die Uhr mit der 
Verpnegung beschäftigt. 

Ingrid Müller, die als Beauf­
tragte für den Katastrophen­
schutz der JUH Remscheid den 

Einsatz leitete, nannte die Koor­
dination zwischen den beteiligten 
Organisationen und Stellen "her­
vorragend". Besonders erfreut 
zeigte sie sich über die Hilfsbe­
reitschaft umliegender JUH­
Standorte. So nogen wenige Mi­
nuten nach Bekanntwerden der 
Katastrophe auf Initiative der Köl­
ner JUH-Einsatzzentrale zwei 
Hubschrauber von Köln-Porz aus 
nach Remscheid. An Bord waren 
neben der regulären Besatzung 
von je zwei Rettungssanitätern 
auch drei Ärzte. Einer der Hub­
schrauber nog unter anderem 
einen Schwerverletzten in ein 
Aachener Krankenhaus. 

JUH-PrI.ldent Graf von Schwerln Im Ge.prlch mll der Galerl.lln 
Rosemarle Bassi. 

den Rettungsdiensten, wurde vor allem die Arbeit im Bereich der 
Sozialen Dienste - Behindertentransport, Essen auf Rädern, 
Besuch und Rettung, Hausnotruf - aus- und aufgebaut. 

Von der Anerkennung dieser Leistungen, die ohne die fast 
20000 zum größten Teil ehrenamtlich tätigen Helfer undenkbar 
wären, zeugen auch die Grußworte von Bundesministerin Prof. 
Dr. Ursula Lehr und Bundesminister Dr. Norbert Blüm. 

Der Herrenmeister des Johanniterordens, Wilhelm Karl Prinz 
von Preußen, lobte den ungewöhnlich intensiven Einsatz von Graf 
Schwerin für die Johanniter mit den Worten: "Der Johanniteror­
den ist stolz auf Sie." 

Mit Ende des Abends stand das Ergebnis der Versteigerung 
fest: 2830 Mark und 10 Schweizer Franken. Kräftig erhöht wurde 
der Betrag durch weitere Geldspenden anläßlich des Geburts­
tags, die ebenfalls der Kinderklinik zugutekamen. tnsgesamt kam 
die stolze Summe von 5 100 Mark zusammen. 

... 



I ' 
Sichere Arzneimittelversorgung gefordert 

Die Verantwortlichen sind zu raschem Handeln aufgerufen 

Eindeutige gesetzliche Re­
gelungen zur Versorgung 
der Rettungs- und Sanitäts­
dienste haben Deutsches 
Rotes Kreuz, Johanniter-Un­
fall-Hilfe, Malteser-Hilfs­
dienst, Deutscher Feuer­
wehrverband, Bundesver­
einigung der Arbeitsgemein­
schaften Notärzte Deutsch­
lands, Deutsche Interdiszi­
plinäre Vereinigung für In­
tensivmedizin und unter 
Einbeziehung der Interessen 
des Arbeiter-Samariter-Bun­
des anIäßlich einer Konfe­
renz in Köln gefordert: 

Die optimale Einsatzfahigkeit 
der Rettungs-, Notarzt- und Sani­
tätsdienste setzt eine fachgerech­
te Arzneimittelversorgung voraus. 
Diese sollte nach den gleichen 
strengen Kriterien erfolgen, die 
seit 1983 für die Krankenhäuser 
gelten. Zur bestmöglichen Ver­
sorgung der Notfallpatienten muß 
die Arzneimittelversorgung auch 
im präklinischen Bereich primär 
vom Gedanken der Arzneimittelsi­
cherheit geprägt sein. 

Für die Praxis bedeutet dies 
unabdingbar: 
• Versorgungsverträge zwischen 

Apotheke und Rettungsdienst 
bzw. Sanitätsorganisation, die 
der Medizinalaufsicht unter­
liegen. 

• Arzneimittellisten, die ge­
meinsam von den verantwort­
lichen Ärzten und Apothekern 
nach pharmakologischen, 
pharmazeutisch-galenischen 
und ökonomischen Aspekten 
erstellt werden. 

• Sicherstellung der Versorgung 
mit Betäubungsmitteln für den 
Einsatz in der Notfall- und Ka­
tastrophenmedizin. 

• Regelmäßige halbjährliche 
Kontrollen der Arzneimittelbe­
stände auf den Einsatzfahr­
zeugen des Rettungsdienstes 
und in den Organisationsglie­
derungen. 

• Beratung der Ärzte im Ret­
tungs- und Sanitätsdienst in 
allen Arzneimittelfragen sowie 
Unterrichtung des Sanitäts­
personals in Arzneimittelkun­
de und dem sachgerechten 
Umgang mit Arzneimitteln. 

• Entsorgung nicht mehr ver­
kehrsfahiger Arzneimittel 
durch die versorgende Apo­
theke. 

Die Organisationen des Ret­
tungs-, Notarzt- und Sanitätsdien­
stes fordern daher: 

Im Rahmen einer Novellierung 
des Gesetzes über das Apothe­
kenwesen müssen die Bestim­
mungen des § 14 des Apotheken­
gesetzes auf die Versorgung der 
Rettungsdienste und Sanitätsor­
ganisationen mit Arzneimitteln 
ausgedehnt werden, damit diese 

Hille für Ungarn: 

in Zukunft durch Krankenhaus­
apotheken und öffentliche Apo­
theken auf vertraglicher Basis 
ordnungsgemäß, fachgerecht und 
sicher versorgt werden können. 
Zur Sicherstellung einer optima­
len Notfallversorgung werden 
hiermit alle Verantwortlichen im 
Bereich der Gesetzgebung und 
Administration zu raschem Han­
deln aufgerufen. 

Es fehlt an allem 
Im Mal 1987 wird erstma­

lig offiziell von der Caritas­
Ungarn die Bitte um Hilfe an 
die ungarische Exilassozia­
tion des Malteserordens her­
angetragen. Die wirtschaft­
liche Situation in Ungarn hat 
sich gravierend verschlech­
tert. Besonders betroffen 
sind Krankenhäuser, Alten­
und Behindertenheime und 
- wie immer - die Armen. 
Erschwert wird die Lage 
noch durch den Zustrom von 
15000 bis 20000 Flüchtlin­
gen aus Rumänien, von wo 
die Angehörigen der ungari­
schen Minderheiten vertrie­
ben werden. 

Was geschah? 

Angesichts der geschilderten 
Notlage: "Bei uns in ungarn fehlt 
alles", setzten sich kurzent­
schlossen als Vertreter der unga­
rischen Malteser Präsident Imre 
von Ugron und Csilla Freifrau von 
Boeselager (Diözese Paderborn), 
Vertreter der Pfarreien in Arns­
berg sowie Mitarbeiter des MHD 
Arnsberg zusammen, um über 
Hil fsmaßnahmen zu· beraten und 
diese einzuleiten. 

Ergebnis: Durch ein Informa­
tionsblatt wurden die Bevölke-

rung auf die Situation in Ungarn 
und die Notwendigkeit massiver 
Hilfe aufmerksam gemacht und 
benötigte Hilfsgüter und Sammel­
stellen angegeben. Für den er­
sten Transport, der am 23. Okto­
ber 1987 nach Budapest fuhr, 
stellte eine Arnsberger Spedi­
tionsfirma kostenlos einen Lkw 
zur Verfügung. "Ich dachte", so 
berichtete Csilla von Boeselager, 
"als ich den ersten Lkw mit Hilfe 
der hiesigen Industrie, Kranken­
häuser und Ärzte über die Grente 
gebracht habe, du hast etwas Gu­
tes getan und damit ist auch die 
Sache abgeschlossen. Aber der 
Fahrer des ersten Lkw war ein 
junger deutscher Arzt, den ich 
seit vielen Jahren kenne, und mit 
ihm habe ich ein Krankenhaus 
dort besucht. Nach diesem Be­
such war mir klar, daß das nur 
der erste Schritt von einer relativ 
großen Aufgabe war." 

Inzwischen wurden die Hilfsgü­
ter in bisher 35 Transporten Ge 
Transport ein bis zwei Lkw mit 
Hänger) von dem staatlich-ungari­
schen Speditionsunternehmen 
Hungarocamion übernommen. 
Hungarocamion bringt ungarische 
Agrarprodukte in die Bundesrepu­
blik und die Beneluxländer und 
fahrt - normalerweise - leer zu­
rück. Diese Zeiten sind vorbei. 

Dank der schnell geknüpften Kon­
takte mit maßgeblichen Stellen in 
Budapest, z. B. Gesundheitsmini­
sterium, und in der Bundesrepu­
blik, z. B. Auswärtiges Amt, Unga­
rische Botschaft, wurde die 
kostenfreie Ausfuhr genehmigt, 
und nun wiederholt sich für Un­
garn das, was seit acht Jahren für 
Polen realisiert wird: daß ein 
staatliches Transportunterneh­
men eines sozialistischen Landes 
für die katholische Kirche Hilfs­
güter fahrt. 

. Inzwischen sind für ca. 6,5 Mil­
lionen Mark Güter auf diese Wei­
se nach Ungarn gelangt: Mehrere 
Tonnen Kinder- und Erwachse­
nenkleidung für kinderreiche Fa­
milien und Kinder-Behinderten­
heime, Textilien, Handtücher, 
Bettwäsche und Tischdecken. 
Stühle, Tische, Schränke, Be­
leuchtungskörper, Untersu­
chungsliegen, Stühle für Arztpra­
xen, Erwachsenen- und Säug­
lingswagen, Roll- und Toiletten· 
stühle, ca. 200 Krankenhausbet­
ten, darunter 6 neue Intensivbet­
ten (wohl die einzigen Ungarns), 
ein Beatmungsgerät Spiromat 661 
mit Ersatzteilen, Sterilisatoren, 
Dialysegeräte, Inhalationsgeräte, 
Blutdruckmeßgeräte, Sonden, In­
fusionsbestecke, OP-Lampen und 
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-Strahler, Medizinschränke, Ärz­
teschreibtische u.a.m. 

Wie kommt Csilla von Boesela­
ger, selbst Exilungarin, an diese 
wertvollen Gerätschaften? 

Da ist z. B. die Sache mit den 
Essenwagen: Der Pflegedienstlei­
ter am Siegener Krankenhaus 
hörte von dieser Hilfsaktion und 
erinnerte sich, daß das Kreis­
krankenhaus seine Essensversor­
gung zentralisiert und seither 
filnt schwere funktionsfähige 
Thermowagen ausgemustert 
wurden. 

"Das wäre doch etwas", dachte 
er und nahm Kontakt mit der 
Initiatorin auf: Thermowagen hat­
te sie noch in keiner ungarischen 
Klinik gesehen. 

Von vielem, was für uns zur 
größten Selbstverständlichkeit 
gehört, kann man in Ungarn nur 
träumen. Zum Beispiel von Kran­
kenhausnachttischchen mit aus­
ziehbarer Platte. 

Csilla von Boeselager sprach 
mit Ärzten, Professoren, hörte 
von diesem und jenem etwas 
über Krankenhausmodernisierung 
und reiste und telefonierte, um 
von den Verantwortlichen letzt­
endlich die ausgesonderten, voll 
funktionsfahigen Gerätschaften 
zu erhalten. 

Zu 15 Kliniken in Ungarn wurde 
bislang Kontakt au fgenommen. 
Viel geht nach Budapest, wo im­
merhin ein Fünftel der Gesamt­
bevölkerung lebt. Ins Johannes­
Hospital z. B., mit 2000 Betten 
eine der größten Kliniken in der 
Hauptstadt, wo sich kurz vor 
Weihnachten Ärzte, Pflegepers0-
nal und Patienten über einen 
Computertomographen freuten. 

Auf die Frage, wieso sie so 
schnell all diese wichtigen und 
nützlichen Kontakte habe herstel­
len können, lachte sie und sagte: 
"Das weiß ich nicht, mir hilft der 
Heilige Geist." Und das ist ihr 
ganz bitter ernst. Denn es grenzt 
wirklich ans Wunderbare, was sie 
in Privatinitiative z. B. von der 
Uni-Klinik Frankfurt und den 
Städtischen Kliniken Dortmund an 
hochwertigen Geräten erhalten 
hat. 

Was heillt UMaI? 

Die wachsende Hilfsaktion un­
ter tätiger Mitarbeit der Arnsber­
ger Malteser und vieler anderer 
Malteser-Gliederungen ließ es 
richtig erscheinen, dieser Arbeit 
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eine feste äußere Form zu geben, 
damit z. B. Spendenbescheinigun­
gen ausgestellt werden können, 
ohne damit andere Organisatio­
nen, sei es der Arnsberger MHD 
oder eine Malteser-Assoziation, 
zu belasten. Deshalb wurde am 
15. Dezember 1988 in Köln eine 
neue Gemeinschaft der Malteser 
gegründet, die es sich zur Aufga­
be gemacht hat, in enger Verbin­
dung zu der ungarischen Caritas 
zu wirken: der UMCD (Ungari­
scher Malteser-Caritas-Dienst). 
Man wollte nicht "noch einen 
neuen Verein" haben; aber fiska­
lische Gründe waren ausschlagge­
bend für diesen Schritt. 

Bundesaußenminister Gen-
scher, der am 15. Dezember in 
Budapest weilte, um dort ein bila-

terales Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik und Ungarn zu 
unterzeichnen, war der erste, der 
dem jungen Verein seine Glück­
wünsche übermitteln ließ. Der 
Sitz des Vereins ist in Arnsberg, 
und es besteht die berechtigte 
Hoffnung, daß bald eine Schwe­
stervereinigung gleichen Namens 
in Budapest zugelassen wird. 

Jeder kann mithelfen: Gesucht 
werden zur Zeit dringend eine 
Großkücheneinrichtung, Herde, 
Tische, Großkochtöpfe, Geschirr, 
Spülmaschine u.a.m. für ein Al­
tenheim. 

Kontaktadressen: MHD Arns­
berg (02931/4316) oder direkt 
an die Vorsitzende des UMCD 
(Freifrau von Boeselager, Tel. 
02932/2 30 05) . Waltraut Kallen 

SChwerstbehindertenbetreuung 

Zivildienst mit 
Familienanschluß 

Ludger hat sich nicht beirren 
lassen. Obwohl er in seinem Hei­
matdorf "schon mal schief ange­
guckt" wird, hat sich der 23jähri­
ge aus Gewissensgründen den­
noch für den Zivildienst entschie­
den. Doch Ludger Wüllner hätte 
vermutlich sowieso keine andere 
Möglichkeit gehabt, denn er ist 
fest an zu Hause gebunden. Nach 
der Mittleren Reife hatte er eine 
landwirtschaftliche Ausbildung 
begonnen und nach bestandener 
Prüfung den Hof übernommen, da 
seine Eltern in den Ruhestand 
treten wollten. Ludgers einziger 
Bruder studiert in München und 
war übrigens auch Zivildienstlei­
stender bei den Maltesern. Heute 
ist Ludger bis zum Nachmittag 
selbständiger Landwirt und ver­
sieht täglich ab 16.00 Uhr bis zum 
späten Abend seinen Zivildienst 
bei der Familie Tackenberg im 
norddeutschen Damme. 

Monate vor Antritt seiner Er­
satzdiensttätigkeit hatte sich Lud­
ger eingehend beim Malteser­
Hilfsdienst über die verschiede­
nen Zivildienstmöglichkeiten in­
formiert und sich dann für die 
individuelle Schwerstbehinder­
tenbetreuung entschieden. Uwe, 
23 Jahre und Rolf, 16 Jahre, sind 
körperlich und geistig behindert 
und zudem blind. Sie werden an 
den Werktagen frühmorgens zur 
Behindertenwerkstatt und Tages­
bildungsstätte in die über 30 Kilo-

meter entfernte Kreisstadt Vech­
ta gefahren. "Die Fahrzeiten des 
Behindertenbusses sind unsere 
Tageshauptzeiten", gibt Frau Tak­
kenberg zu verstehen, "nur solan­
ge meine Kinder außer Haus 
sind, kann ich Erledigungen ma­
chen. Wenn die beiden nachmit­
tags nach Hause kommen, muß 
ich auch zurück sein, dann fangt 
Ludgers Dienst an." 

Für seinen Dienst wurde der 
"Zivi" speziell in Trier pädago­
gisch und praktisch auf seine Ar­
beit vorbereitet. Daß Behinde­
rung nicht gleich Behinderung ist, 
mußte Ludger bei den Tacken­
bergs sehr bald feststellen. Doch 
das war für ihn kein Problem. 
"Der Familienanschluß", so Frau 
Tackenberg, "war gleich gewähr­
leistet, wir haben uns auf Anhieb 
verstanden, auch mit dem 
schwierigen Rolf klappt es, ob­
wohl ich da anfangs skeptisch 
war." Obwohl die Behinderungen 
der beiden Jungen ähnlich gela­
gert sind, außer daß Rolf nicht 
sprechen kann, unterscheiden 
die beiden sich sehr stark in Ge­
müt und Charakter. So ist es zum 
Beispiel nicht möglich, daß eine 
Person alleine beide gleichzeitig 
betreut. Insbesondere der sehr 
auf sich selbst bezogene Rolf ist 
z. B. für die abendliche Gymnastik 
nur schwer zu motivieren. Mei­
stens sitzt er im Schaukelstuhl 
und beschäftigt sich mit einem 

Ball. Mit dem älteren Bruder Uwe 
hat es der "hauseigene" Zivi et­
was einfacher. Wahrend Uwe ge­
riau betonend den "Erlkönig" auf­
sagt, erklärt Ludger die täglichen 
Lese- und Wortspiele, die zu sei­
nem Lehrprogramm gehören. Der 
lernfreudige Uwe versteht es, im 
"Einfingersystem" Orgel zu spie­
len und lernt Gedichte, Telefon­
nummern und Adressen auf An­
hieb auswendig, die Ludger ihm 
vorliest. 

Beim Abendessen hat jeder 
seinen festen Platz, Uwe be­
kommt die Brote von Ludger ge­
schmiert, die Mutter bedient Rolf 
und manchmal ist auch die 20jäh­
rige Tochter Iris mit von der Par­
tie. Erst seitdem Iris als Masseu­
rin in Münster ausgebildet wird, 
ist ihre Mutter als Witwe auf zu­
sätzliche Hilfe angewiesen. Dabei 
ist es besonders wichtig, daß 
stets ein und dieselbe männliche 
Person, zu der ihre blinden Söh-

. ne das nötige Vertrauen aufbauen 
können, ihr zur Seite steht. 
Männlich sollte die Bezugsperson 
deshalb sein, weil Blinde sehr 
sensibel auf Stimmlagen reagie­
ren und somit ein Ausgleich zur 
Stimme der Mutter vermittelt 
wird. 

Das absolute Vertrauen zur Be­
zugsperson ist bei den Bewe­
gungsübungen, dem abendlichen 
Baden und insbesondere in unge­
wohnter Umgebung, z. B. bei der 
Freizeitgestaltung, unerläßlich. In 
puncto Freizeitgestaltung unter­
nimmt Ludger des öfteren mit 
einem Tandemfahrrad kleinere 
Ausflüge, auch Tretbootfahren 
steht im Sommer häufig auf dem 
Programm. Diese Aktivitäten und 
die Initiativen, die Ludger bei sei­
ner Arbeit entwickelt, erleichtern 
Frau Tackenberg nicht nur die 
Arbeit im Haushalt, sie hat dank 
des Zivildienstleistenden auch 
mehr Zeit, ihre 23jährige Erfah­
rung in der Behindertenarbeit an 
andere Familien mit behinderten 
Kindern weiterzugeben und diese 
zu organisieren. Seitdem Ludger 
dabei ist, informiert sie insbe­
sondere über ihre positiven Er­
lebnisse mit dem Zivildienstlei­
stenden. Ein Thema, das hierzu­
lande noch fast völlig unbekannt 
ist. Auch Tackenbergs hatten von 
den Zivildienstleistenden beim 
Malteser-Hilfsdienst zufallig über 
Bekannte gehört. "Für mich", so 
Frau Tackenberg, "ist der Ludger 
ein Glücksfall." 



Deutscher Feuerwehnerbancl 1 \ 
Ausschreibung "Feuenvehnvettkampf" 

beim Deutschen Feuenvehrtag 1990 

Im Rahmen des 26. Deut­
schen Feuerwehrtages 1990 
in FriedricbshafenIBodensee 
findet ein Feuerwehrwett­
kampf nach der CTIF-Wett­
kampfordnung "Internatio­
naler Feuerwehrwettkampf" 
mit internationaler Beteili­
gung statt. 

1.0 Ausschreibung 
Der Wettkampf findet in Fried· 
richshafen am Freitag, dem 
15. Juni 1990, im Zeppelin-Stadion 
statt. 

I.1 Träger der Veranstaltung ist 
der Deutsche Feuerwehrverband, 
Koblenzer Straße 133, 0-5300 
Bonn 2 

1.2 Die Leitung des Feuerwehr­
wettkampfes ist dem Vorsitzen­
den des DrY-FA "Wettbewerbe" 
übertragen. 

1.3 Voraussetzung für die Teil­
nahme ist 
a) die Anerkennung der "Wett­
kampfordnung" und des zur 
Durchführung des Wettkampfes 
vom DrY aufgestellten Organisa­
tionsplanes. 
b) die Anerkennung des Wett-
kampfausschusses und des 
Kampfrichterstabes_ Anerken-
nung ihrer Entscheidungen. 
c) die Einhaltung der MeIdeter­
mine. 
d) die fristgerechte Überweisung 
des Startgeldes. 

1.4 Zur Durchführung dieses 
Wettkampfes wird ein Wett­
kampfausschuß und ein Kampf­
richterstab gebildet. 

1.5 In begründeten Ausnahme­
fallen, in denen die Teilnahme­
voraussetzung gemäß Pos. 1.3 
nicht gegeben ist, kann der Wett­
kampfausschuß vor dem Auftritt 
der betreffenden Gruppe auf An-

trag eine Ausnahmegenehmigung 
erteilen_ 

1.6 Es wird je Gruppe ein Start­
geld von DM 70,- erhoben. 

2.0 Teilnahme 
Folgende Zahl Wettkampfgruppen 
(Männer) können entsendet wer­
den (s. Tab.): Sollte ein Mit­
gliedsverband bzw. Land die ihm 
zustehende Zahl an Gruppen 
nicht ausschöpfen, ist die unge­
nutzte Quote nicht auf andere 
Mitgliedsverbände/Länder über­
tragbar. 

3.0 Frauengruppen 
Außerhalb des Kontingents der 
Wettkampfgruppen (position 2.0) 
können auch Frauengruppen teil­
nehmen_ Die Anzahl dieser Grup­
pen unterliegt keinen Quoten und 
wird nicht auf die zugeteilten 
Quoten (Position 2.0) · ange­
rechnet. 

Land max. Zahl 

INLAND: 
Baden-Württemberg 9 
Bayern 9 
Berlin 3 
Bremen 3 
Hamburg 3 
Hessen 9 
Niedersachsen 9 
Nordrhein-WesHalen 9 
Rheinland-Pfalz 6 
Saarland 3 
Schleswig-Holstein 6 
AUSLAND: 
Frankreich 3 
Österreich 3 
Schweiz 3 

Voraussetzung für einen Start ist, 
daß die Meldetermine auch für 
die "Frauengruppen" eingehalten 
werden. 

4.0 Wertungsgruppen 
Die Wettkampfgruppen werden in 
folgende zwei Wertungsgruppen 
aufgegliedert: 

I : Freiwillige Feuerwehren 
(Männer) 

11: Frauengruppen 

4. I Als gültige Wettkampford­
nung gilt die für die "Internatio­
nalen Feuerwehrwettkämpfe", 4. 
verbesserte Auflage 1983 des 
CTIF. 

4.2 Hiernach kann in der Wer­
tungsgruppe I angetreten werden 
in der 

• Klasse A (ohne Altersbewertung; 
Gesamtalter der antretenden 9 
Männer bis 269 Jahre) oder 
Klasse B (mit Altersbewertung: 
Gesamtalter der antretenden 9 
Männer ab 270 Jahre). 

4.3 Die Wertungsgruppe 11 
(Prauengruppen) kann nur in der 
Klasse A (ohne Altersbewertung) 
antreten. 

4.4 Für die Altersbewertung 
beim Wettkampf in Friedrichsha­
fen gilt als Stichtag der 15. Juni 
1990. 

5.0 Anmeldung 
5.1 Die Benennung der Teilneh­
mergruppen für den Feuerwehr­
wettbewerb erfolgt ausschließlich 
über den jeweiligen Landesfeuer­
wehrverbandlLandesgruppe bzw. 
ausländischen Feuerwehrverband' 
im Rahmen der Quoten (gem. 
Pos_ 2.0). 
Bis spätestens 15. Oktober 
1989 sind diese Teilnehmergrup­
pen namentlich mit Anschrift dem 
Deutschen Feuerwehrverband zu 
melden. Später eingehende Mel­
dungenlNachmeldungen oder Än­
derungen (auch im Rahmen der 
Quote) können nicht berücksich­
tigt werden. 

5.2 Die offiziellen Anmeldefor­
mulare sind dem Deutschen Feu­
erwehrverband von den Teilneh­
mergruppen mit allen zugehöri­
gen Unterlagen (vollständige An­
gaben) bis spätestens 1. Ja­
nuar 1990 (Posteingang) einzu­
reichen. Später eingehende Un­
terlagen bzw. Änderungen können 
nicht berücksichtigt werden. 

5.3 Benötigte organisatorische 
Einzelheiten erhalten die Teilneh­
menüge rechtzeitig schriftlich 
mitgeteilt. 

5.4 Die Startreihenfolge wird 
ausgelost und den teilnehmenden 
Gruppen rechtzeitig schriftlich 
mitgeteilt. 

6.0 Bewertung 

6.1 Wettkamprausschuß und 
Kamprrichterstab werden vom 
Deutschen Feuerwehrverband 
(Bonn) beruren. Die Zusammen­
setzung wird den teilnehmenden 
Gruppen rechtzeitig schriftlich 
mitgeteilt. 

6.2 Jeder an den Wettkämpren 
teilnehmenden Gruppe wird ent­
sprechend dem erreichten Rang 
eine Medaille in Gold, Silber oder 
Bronze ausgehändigt. Jede Grup­
pe erhält zusätzlich eine Urkunde 
und alle Aktiven der Gruppen je 
eine Erinnerungsmünze. 

6.3 Ober eine Ausnahmegeneh­
migung und Disqualifikation für 
eine Tei lnehmergruppe entschei­
det der Wettkamprausschuß. In­
stanz für Widersprüche in diesen 
fallen ist ein Gremium des DrY, 
welches sich aus dem für "Wett­
bewerbe" zuständigen Fachge­
bietsleiter und den Vorsitzenden 
der LrYILGr. zusammensetzt. Der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
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26. Deutscher Feuenvehrtag 
mit Internationaler FachaussteUung 
für Brandschutz, Rettungswesen, 
Katastrophenhilfe 
14.-19. Juni 1990, Friedrichshafen, 
Bodensee 

7.0 Kosten Mitteln des Deutschen Feuer· 
wehrverbandes erfolgen nicht. 

Die Kosten für die Teilnahme an 8.0 UnfaIlversichenmgs­
den Wettkämpfen gehen zu La- scbutz 
sten der teilnehmenden ' Wett-
kampfgruppen. Zuwendung aus Angehörige der Freiwilligen Feu· 

erwehr genießen den gesetz­
lichen Unfallversicherungsschutz, 
wenn sie als Teilnehmer im Rah· 
men ihres Feuerwehrdienstes 
vom zuständigen Wehrleiter zum 
Feuerwehrwettkampf entsandt 
werden. 

9.0 Schlußbestimmung 

Diese Ausschreibung wurde gern. 
Empfehlung des DfV-FA "Wettbe· 
werbe" vom Vorstand des DfV in 
seiner Sitzung am 15. Januar 1989 
beschlossen. 

Ausschreibung für ,,Feuenvehrmarsch" 
beim Deutschen Feuenvehrtag 1990 

Im Rahmen des ,,26. Deut­
schen Feuerwehrtages" im Jahre 
1990 in FriedrichshafenIBodensee 
wird ein "Feuerwehrmarsch" mit 
internationaler Beteiligung durch· 
geführt. Der "Feuerwehrmarsch" 
wird im Rahmen der Öffentlich· 
keitsarbeit der Feuerwehren und 
zur körperlichen ErtÜChtigung der 
Aktiven durchgeführt. Jeder Teil· 
nehmer bezeugt durch seine Teil­
nahme sein Interesse an dieser 
Veranstaltung. Er wird deshalb 
auch durch seine Haltung mithel­
fen, daß die Öffentlichkeit von 
diesem Marsch und seinen Teil· 
nehmern einen guten Eindruck 
erhält. Hierzu gehört ganz beson· 
ders auch die Sorge für eine sau· 
bere Landschaft. 
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1.0 Ausschreibung 

Der "Feuerwehrmarsch" in Fried­
richshafenlBodensee findet 
am Sonntag, dem 17. Juni 
1990 statt. 

1.1 Träger der Veranstaltung ist: 
Deutscher Feuerwehrverband, 
Koblenzer Straße 133, D-5300 
Bonn 2. 
Die örtliche Vorbereitung und 
Durchführung obliegt dem Lan­
desfeuerwehrverband Baden· 
Württemberg. 
1.2 Voraussetzungen für die Teil­
nahme sind die 
a) Anerkennung dieser Aus· 

schreibung, 
b) Anerkennung des Wettkampf· 

ausschusses und seiner Ent· 
scheidungen, 

1.3 Zur Durchführung des ,,Feu­
erwehrmarsches" wird ein Wett­
kampfausschuß gebildet. 

1.4 In begründeten Ausnahmefäl­
len, in denen die Teilnahmevor· 
aussetzungen gern. Pos. 1.2 nicht 
gegeben sind, kann der Wett· 
kampfausschuß vor dem Start des 
betreffenden Teilnehmers auf An­
trag eine o\.usnahmegenehmigung 
erteilen. 

1.5 Je Teilnehmer wird ein Start­
geld erhoben: 
- bei Voranmeldung bis zum Mel· 

determin 10 DM je Teilnehmer, 
- bei Nachmeldun~ (vor Start) 15 

DM je Teilnehmer. 

2.0 Teilnahme 

c) fristgerechte 
des Startgeldes. 

Überweisung 2.1 Eine Teilnehmerbegrenzung 
besteht nicht. 

2.2 Für den "Feuerwehrmarsch" 
sind alle Aktiven der deutschen 
Freiwilligen Feuerwehren, Be­
rufsfeuerwehren, Werk-lBe­
triebsfeuerwehren und der Ju­
gendfeuerwehren sowie Aktive 
aus den Ländern Frankreich, 
Österreich und Schweiz teil nah· 
me berechtigt, die am 17. 6. 1990 
mindestens sechs Monate als Ak­
tive der Feuerwehr bzw. Jugend­
feuerwehren angehören. Der 
Nachweis ist entweder durch den 
Feuerwehrausweis, Jugendfeuer­
wehrausweis oder ersatzweise 
eine Bescheinigung der Feuer­
wehr zu erbringen. 

3.0 Anmeldung 

3.1 Meideschluß ist 
31. März 1990 
stempel). 

der 
(Post-



3.2 Anmeldungen unter Verwen- Bodensee über eine Strecke von 
dung der offtziellen Meldelisten ca. 10 km. Start und Ziel in Fried­
nur an: richshafen ist das "Berufsschul-

zentrum Friedrichshafen". 
Feuerwehrverband, Deutscher 

Koblenzer 
Bonn 2. 

Straße 133, D-5300 4.2 Startzeit ist von 8 bis 9.30 
Uhr. Zielschluß ist 12.30 Uhr. 

3.3 Ausschreibungsunterlagen 
und Anmeldevordrucke sind er­
hältlich bei: 
- Deutscher Feuerwehrverband, 

Koblenzer Straße 133, D-5300 
Bonn 2 

- Landesfeuerwehrverband Ba-
den-Württemberg, Rohrer Weg 
12, D-7030 Böblingen. 

3.4 Auf Anforderung erhalten die 
Feuerwehren die kompletten Aus­
schreibungsunterlagen einschi. 
eines Meldevordruckes und eines 
Überweisungsbeleges zugesandt. 
Die Anmeldungen sind aus­
schließlich nur mit Verwendung 
dieser Unterlagen vorzunehmen. 

4.0 Strecke und Marsch 

4.1 Der "Feuerwehrmarsch" 
führt als Fußmarsch entlang dem 

4.3 Während des Marsches wird 
die Strecke durch Kontrollfahr­
zeuge überwacht. Teilnehmer, 
die sich undiszipliniert verhalten, 
können vom Marsch ausgeschlos­
sen werden. 

4.4 Als Marschbekleidung gelten 
Feuerwehruniform (Ausgehuni­
form) mit Dienstmütze und 
marschtaugliche Schuhe. Der 
Marsch ist in ordentlicher, ein­
heitlicher Bekleidung (nach lan­
desrechtlichen Regelungen) zu 
beginnen und zu beenden. 
Marscherleichterung nach 
Marschbeginn ist erlaubt. 

4.5 Sanitätsposten befinden sich 
auf der Strecke und am Ziel. 

5.0 Bewertung 

Eine Erinnerungsmedaille erhält, 
wer alle Kontrollposten passiert 

und bis 15 Uhr das Ziel erreicht 
hat. Bei "nachgemeldeten" Teil­
nehmern kann nicht ausgeschlos­
sen werden, daß die Erinne­
rungsmedaille nachgesandt wer­
den muß. 

6.0 Haftung 

Veranstalter und Ausrichter über­
nehmen gegenüber den Teilneh­
mern und dritten Personen keine 
Haftung. 

7.0 Unfallversicherungs­
schutz 

7.1 Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr einschi. Jugendfeuer­
wehr genießen den gesetzlichen 
Unfallversicherungsschutz, wenn 
sie als Teilnehmer im Rahmen 
ihres Feuerwehrdienstes vom zu­
ständigen Wehrleiter zu diesem 
"Feuerwehrmarsch" entsandt 
werden. 

7.2 Angehörige von Werk-lBe­
triebs feuerwehren sind dann un­
fallversichert, wenn ihre Teilnah­
me im Rahmen ihrer beruflichen 
Tätigkeit gern. § 539 Abs. I Nr. I 
RVO erfolgt. Zuständiger Unfall-

versicherungsträger ist die jewei­
lige Fachberufsgenossenschaft, 
bei der das Unternehmen Mit­
glied ist. Es wird empfohlen, den 
Versicherungsschutz rechtzeitig 
über den Arbeitgeber zu klären. 

7.3 Beamte der Berufsfeuerwehr 
sind dann unfallversichert, wenn 
ein Unfall anläßlich des Feuer­
wehrmarsches als Dienstunfall im 
Sinne des Beamtenversorgungs­
gesetzes anzuerkennen ist. 

7.4 Der Versicherungsschutz für 
ausländische Feuerwehrangehöri­
ge richtet sich nach den versiche­
rungsrechtlichen Regelungen des 
jeweiligen Landes. 

8.0 Kosten 

Die Kosten für die Teilnahme am 
Feuerwehrmarsch gehen zu La­
sten der Teilnehmer. Zuwendun­
gen aus Mitteln des Deutschen 
Feuerwehl'verbandes erfolgen 
nicht. 

9.0 Schlußbestimmung 

Diese Ausschreibung wurde vom 
Vorstand des DFV am 15. Januar 
1989 beschlossen. 

6. Bundeswertungsspielen des 
Deutschen Feuenvehrverbandes 1990 

J. Ausschreibung 

1.I Der Deutsche Feuerwehrver­
band lädt die musiktreibenden 
Züge der deutschen Feuerwehren 
zum 6. Bundeswertungsspielen 
am Freitag, dem 15. Juni 
1990, nach FriedrichshafenIBo­
densee ein. Beginn um 7.30 Uhr. 

1.2 Träger der Veranstal tung: 
Deutscher Feuerwehrverband, 
Koblenzer Straße 133, 5300 Bonn 
2. 

1.3 Die Leitung des Bundeswer­
tungsspielens ist dem Vorsitzen­
den des DFV-FA "Musik" über­
tragen. 

1.4 Grundlage für das Bundes­
wertungsspielen sind die "Wer­
tungsrichtlinien für Wertungs-

spiele im Deutschen Feuerwehr­
verband" , soweit diese Aus­
schreibung keine abweichenden 
Bestimmungen enthält. 

1.5 Voraussetzung für die Teil­
nahme ist die 
a) Anerkennung der "Richtlinien 

für musiktreibende Züge der 
Feuerwehren im DFV" in der 
Fassung vom 16.8. 1984 

b) Anerkennung der "Wertungs­
richtlinien für Wertungsspiele 
im DfV' in der Fassung vom 
16.8. 1984 mit Änderung vom 
13.4. 1985 

c) Anerkennung des Wertungsge­
richtes und seiner Entschei­
dungen 

d) Einhaltung der Meldetermin­
me (gern. Pos. 6) 

e) fristgerechte und vollständige 
Vorlage der von der BDBV zu-

vor eingestuften Notenunter­
lagen (dreifach) gemäß den 
Bestimmungen für die A­
Klasse 

f) fristgerechte Überweisung 
des Startgeldes 

g) fachgerechte Vorbereitung auf 
den Gesamtchor und die Teil­
nahme (Freitag, den 15.6. 
1990) 

h) Teilnahme am Festzug und an 
der Kundgebung anläßlich des 
Deutschen Feuerwehrtages 
am Samstag, dem 16.6. 1990. 

1.6 In begründeten Ausnahmefal­
len, in denen die Teilnahmevor­
aussetzung gern .• Pos.1.5 nicht 
gegeben ist, kann der Wertungs­
ausschuß vor dem Auftritt des 
betr. Zuges auf Antrag eine Aus­
nahmegenehmigung erteilen. 
1.7 Am Veranstaltungstag werden 
die Teilnehmerzüge zu geschlos-

senen Wertungsgruppen zusam­
mengefaßt. Der Veranstaltungs­
tag endet mit einer Schlußveran­
staltung und der Bekanntgabe der 
Wertung. 

2. Teilnahme 

2.1 Am Bundeswertungsspielen 
können nur musiktreibende Züge 
deutscher Feuerwehren teilneh­
men, die den "Richtlinien für mu­
siktreibende Züge der Feuerweh­
ren im Deutschen Feuerwehrver­
band" entsprechen. 

2.2 Aufgrund der zeitlichen und 
räumlichen Abwicklung des Bun­
deswertungsspielens ist eine Be­
grenzung der Teilnehmerzahlen 
erforderlich. Die jeweiligen Mit­
gliedsverbände des DFV können 
entsenden: 
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Mitgliedsverband Anzahl der Züge Falsche Angaben führen zur Dis­
qualifikation. 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Bremen 
Hamburg 

8 
3 5. Bewertung 

1 5.1 Das Wertungsgericht und der 
I Wertungsausschuß werden vom 

II Deutschen Feuerwehrverband be-
12 rufen. Die Zusammensetzung 
8 wird den teilnehmenden Zügen 
5 rechtzeitig schriftlich mitgeteilt. 

5.2 Jedem am Bundeswertungs­
spielen teilnehmenden musiktrei­

Gesamtzahl 56 benden Zug wird entsprechend 
__________ dem erreichten Rang eine Medail-

Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 

I 
6 

(Te ilne h m erbe rechn u ng 
Statistik des DfV per 
1987.) 

gemäß 
31. 12. 

Die Auswahl der Teilnehmerzüge 
obliegt den jeweiligen Landesfeu­
erwehrverbändenlLandesgrup­
pen. Sollte ein Mitgliedsverband 
die ihm zustehende Zahl an Zügen 
nicht ausschöpfen, ist die unge­
nutzte Quote nicht auf andere 
Mitgliedsverbände des DfV über­
tragbar. 

2.3 Es wird je Teilnehmerzug ein 
Startgeld von 70,- DM erhoben. 

3. Einteilung 

Gespielt und gewertet wird nur in 
der A-Klasse. Die Auswahl der 
Musikvorträge ist hierauf abzu­
stimmen. Siehe hierzu auch 
Pos.2.2 und 4.4 der Wertungs­
richtlinien. 

4. Durchführung 

4.1 Eine Stabführer-Besprechung 
findet nicht statt. Eventuelle 
Rückfragen sind rechtzeitig an 
den Bundesstabführer des DfV zu 
stellen. 

4.2 Die Reihenfolge des Auftre­
tens der Wertungsgruppen I bis 6 
wird vom DfV-FA "Musik" festge­
legt. Die Reihenfolge des Auftre­
tens der Züge innerhalb ihrer 
Wertungsgruppen wird ausgelost 
und den teilnehmenden Zügen 
rechtzeitig schriftlich mitgeteilt. 

4.3 Jeder Zug kann nur in der von 
ihm offiziell gemeldeten Wer­
tungsgruppe (gern. Pos. 6.2) an­
treten. Jeder Teilnehmerzug ist 
für die richtige Bestimmung und 
fristgerechte Meldung seiner 
Wertungsgruppe verantwortlich. 
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le in Gold, Silber oder Bronze 
ausgehändigt. Züge, die in der 
Bewertung 239,9 Punkte und we­
niger erreichen, erhalten keine 
Medaille. Jeder Zug erhält zusätz­
lich zur Medaille eine Urkunde. 
Alle Aktiven der Teilnehmerzüge 
erhalten eine Erinnerungsmünze. 
5.3 Ober eine Ausnahmegeneh­
migung und Disqualifikation für 
einen Teilnehmerzug entscheidet 
der Wertungsausschuß. Instanz 
für Widersprüche in diesen rallen 
ist ein Gremium des DfV, weI­
ches sich aus dem für "Musik" 
zuständigen Fachgebietslei ter 
und den Vorsitzenden der LfV/ 
LGr. zusammensetzt. Der Rechts­
weg ist ausgeschlossen. 

6. Anmeldung 

6.1 Die Benennung der musik­
treibenden Züge für das Bundes­
wertungsspielen erfolgt aus­
schließlich über den jeweiligen 
Landesf eu e rwe h rverbandlLandes­
gruppe im Rahmen der Quoten 
(gern. Pos. 2.2). Bis späte­
stens 15. Oktober 1989 sind 
diese Teilnehmerzüge namentlich 
mit Anschrift dem Deutschen 
Feuerwehrverband zu melden. 
Später eingehende Meldungen! 
Nachmeldungen oder Änderungen 
(auch im Rahmen der Quote) 
können nicht berücksichtigt 
werden. 

6.2 Die offiziellen Anmeldefor­
mulare sind dem Deutschen Feu­
erwehrverband von den Teilneh­
merzügen mit allen zugehörigen 
Unterlagen (vollständige Anga­
ben) bis späteMens I. Januar 
1990 (Posteingang) einzurei­
chen. Hierzu gehören auch die 
Notenunterlagen. Später einge­
hende Unterlagen bzw. Änderun­
gen können nicht berücksichtigt 
werden. 

6.3 Benötigte organisatorische 
Einzelheiten erhalten die Teilneh­
merzüge rechtzeitig schriftlich 
mitgeteilt. 

7. Zusatzbestimmun'gen 

Ergänzend zu den "Wertungs­
richtlinien für Wertungsspiele im 
DfV" werden für dieses Bundes­
wertungsspielen folgende Zusatz­
bestimmungen festgelegt: 

7.1 Zum Vortrag können nur Mu­
sikstücke kommen, deren Noten 
mit der Anmeldung (gem. Pos. 
6.2) eingereicht wurden. Ein 
späterer Wechsel der Stücke ist 
nicht möglich. Die Stücke sollen 
in der BDBV-Selbstwahlliste ent­
halten sein. Wenn noch nicht, ist 
vom jeweiligen Teilnehmerzug bei 
der BDBV eine rechtzeitige Ein­
stufung zu veranlassen. Die dem 
DfV eingereichten Stücke müs­
sen den Bedingungen der ,,A­
Klasse" entsprechen. 

7.2 Der Stabführer 
beim Bühnenspiel 
Straßenspiel ein 
spielen. 

darf weder 
noch beim 
Instrument 

7.3 Verwendete Notenständer 
oder ähnliches dürfen nicht mit 
Fahnentüchern etc. behängt 
werden. 

7.4 Bei einem Instrumentende­
fekt ist mit Zustimmung des 
"Wertungsrichters 3" eine zeitlich 
begrenzte Einstimmung des Er­
satzinstrumentes zulässig. 

7.5 Die Wertung beim Bühnen­
spiel erfolgt (in Abweichung von 
Pos. 4.2.1 Satz I der Wertungs­
richtlinien) wie beim Straßen­
spiel verdeckt. 

7.6 Für das Straßenspiel entfallt 
die Schwierigkeitsstufe. 
Das Anmarschieren erfolgt ohne 
Begleitung mit großer Trommel, 
kleiner Trommel oder ähnlichem. 
Erst nachdem der Stabführer den 
ersten Markierungsstrich über­
schritten hat, erfolgen Instru­
mentenübernahme "Einsetzen" 
und Spiel beginn, gleichgültig ob 
mit oder ohne Locken. Das Spiel 
wird auf Stabzeichen beendet, 
nachdem der Stabführer am Ende 
der Marschstrecke den zwei ten 
Markierungsstrich überschritten 
hat. 
Die Bewertung beginnt mit dem 

Oberschreiten des ersten Markie­
rungsstriches durch den Stabfüh­
rer und endet nach dem vollstän­
digen Abnehmen der Instru­
mente. 

7.7 Bei der Abschlußveranstal­
tung erfolgt die Oberreichung der 
Medaillen mit Urkunden an die 
Teilnehmerzüge getrennt nach 
Wertungsgruppen in alphabeti­
scher Reihenfolge mit Nennung 
der Punktzahl und des Ranges. 
Bei der Abschlußveranstaltung 
treten alle Tei lnehmerzüge im 
Gesamtchor auf. Das Musikstück 
hierfür wird rechtzeitig bekannt­
gegeben. 

8. Kosten 

Die Kosten für die Teilnahme am 
Bundeswertungsspielen gehen zu 
Lasten der Teilnehmer. Zuwen­
dungen aus Mitteln des Deut­
schen Feuerwehrverbandes erfol­
gen nicht. 

9. Unfallverslcherungs­
schutz 

9.1 Angehörige der Freiwi ll igen 
Feuerwehr einseh!. Jugendfeuer­
wehr genießen den gesetzlichen 
Unfallversicherungsschutz, wenn 
sie als Teilnehmer im Rahmen 
ihres Feuerwehrdienstes vom zu­
ständigen Wehrleiter zum Bun­
deswertungsspielen und Kundge­
bungiFestzug entsandt werden. 

9.2 Angehörige von Werk-lBe­
triebsfeuerwehren sind dann un­
fallversichert, wenn ihre Teilnah­
me im Rahmen ihrer beruflichen 
Tätigkeit gem. § 539 Abs. I Nr. I 
RVO erfolgt. Zuständiger Unfall­
versicherungsträger ist die jewei­
lige Fachberufsgenossenschaft, 
bei der das Unternehmen Mit­
glied ist. Es wird empfohlen, den 
Versicherungsschutz rechtzeitig 
über den Arbeitgeber zu klären. 
9.3 Beamte der Berufsfeuerwehr 
sind dann unfallversichert, wenn 
ein Unfall beim Bundeswertungs­
spielen und KundgebungiFestzug 
als Dienstunfall im Sinne des Be­
amtenversorgungsgesetzes anzu­
erkennen ist. 

10. SchlußbestImmung 

Diese Ausschreibung wurde auf 
Vorschlag des FA "Musik" vom 
Vorstand des DfV am 15. I. 1989 
beschlossen. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

152 DLRG-Helfer 
probten die Zusammenarbeit 

Große Beteiligung bei Katastrophenschutzübung 

152 Helferinnen und Helfer der 
DLRG mit 20 Booten und Kraft­
fahrzeugen beteiligten sich an der 
Katastrophenschutz-Übung in 
Hessen. Ausgangspunkt der 
Übung, an der sich zehn DLRG­
Ortsgruppen beteiligten, war 
Wiesbaden-Biebrich. Zweck der 
Veranstaltung war es, den Lei­
stungsstand der hessischen 
DLRG unter Beweis zu stellen 
und das Zusammenspiel der be­
teiligten Mannschaften zu testen. 
Auf dem Programm standen u. a. 
eine 30 Kilometer lange Boots­
prüfung auf dem Rhein nach Bieb­
rich, Trailern in Tag-und-Nacht­
Einsatz sowie eine 35-km-Strecke 

der Landfahrzeuge über Bundes­
straße in Richtung Biebrich. 

Zahlreiche Besucher bestaun­
ten an der "Natorampe", dem 
Startpunkt, das große Aufgebot 
an Land- und Wasserfahrzeugen 
der DLRG. 

Mehrzweckboot Ubergeben 

Reinhold Stanitzek, Staatsse­
kretär im hessichen Innenmini-

. sterium, inrormierte sich "vor 
Ort" über die Leistungsfahigkeit 
der DLRG-Einheiten. Er übergab 
Präsident Günter Walter ein 80-
ston-Whaeler-Mehrzweckboot. 

Bei der Katutrophen.chulz6bung werden die Rettungsboote zu Waller 
gelaasen. 

1. Internationale Meisterschaften 
der Senioren im Rettungsschwimmen ein Erfolg 
"Endlich wird auch für uns et­

was im Rettungssport angebo­
ten." Mit diesen Worten formu­
lierte Lotte Rockenbauch aus Bie­
tigheim-Bissingen - mit 72 Jahren 
die älteste Teilnehmerin bei den 
Internationalen Deutschen Senio­
renwettkämpfen im Rettungs-

schwimmen - die zustimmende 
Meinung zur Premiere auf Bun­
desebene. Und Horst Schöberl 
aus Wetzlar rundet die vie len 
Meinungsäußerungen zusammen­
fassend ab: "Mit der Einführung 
der Seniorenwettkämpfe im Ret· 
tu.ngsschwimmen wird nun auf 

Die Siegerebnmg: Den Pokal von Bürgermeister Stratmann (recht.) erhiel­
ten 1.. Rockenbaucb (72) und H. Wonn (68), linkJ slv. Technlscber LeUer 
wteneke. 

Bundesebene auch den älteren 
bzw. den älter gewordenen Kame­
radinnen und Kameraden wieder 
eine Möglichkeit eröffnet, sich an 
Wettkämpfen und Meisterschaf­
ten trotz ihres Alters zu betei­
ligen. 

Daß diese Möglichkeit - für 
mich selbst überraschend - so 
zahlreich wahrgenommen wurde, 
ist sowohl ein Indiz für den Be­
darf an derartigen Wettkämpfen 
im Rettungsschwimmen als auch 
für die Richtigkeit der Entschei­
dung, solche Meisterschaften in 
der DLRG nicht nur als einen 
einmaligen Versuch, sondern als 
ständigen Bestandteil des Ret­
tungssports einzuführen und nun 
beizubehalten." 

Das ist das erfreuliche Resü­
mee der ersten bundesweiten Se­
niorenwettkämpfe der DLRG im 
Rettungsschwimmen, die am 
19. November in Rheda·Wieden­
brück durchgeführt wurden und 
durch die Teilnahme von Lebens­
rettern aus der Sowjetunion, Po­
len, den Niederlanden und Eng-

land einen internationalen Cha­
rakter erhielten. 

Idee k_mt aus Nanlrhein 

Geboren wurde die Idee der 
Seniorenwettkämpfe im Landes' 
verband Nordrhein - als einer 
ihrer "Vater" gilt Dieter Joppa, 
RessorUeiter für Schwimmen, 
Retten und Sport im Bundesju­
gendausschuß. Dieser LV setzte 
die Seniorenwettkämpfe auch in 
die Tat um - und das seit sechs 
Jahren mit bestem Zuspruch. 

Auf Bundesebene setzte sich 
dann der stellvertretende Techni· 
sehe Leiter Wilfried Wieneke für 
die bundesweiten Seniorenwett­
kämpfe mit dem Versprechen ein, 
daß gleichzeitig mit der Einfüh­
rung des neuen Regelwerkes für 
den Rettungssport innerhalb der 
DLRG zum l.Januar 1988 auch 
Seniorenwettkämpfe auf der Ba­
sis des LV Nordrhein angeboten 
werden sollten. Die Premiere 
sollte im Rahmen des Deutsch­
landpokals im November 1988 in 
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\ der Sportschule der Bundeswehr 
in Warendorf stattfinden. Als nun 
das Schwimmbad der Bundes­
wehr wegen dringender Repara­
turarbeiten für mehrere Monate 
geschlossen werden mußte, orga­
nisierte Wilfried Wien~ke mit sei­
nem aktiven DLRG-Team aus Rhe­
da-Wiedenbrück die ersten Senio­
renwettkämpfe des DLRG-Präsi­
diums, für die die Kampfrichter 
vom Ressort SRuS unter Leitung 
von Werner Fischer gestellt 
wurden. 

GroBer Zuspruch 

Völlig überrascht wurden die 
Organisatoren von dem großen 
Zuspruch der DLRG-Senioren im 
Alter von 26 bis 72 Jahren, die 
sich von der Nordsee bis zu den 
Alpen und von den Niederlanden 
bis Berlin in Rheda-Wiedenbrück 
zu "ihren" Wettkämpfen im Ret­
tungsschwimmen einfanden. 

Die gesamten Wettkämpfe im 
Wiedenbrücker Hallenbad "leb­
ten" von einer harmonischen und 
kameradschaftlichen Atmosphäre, 
die auch bei den normalen "Ge­
burtswehen" einer Premiere -
bedingt vor allem durch zahlrei­
che Zugeständnisse an die abo, 
an- und ummeldenden Teilneh­
mer in letzter Minute - keinen 
Schaden nahmen. Beeindruckend 
aber vor allem die ausgezeichne­
ten Leistungen der DLRG-Senio­
ren, die bewiesen, daß das Ret­
ten und der sportliche Vergleich 
kein Privileg der Jugend und der 
jungen Erwachsenen ist und sein 
darr. 

Unvergeßlich und überwälti­
gend dann zum Abschluß die Sie­
gerehrung im Piussaal, zu der 
rund 350 Aktive und Schlachten­
bummler wie die ausländischen 
Gäste strömten. Damit hatte 
selbst der im Wettkampfbereich 

eigentlich erfahrene Organisator 
Wilfried Wieneke nicht im Traum 
gerechnet. Die Atmosphäre be­
schreibt Horst Schöberl so: "Der­
art aufgekratzte und ausgelassene 
Wettkämpfer (Senioren) sind mir 
schon lange nicht mehr begeg­
net." Ingeborg Schmidt von der 
Ortsgruppe Schleswig freute sich 
vor allem .über die Tatsache, daß 
sich "Senioren zu einer so gro­
ßen Familie zusammenfanden". 

Positive Impulse filr 
Gesamtverband 

Erfreulich an den ersten Se­
niorenwettkämpfen und vor allem 
die von den Teilnehmern gezeigte 
positive Haltung ist auch die Tat­
sache, daß in vielfaltiger Weise 
weiterführende Kritik nach der 
Premiere in Rheda-Wiedenbrück 
geäußert wurde, um die Wilfried 
Wieneke im Rahmen der Sieger­
ehrung ausdrücklich bat. Nur so 

kann die Idee der Seniorenwett­
kämpfe im Rettungsschwimmen 
in der DLRG wachsen und weitere 
positive Impulse für den Gesamt­
verband bringen. 

Das größte Lob und der schön­
ste Dank für die Organisatoren 
um Wilfried Wieneke und das 
DLRG-Präsidium ist die Tatsache, 
daß die zweiten Seniorenwett­
kämpfe im Rettungsschwimmen 
am 11. November 1989 in Bietig­
heim-Bissingen (LV Württem­
berg) ausgetragen werden, und 
die Bezirksratstagung des DLRG­
Bezirkes Helmstedt (LV Braun­
schweig) sich schon heute um die 
Ausrichtung im Jahre 1990 bewor­
ben hat, die Ortsgruppe Wetzlar 
sich für 1991 interessiert und Ak­
tive in Gelsenkirchen bereits 
über 1992 nachdenken. 

DLRG-Gliederungen 
präsentierten sich publikumswirksam 

Die Sieger im Wettbewerb um 
die besten PR-Veranstaltungen 
anläßlich des 75jährigen Beste­
hens der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft stehen fest. 
Aus den Einsendungen wurden 
folgende Gewinner ermittelt: 
• der DLRG-Bezirk Bremen-Nord 
• der DLRG-Bezirk Hannover­

Stadt 
• die DLRG-Ortsgruppe Ramsen 
• die DLRG-Ortsgruppe Vechta. 

Ausschlaggebend für die Er­
mittlung der Sieger waren neben 

Zum 7Sjährigen Jubiläum Aktivitäten entwickelt 

der Veranstaltungsidee und 
Durchführung das Publikumsin­
teresse und die Präsentation der 
Aktionen. Alle Veranstaltungen 
fanden eine große Resonanz bei 
den Medien. 

Hannover: Konzer1 - Haus der 
offenen TUr und 
Geburtstagsempfall9 

Der DLRG-Bezirk Hannover­
Stadt scheute zum 75jährigen Be-

stehen der DLRG weder Kosten 
noch Mühen und präsentierte 
sich mit einer dreitägigen Aktion. 
Den Auftakt machte ein Wohltätig­
keitskonzert, an dem auch der 
Veranstaltungs-Schirmherr, Han­
novers Oberbürgermeister Her­
bert Schmalstieg, und der LV­
Präsident Niedersachsens, Hans 
Orthmann, teilnahmen. 

Rund 8000 Besucher folgten 
der DLRG-Einladung zum Tag der 
offenen Tür an einem sonnigen 

650 Be.ueher konnte man 10 Vechta begrüßen. 
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Samstag in das Maschsee-
Strandbad. 

Höhepunkt des Tages war eine 
Badeparty unter Leitung des 
DLRG-Animateurs Waldemar Al­
raun. Großen Zulauf hatte auch 
die Spielstraße der DLRG-Jugend 
mt 14 Stationen. 

Wer Lust hatte, konnte unter 
Anleitung und Aufsicht von erfah­
renen Rettungsschwimmern der 
DLRG auf einer abgesteckten Sla-
10m strecke paddeln oder mit Se­
geljollen und Großsegelboot er-



Modemes Gerät präsentierte der Tauchelol6tzzug Bremen-Nord. 

ste "Gehversuche zum Segel­
schein" unternehmen. 

Den Abschluß der Jubiläums­
aktion bildete ein offizieller Ge­
burtstagsempfang, an dem zahl­
reiche Mitglieder und Freunde 
der DLRG sowie Persönlichkeiten 
aus Politik, Sport und Wirtschaft 
teilnahmen. 

Ramsen: Fast 100 km im 
24-Stunden-Schwimmen 

Die DLRG-Ortsgruppe Ramsen 
setzte bei ihrer Jubiläumsveran­
staltung gemäß dem Jubiläums­
motto ,,75 Jahre Humanität und 
Sport" ganz auf den Sport. 

15 Vorderpflilzer Rettungs­
schwimmer wollten in einem 24-
Stunden-Schwimmen in Grund­
ausrüstung eine Strecke von 94 
km zurücklegen. Punkt 14.00 Uhr 
fiel der Startschuß. Am Ende des 

Rund-um-die-Uhr-Schwimmens 
hatten die 15 Aktiven ihr Erfolgs­
erlebnis: Sie legten 99250 m zu­
rück und scheiterten nur um we­
nige Minuten an der 100-km-Mar­
ke. Die Schiedsrichter notierten 
eine I OOO-m-Durchschnittszeit 
von 14 Minuten 50 Sekunden. Die 
beste I OOO-m-Zeit erreichte Ri­
chard Fischer mit 12'45. 

Die Vorbereitungen der DLRG­
Ortsgruppe Ramsen zahlten sich 
aus, denn insgesamt besuchten 
I 500 Personen an beiden Veran­
staltungstagen das Altleininger 
Freibad, um den Rekordversuch 
mitzuerleben. 

vechta: Badeparty -
Infastand und DLRG­
Feslwagen 

Die DLRG-Ortsgruppe Vechta 
hatte schon zu Beginn des Jahres 

1988 den Beschluß gefaßt, einige 
Akiivitäten unter das Motto ,,75 
Jahre DLRG" zu stellen. Aus den 
Gesamtmaßnahmen drei Bei­
spiele: 
I. Im Rahmen der Ferienspaßak­

tion der Stadt Vechta organi­
sierte die DLRG-Ortsgruppe 
eine große Badeparty. Austra­
gungsort war das Hallenwet­
len- und Freibad der Stadt. 650 
Teilnehmer zählten die Veran­
stalter bei dem abwechslungs­
reichen Programm, das von 
einer großen DLRG-Ausstel­
lung begleitet wurde. 

2. Mit einer pfiffigen Idee betei­
ligte sich die DLRG-Ortsgrup­
pe an dem traditionellen Eröff­
nungsumzug des Vechtaer 
Stoppel markt es. 
Der sechslägige Vergnügungs­

markt zählt mit 600000 Besuchern 
zu den größten Veranstaltungen 
in Norddeutschland. Eigens für 
diesen Umzug gestalteten die 
Rettungsschwimmer einen Fest­
wagen und ·einen Pkw mit Ret­
tungsboot. Begleitet wurden die 
Wagen von einer Fußtruppe. Die 
"Zugnummer" stand unter dem 
Motto "Baden - gestern und heu­
te", um damit auf den 75. Ge­
burtstag der DLRG hinzuweisen. 
3. Mit einem Informationsstand 

in der Innenstadt wurde über 
die DLRG-Arbeit informiert. 
Rund 400 Besuchern händigten 
die Aktiven der DLRG-Orts­
gruppe Vechta Prospekte, die 
PR-Zeitung "Wasserfreizeit" 

und Hinweise auf die Übungs­
stunden aus. 

Bremen-Nord: Tag der 
offenen TUr mit 
TauchdemOllStra'ioI .. n und 
technischen Neuheiten 

Ober I 000 Besucher konnten 
sich beim Tag der offenen Tür 
des Bezirks Bremen-Nord über 
die Leistungsfahigkeit der le­
bensretter, insbesondere der 
Tauchergruppen, ein Bild ma­
chen. 

Mit der Veranstaltung in der 
DLRG-Hauptwache feierten die 
Bremer nicht nur 75 Jahre DLRG, 
sondern auch das 25jährige Be­

, stehen des Taucheinsatzzuges. 
Verständlich, daß die Taucher 

bei den Aktionen im Mittelpunkt 
standen. Für die Demonstrati()­
nen wurde extra ein Schwimm­
becken aufgebaut, in dem die 
Rettungstaucher des DLRG-Be­
zirks Bremen Nord stündlich ihr 
Können unter Beweis stellten. • 

Abwechselnd mit den Tauch­
vorführungen ließen sich einige 
Taucher in einer Druckkammer 
auf eine simulierte Wassertiefe 
von 50 m schleusen. 

Weiterhin wurde ein spezielles 
Computerprogramm vorgestellt, 
das präzise die Druckkammer­
fahrten steuert und überwacht 
und dem Taucher zu jeder Zeit 
die exakte Tiefe anzeigt, auf der 
er sich gerade befindet. 

Martin Janssen 

Ein großer Tag in Dillingen 
Lange hatten die Mitglieder 

des DLRG-Kreisverbandes Dillin­
gen auf diesen Tag gewartet und 
rund dreieinhatb Jahre darur hart 
gearbeitet: Im Beisein zahlrei­
cher Ehrengäste und der aktiven 
Mitglieder wurde das neue Ver­
einsheim der "Lebensretter" ein­
geweiht und seiner Bestimmung 
übergeben, das zugleich auch als 
zentrale Ausbildungsstätte des 
DLRG-Bezirks Schwaben Verwen­
dung findet. 

In seiner Begrüßung infor­
mierte KY-Vorsitzender Siegbert 
Pröls darüber, daß der Gedanke 
für den Bau einer eigenen Unter­
kunft sowohl für die Mitglieder 
als auch für das Gerät bereits vor 
zehn Jahren geboren worden war. 

Das Haus sei in einfacher, 
aber zweckmäßiger Bauweise ent­
standen und werde zukünftig als 
Treffpunkt für die DLRG-Mitglie­
der, als Schulungsstätte und Ma­
tenallager dienen. 

Es sei als ein Gemeinschafts­
werk zu betrachten, für dessen 
Errichtung die DLRG-Aktiven eine 
fünfstellige Stundenzahl an eh­
renamtlicher Arbeit geleistet 
hätten. 

Siegbert Pröls sprach auch der 
örtlichen DLRG-Jugend viel Aner­
kennung aus, die sich stets zur 
Mitarbeit am Bau bereiterklärt 
hatte und in dem neuen Haus 
eine Bleibe für ihre Arbeit finde. 
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Presseschau des Inlands 
Noch nie so viele 
VerkehrsunfäIIe 

Einen traurIgen Rekord weISt dIe 
UnfalJstatistik für das Jahr 1988 auf: 
Auf den bundesdeutschen Straßen 
smd im vergangenen Jahr mehr Un­
fälle als je zuvor geschehen, Zum er­
sten Mal seIt Beginn der Statistik un 
Jahre 1953 nahm dIe PolIZeI mehr als 
zweI Milhonen Unfälle auf, genau 
2022063, teilte das Statishsche Bun­
desamt gestern m WIesbaden nach 
vorläufigen ErgebnISsen mIt. Das sel­
en 2,3 Prozent mehr als im Jahr zuvor 
gewesen, Bel den Unfällen starben 
8213 Menschen, 3,1 Prozent mehr als 
un Vorjahr. Verletzt wurden 448233, 
das selen sogar 5,6 Prozent mehr als 
1'987, benchtete das Amt. 

Am stärksten stIeg den Angaben 
des StatIStISChen Bundesamtes zufol­
ge dIe Zahl der Unfälle mit Personen­
schaden, um 5,2 Prozent auf msge­
samt 342 358, Aber auch die Unfälle 
mit schwerem Sachschaden nahmen 
um 3,9 Prozent auf 271530 zu und jene 
mIt emem Sachschaden unter 3000 
Mark beI jedem der Beteiligten stIeg 
um 1,3 Prozent auf 1408175, 

Weniger Eis Wld Schnee 

Das Wetter hat zu dieser Entwick­
lung offenbar beIgetragen: Insbeson­
dere m den Monaten Januar und Fe­
bruar, m denen das Wetter erheblich 
milder als m den VOrjahresmonaten 
war, selen mehr Menschen verun­
glückt, erläuterte dIe Behörde, Es 
wurde mehr und schneller gefahren 
als beI EIS und Schnee. In den Mona­
ten September bIS November 1988 
habe es dagegen wemger Unfälle ge­
geben DIe Dezemberzahlen hätten 
darm wieder über dem VOrjahresmo­
nat gelegen: 1,5 Prozent mehr Tote. 
7,6 Prozent mehr Verletzte und 7,7 
Prozent mehr Unfälle mIt Personen­
schäden, 

DIe Entwicklung m den emzelnen 
Bundesländern verhef laut Bundes­
amt sehr unterschledhch: Schleswlg­
Holstem, Hamburg, NIedersachsen 
und Nordrhem-Westfalen verzeIch­
neten beI den , Verkehrstoten starke 
Anstlege, während dIe Zahlen m Bre­
men, Hessen, Rhemland-Pfalz, Ba-
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den-Württemberg, Bayern und im 
Saarland unter dem Vorjahr lagen, 

In den ersten zehn Monaten von 
1988 selen insgesamt 4, I Prozent 
mehr Menschen ums Leben gekom­
men, innerorts 2,9 Prozent mehr, auf 
Landstraßen 8,2 Prozent mehr und auf 
Autobahnen 1,7 Prozent mehr, teilte 
das Bundesamt weiter mit. Insassen 
von Personenwagen schwebten m 
dIesem ZeItraum m besonderer Ge­
fahr: Es starben acht Prozent mehr, 
9,7 Prozent mehr wurden verletzt. 

Mehr Frauen verWIglückt 

Auch beI den Radfahrern lag die 
Verletztenzahl um 10,7 Prozent über 
dem Vorjahi, dIe Zahl der Getöteten 
um 1,5 Prozent höher, Dagegen wur­
den m den ersten zehn Monaten 7,2 
Prozent weniger Motorradfahrer ver­
letzt und 9,8 Prozent weniger getötet. 

Überraschend kräftig sheg der An­
teil der Frauen an den Verkehrstoten, 
So gab es 7,9 Prozent mehr weibliche 
Verkehrsopfer, der AnteJl der Män­
ner erhöhte sich nur um 2,7 Prozent. 
Bel den Verletzten war es ahrJIich, 
DIe Statistiker führen dIes darauf zu­
ruck, daß immer mehr Frauen aktiv 
am Straßenverkehr teJlnehrnen, DIe 
Zahl der getöteten Kinder sank um 5,4 
Prozent, doch es wurden 5,5 Prozent 
mehr verletzt. Über 65jährlge waren 
besonders gefährdet: 8,7 Prozent 
mehr wurden getötet, 13,2 Prozent 
mehr verletzt. 

DreI Viertel aller Unfälle gehen auf 
das Konto Fehlverhaltens ,der Ver­
kehrsteJlnehrner, Unterdurchschnltt­
hch nahm die Zahl der Unfälle infolge 
von Alkoholemfluß und zu hoher Ge­
schwindigkeit zu, während die Ursa­
chen .zu germger Abstand' und .fal­
sches Überholen' überdurchschnitt­
lich zulegten, 

(Kölner Stadt-AnzeIger Nr. 45) 

Notärzte, die leiten 
können 

Unglücksfälle und Katastrophen 
Wle dIe in Rarnstem, Remscheid, Her­
bem oder auch Borken haben ge­
zeigt, ,WIe (lebellS-)Wlchtlg dIe Orga­
nISahon und Koordmation von Ret­
tungsmaßnahmen 1St. MedIzinischer 
Sachverstand ist dabei nicht nur vor 
Ort, sondern auch auf der Leitungs­
ebene erforderhch", Was dIe Landes­
ärztekammer in dIesem Zusammen­
hang bereits vor rund emem Jahr 
empfahl - Qualifikation von Notärzten 
für leItende Aufgaben beI außerge­
wöhrJIlchen Notfällen - 1St in Kassel 
seit rund zwei Jahren PraxIS - beI der 
,LeItfunkstelle Hessen Nord', 

SIe 1St zentrale ArJIaufstelle für alle 
Unfälle und Katastrophen, kann Jeder­
zeIt fünf speZIell ausgebildete leiten­
de Notärzte abrufen, die beI der Or­
ganISation der Rettungsmaßnahmen 
ihre medlZilllSChen Kenntnisse em­
bringen, alle medizinischen Maßnah­
men koordmleren und überwachen, 

Seit rund drei Jahren eXIStiert em 
fester Dienstplan für Notärzte mit be­
sonderer Qualifikation, Sobald em 
Unfall mit mehr als fünf Verletzten 
gemeldet wird, 1St die beI Katastro­
phen für ganz Nordhessen zuständIge 
Leitstelle gehalten, den Jeweils 
dIensthabenden leitenden Notarzt 
emzübezlehen, 

Daß ihr Notarztsystem funktioniert, 
haben dIe Kasseler beun Grubenun­
glück in Borken gezeigt zwei leIten­
de Notärzte aus Kassel seien unmittel­
bar nach der Explosion vor Ort gewe­
sen, um zusammen mit der Einsatzlei­
tung den RettungsdiellS1 zu organISIe­
ren, erklärte gestern FrarlZ DISse, 
Chef der Kasseler Berufsfeuerwehr 
und der zentralen Leitstelle, 

In der vergangenen Woche wur­
den Notärzte aus garlZ Hessen erst­
mals m Kassel zur VorbereItung auf 
entsprechende Einsätze geschult. Em 
Folgesemmar 1St für den Herbst die­
ses Jahres geplant. 

(Frankfurter Rundschau Nr,45) 



Diebstahlsichere 
Feuerlöscher 

Feuerlöscher scheinen für manche Men­
schen eine magische Anziehungskraft zu 
haben. Vielleicht liegt's an der roten Farbe. 
Jedenfalls wollen diese Zeitgenossen nicht 
damit Brände löschen, wenn sie derartige 
Sicherheitsgeräte mitgehen lassen . Auch 
gewaltsam aus der Halterung zu reißen, 
bedeutet für sie kein Hindernis. Guter Rat 
ist aber teuer, wenn 's mal brennt und der 
Feuerlöscher hängt nicht mehr da, wo er 
soll. 

Abhilfe schafft hier eine spezielle Sicher­
heitsanlage. Ein elektronischer Alarmgeber 

sitzt in der an der Wand betestigten Stahl­
halterung für den Löscher. Schon durch 
leichtes Anheben, erst recht bei Entnahme 
des Löschens, ertönt ein Alarmsignal mit 
unüberhörbaren 90 dB (A) im Sekunden­
rhythmus. Abstellen können nur Eingeweih­
te diesen Lärmgeber. Eine Alkaline-Hochlei­
stungsbatterie speist das Gerät, die Batterie 
ist jährlich zu überprüfen. 

(Foto : Krupp) 

Feuerwehrhelm mit 
neuartiger InnenausstaHung 

Der bekannte Feuerwehrhelm nach DIN 
14940 wurde bezüglich des Tragekomforts 
und der praktischen Anwendung weiter ver­
bessert. Eine neuartige Konstruktion der 
Innenausstattung (Foto) macht dies mög­
lich. 

Das neue Kopfband aus Spezialkunststoff 
paßt sich an jede Kopfform an und drückt 
nicht. In der Innenausstattung sind keine 

harten Metallbänder vorhanden. Der Helm 
ist angenehm zu tragen und bietet optima­
len Sitz. 

Die Kopfweite kann mit wenigen Griffen 
durch ein Rastersystem verstellt werden. 
Das Zackenschweißleder kann einfach aus­
gev;echselt werden, wenn dies aus hygieni­
schen Gründen notwendig ist. Die Innen­
ausstattung kann schnell und ohne Werk­
zeug ausgetauscht werden . 

Darüber hinaus kann der Helm mit um­
fangreichem Zubehör ausgestattet werden , 
wie Anbringen von Kamm oder Wappen, 
Lackierung in Farben nach Wunsch , Nak­
kenschutz aus verschiedenen Materialien, 
Klappvisier mit Gesichtsschutz in verschie­
denen Ausführungen. (Foto: Römer) 

Schweißen auf kaltem Wege 

Für Reparaturen wird ein Kaltschweißver­
fahren angeboten, das praktisch sämtliche 
Materialien miteinander und untereinander 
verbindet: Stahl, Eisen, Gußeisen, Kupfer, 
Messing, Zink, Blei, Aluminium, Beton, 
Eternit, Glas , Holz und Kunststoff. Die bei­
den Komponenten des Verfahrens enthalten 
neben unterschiedlich molekularen Sub­
stanzen einen hohen Anteil speziell aufberei­
teter Stahl- und Leichtmetall-Legierungen . 

Werden die bei den pastösen Teile "Ba­
sis" und "Aktivator" 1: 1 vermischt, kommt 
es zu einer molekularen Reaktion. Beim Typ 

"Standard" dauert sie 3 bis 4 Stunden. 
Beim Typ "Rapid" nur 3 bis 4 Minuten. 
Diese schnelle Aushärtezeit ermöglicht so­
gar Reparaturen an Rohrleitungen und Be­
hältern, die unter Druck stehen bzw. mit 
explosiven Stoffen gefüllt sind. 

Eine defekte Anlage braucht während der 
Reparatur in vielen Fällen nicht einmal außer 
Betrieb gesetzt zu werden. Und selbst bei 
Schäden, die sich nicht durch Schweißen, 
Löten oder Kleben beheben lassen, zum 
Beispiel Motorblock-Risse, spezielle Legie­
run'gen, wird das Kaltschweißverfahren er­
folgreich eingesetzt. 

Die komplette Ausrüstung ist in einem 
handlichen Koffer untergebracht. Diese 
Erstausstattung kann später ergänzt wer­
den. (Foto: Flammang) 

Luft für kurze Einsätze 

Mit einem "Schnelleinsatz-Gerät" bietet 
ein Hersteller einen handlichen Kurzzeit­
Preßluftatmer für Überwachungsaufgaben 
bei Rettungseinsätzen und kurzfristigen In-

spektionseinsatzzeiten an. Dieses "Gürtel"­
Gerät ist einfach anzulegen und wie ein 
normaler Überdruckpreßluftatmer zu benut­
zen. Wahlweise kann eine 2-V200-bar- oder 
2-V300-bar-Preßlufftlasche verwendet wer­
den. 

Das Gerät wird auf einen Feuerwehr­
Sicherheitsgurt DIN 14923 montiert, ohne 
daß an diesem Änderungen vorgenommen 
werden müssen. Dies erleichtert die Trage­
weise erheblich, da praktisch nur ein Gürtel 
getragen werden muß. Die Atemluftflasche 
wird auf dem Rü~ken getragen. Die Rück­
zug zeit beträgt ca. 2,5 Minuten. Das Gerät 
besitzt einen Druckminderer mit akustischer 
Warneinrichtung und Manometeranzeige. 

(Foto: Interspiro) 

1 ZS-MAGAZN 1/891 6 1 



Gesetze 
4. Auflage 
Band 10 der BZS·Schriftenrelhe 
Zivilschutz 
Bundesamt für Zivilschutz, Bonn 

Das Bundesamt für Zivilschutz hat im 
Herbst 1988 eine 4. erweiterte Auflage des 
Bandes 10 "Gesetze" der BZS-Schriftenrei­
he Zivilschutz herausgegeben . 

In der bereits bewährten Art enthält die­
ser Band alle relevanten Gesetze und Ver­
waltungsvorschriften. Darüber hinaus hat 
das Bundesamt die Benutzerfreundlichkeit 
verbessert, um auch dem juristischen Laien 
den problemlosen Umgang mit dieser Vor­
schriftensammlung zu erleichtern. 

Ein Griffregister erleichtert das Auffinden 
der einzelnen Vorschriften , ein Stichwort· 
verzeichnis hilft Regelungen schneller auf­
zufinden. An verschiedenen Stellen sind die 
Vorschriften mit erläuternden Anmerkungen 
versehen. 

Eine Neuauflage, die aufgrund der gestie­
genen Bedeutung des Bevölkerungsschut­
zes und der erhöhten Nachfrage nach die­
sen Vorschriften dringend erforderlich war. 
Der Band 10 "Gesetze" ist beim Bundesamt 
für Zivilschutz, Deutschherrenstraße 93, 
5300 Bonn 2 erhältlich . 

Feuer­
wehren in 
Südamerika 
Von Alberto Marquez 
Allison, EFB-Verlags­
gesellschaft mbH, 
6450 Hanau 

Die 150 Jahre alte Tradition der Feuer­
wehr in Lateinamerika wird in dieser Dar­
stellung beschrieben, untermalt von zahlrei­
chen Farb- und Schwarz/weiß-Fotos sowie 
Grafiken. Es ist dem Autor gelungen, eine 
umfassende Dokumentation von den Anfän­
gen bis zu den heutigen teilweise mit mo­
dernsten Fahrzeugen und Geräten ausge-

t statteten Feuerwehren des Kontinents zu 
erstellen. 

Mit der Darstellung wird dem Leser ein 
Einblick in die heutige Organisation des 
Brandschutzes in einem Kontinent gewährt, 
Ober den in dieser Art kaum berichtet wur­
de. Besonders interessant für den Leser 
dürften die Typenvielfalt und Internationali­
tät der Fahrzeugdokumentation sein, die 
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diesem Werk einen besonderen Reiz ver­
leihen. 

Von Hamburg bis 
nach Bangladesch 
Ziese Verlag, 2907 Ahlborn 

Ursprünglich als Broschüre für die Tradi­
tionsgemeinschaft Hubschrauber der Luft­
waffe vorgesehen , entwickelte sich das ge­
sammelte Material - dokumentarische Fo­
tos sowie die authentischen Erlebnisberich­
te der Besatzungen - zu einem Buch von 
fast 130 Seiten . 

Rund 70 Fotos , vier ausführliche Repor­
tagen von den schwierigen Auslandseinsät­
zen im Rahmen humanitärer Hilfe und Be­
richte von den zahlreichen Katastrophenein­
sätzen in Deutschland, eingefaßt vom SAR­
Dienst, dem Ursprung aller Hilfseinsätze, 
ergeben ein umfassendes Werk über die 
Hubschrauber der Luftwaffen von den An­
fängen bis heute. 

Hessisches Brand­
schutzhilfe­
leistungsgesetz 

Kommentar 
4., vollständig neubear­
beitete und erweiterte Auf­
lage von Heinz Diegmann 
und Endrick Lankau. 
Deutscher Gemeinde­
verlag, 6500 Mainz 42 

Der Kommentar ist jetzt in aktueller, voll­
ständig neubearbeiteter und erweiterter Auf­
lage wieder lieferbar. Neben den zwischen­
zeitlich erfolgten Änderungen des Brand­
schutzhilfeleistungsgesetzes (zu §§ 19 und 
45) berücksichtigt die Kommentierung ins­
besondere die zahlreichen praktischen Pro­
bleme, die in den vergangenen Jahren auf­
getreten sind sowie die neuere Rechtspre­
chung. 

Zudem sind auch die zahlreichen geän­
derten oder neu erlassenen Durchführungs­
bestimmungen eingearbeitet, so z. B. die 
Verordnung über die Organisation und 
Durchführung der Brandverhütungsschau 
einschließlich Durchführungserlaß, Rege­
lungen zum Brandsicherheitsdienst und 
zum Brandschutz in Anlagen mit radioakti­
ven Stoffen. 

In einem besonderen Fundstellenver-

zeichnis sind die einschlägigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des Hessischen 
Ministeriums des Innern zum Brandschutz 
aufgeführt. 

Lob der Feuerwehr 
100 Jahre motorisierte Feuerwehr 
Von Paul Simsa 
Verlag Stadler in Zusammenarbeit 
mit der Daimler-Benz AG 

Vor 100 Jahren begann für die Feuerweh­
ren ein neues Zeitalter: Am 29. Juli 1888 
erhielt Gottlieb Daimler das Patent auf eine 
"Feuerspritze mit Motorbetrieb" . Die Nut­
zung des neuartigen, schnellaufenden Ben­
zinmotors für die Brandbekämpfung war 
eine Pioniertat, ohne die das heutige Feuer­
wehrwesen undenkbar wäre. Gottlieb Daim­
ler ist daher "nicht nur der Vater des Auto­
mobils, sondern im engeren Sinne auch der 
Vater des neuzeitlichen Feuerwehr-Fahrzeu­
ges" - so hat ihn die Feuerwehrtechnische 
Zeitschrift gewürdigt. 

Zum Jubiläum erschien das vorliegende 
Buch, das auf 96 Seiten mit 120 meist 
farbigen Abbildungen die Geschichte der 
motorisierten Feuerwehr widerspiegelt. Zur 
Fahrzeugsammlung des Stuttgarter Unter­
nehmens gehören auch eine Reihe von Feu­
erwehrfahrzeugen aus allen Epochen, die, 
meisterhaft fotografiert, mit diesem Buch 
erstmals einer breiten Öffentlichkeit vorge­
stellt werden. Sie stellten die Meilensteine 
durch die 100jährige Geschichte der motori­
sierten Feuerwehr dar. Ergänzt werden die­
se Bilder durch zahlreiche historische Auf­
nahmen, die die jeweilige Epoche lebendig 
werden lassen und einen eindrucksvollen 
Kontrast zu den Bildern moderner Feuer­
wehrfahrzeuge herstellen. 

Ergänzungs­
lieferungen zu 
Sammelwerken 
Lüttgen 
Handbuch des Rettungswesens 
40. Ergänzungslieferung 
Verlag v. d. Llnnepe, 5800 Hagen 

RolI-Heinz MUlier 
Druckgase 
51 .-53. Ergänzungslleferung 
DeutSCher Fachschriften-Verlag 
Braun & Co. KG , 6200 Wiesbaden 1 



MAGAZIN Jahresregister für 1988 zi"ill~hu'z 

Zivile Verteidigung und rlVilschutz Katastrophenschutzschule des Landes Vonorge 
Baden-Württemberg eröffnet 5124 

Parlamentarischer Staatssekretär 
Taktische und technische EinsatzmOglich-

Gefährdung unseres Trinkwassers durch keiten des Bundesgrenzschutzes bei der 
Spranger: Katastrophenhilfe &-7/17 Radioaktivität? 1/19 
.Oie vor uns liegenden Aufgaben für einen Innenangriff bei Bränden auf Wasser- Nachbarschaftsschutz in der Umgebung 
effektiven Bevolkerungsschutz erfordern straßen &-7122 gefährlicher Industrieanlagen in der Bun-
den weiteren Ausbau unseres Gefahren- Fernmelde-Einsatzübung im Landkreis desrepublik Deutschland 2/13 
vorsorgesystems" 1/6 Tübingen &-7136 Transport gefährlicher Güter 2/17 
Der Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Lehrgang .Anlegen und Durchführung Neues Regelwerk für Maßnahmen zur 
Konflikten 3130 von Übungen" &-7/41 Trinkwasser-Notversorgung nach dem 
Fachtagung für Journalisten zurn Thema THW im Katastrophenschutz unver- Wassersicherstellungsgeset2 2131 
Bevölkerungsschutz im BMI 5115 ziehtbar &-9/2 leistungen des Bundes auf dem Gebiet 
Interessante Öffentlichkeitsarbeit kann die Selbstschutz bei Erdbeben 8-9/28 des Denkmalschutzes 3/27 
Bevölkerung motivieren 5122 Staatssekretär Spranger stellt neues Oie Gefahrenabwehr der Deutschen Bun-
Zivilschutzrecht weiterentwickeln und Strahlenmeßnetz vor 10/2 desbahn beim Gefahrguttransport &-7/27 
rechtliche Lücken schließen &-7/6 Information zum Thema Notfallvorsorge 10/11 Wie giHig ist Thioglykolsäureäthylester? 8-9119 
Bundesärztekammer unterstreicht den hu- Katastrophenschutzübung .. Schlauer Sicherung der WasselVersorgung für 
manitären Charakter des Zivilschutzes &-7/25 fuchs" 10121 flüchtlinge in der Provinz DarfurlWest-
NoUallvorsorge in den USA und in der 13 hessische Fernmeldezüge Obten zum Sudan &-9123 
Bundesrepublik DeutSChland &-9/88 ersten Male gemeinsam 11/14 Kerntechnischer Hilfszug steht für Notfal-
Hilfskrankenhaus Staffelstein: Oie Heraus- Der Hund als Retter in der Not 11/ t6 leinsätze bereit &-9135 
forderung gemeistert 11/5 EG-Staaten wollen die Zusammenarbeit TOPAS steht für Sicherheit 10/17 
Zivile Verteidigung trotz Abrüstung 12/15 auf dem Gebiet des Zivil- und Katastro- IN FUCHS - Schnelle Hilfe vom Computer 11/9 

phenschutzes fortsetzen 12/4 Probleme des Explosionsschutzes in der 

feuerwehren wichtiger und starker Part- Praxis 11/9 

Katastrophenschutz unciSelbstsdlutz ner des Bundes 12/4 Das neue Meß- und Informationssystem 

Landesweite Fernmeldeübung in Schies- des Warndienstes t2/21 

BetriebliCher Katastrophenschutz: SICh wig-Holstein "Gabriel '88" 12/25 
der Verantwortung stellen t/13 1. Veterinärzug Schwäbisch Hall übte mit 

Rettungsäoensl Hilfe für die Helfer 1/17 dem Feldschlachtgerät t2/28 
Oie Mitwirkung der humanitären Organi-

DAK-Bergwacht: Im Einsatz für Mensch sationen bei der Katastrophenhilfe im 
Ausland 2/4 Katastrophen 

und Natur 3f7 
Die Not- und Katastrophenhilfe des Deut- Bundesweite Ausbildung in Herz-Lungen-
sehen Caritasverbandes 2/9 Wiederbelebung 3/t2 
frauen im Katastrophensch utz 2/21 Der THW-Einsatz nach dem Grubenun- Zusammenarbeit von Katastrophenschutz 
Warum sind viele Menschen "zur Hilfe glück in Borken &-7110 und Rettungsdienst 3/20 
bereW? 2/23 Hochwassereinsatz 1988: "Was war rich-
Herborn - Monate danach noch aktuell 3/t3 tig , was falsch?" 10/12 

Große Unterschiede beim Anlegen von Das Technische Hilfswerk im Erdbebenge- rlVilschutz im Ausland 
Übungen 3/15 biet von Armenien 12/9 

Stabsarbeit in funktionellen Räumen 3/18 Oie Katastrophe kam aus der Luft 12/13 
Luxemburg: Unbürokratische Hilfe Ober 

Internationale Zusammenarbeit ist unver- die deutsche Grenze 1/62 
ziehtbar 417 Österreich: Zivilschutz-Probealarme wer-
Große Informationsdefizite in Sachen Be- Schutzraum den verbindlich 2/62 
völkerungsschutz 4/10 Weichenstellung für den Katastrophen-
Schwerpunkte zur Verbesserung des Be- Der Hausschutzraum - die Antwort auf die SChutz '88 in Österreich 4/66 
völkerungsschutzes 4/12 frage nach mehr Sicherheit 1/10 Schweiz: Zahnärztliche Notversorgung im 
Ausbildung zum Bergungsräumgerätefah- Neuer Schutz raum im Baukastensystem 1/12 Zivilschutz &-9n8 
rer in Hoya 4/15 Gutachten über die wirtschaftlichen Aus- Zivile Verteidigungsplanung: Eine verbor-
92 Unterrichtsstunden zum Zugführer 4/19 wirkungen einer Schutzbaupflicht für gene Stärf<e der NATO 10/62 
25 Jahre KatS-Schule Niedersachsen 4/24 Wohnungsneubauten vorgestellt 2/27 Schweiz: Zivilschutz nach Maß 11/62 
Neue Akzente im Katastrophenschutz 4/25 Guter Ausbildungsstand des Schutzraum-
Oie Bedeutung der interkommunalen Zu- betriebsdienstes 2/28 • 
sammenarbeit im Oberrheingebiet 4/28 Neue gasdichte Strahlenschutztür 3/23 BunclesverHnd fU. den Selbstschutz 
. Interschutz '88" - Treffpunkt der Fach- Schutzraumbau in Norwegen &-7/31 
welt 516 Der Schutzraumbau in Berlin 10131 Aktivierung der frauenarbeit notwendig 2137 
Deutsch-niederländisches Hilfeleistungs- Sichemeit auf dem Stundenplan 3/34 
abkommen unterzeichnet 5111 18 Jahre die Personalratsarbeit geprägt &-7/44 
Bericht des Bundesministers des Innern Permanente Information durch Beweg-
an den Innenausschuß des Deutschen lichkeit 8-9/41 
Bundestages Ober das Verhaltnis kommu- "Das Verständnis des Bürgers für den 
nale feuerwehrenlTechnisches Hilfswerk 5It3 Selbstschutz fördem" 12130 
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Technisches HiHswert. Alileiter-SaMariter-1untI 

THW-Museum: Ein Blick zurück 1/33 ASB leiert 1 OOjahriges Jubilaum in Berlin 
Nochmals Thema. Feuerwehren und THW 3/41 Was tun beI atomaren und chemischen 
Neue Unlerkunft fOr den THW-OV MGn- Unlallen 
chen-Land 4/32 Aulgaben und Einsa1zmOglichkeilen von 
Neue Methoden der Helfersicherung im Rettungshunden im ASB 
Bergungsdiensl 6-7/51 Eine Hi~s- und Wohllahrtsorganisalion 
Ein eindeutiges "Nein" 11/28 m~ Tradilion und Zukunft 
THW-OV Cuxhaven erhall Olwehr-Conlal- ASB auf der ,lnlerschu1z '88 ' 
ner zur Gefahrenabwehr 11/30- ASB-Landesverband NRW nahm eigene 
Armenien: 1m Wettlauf mit der Zeit 12/37 Schule in Belrieb 
Bundespollliker slehen hinler dem THW 12/38 ASB-Heiligenhaften slell1 Schnelleinsa1z-

gruppe vor 
Oie ,San-Arena' der ASB-Landesschule 
Bayem 

wamdienst 
Für rasche Bergung unter Wasser 
Das Jahrhundertereignis der Samariter 

Ausbildung im Warndiensl 1/41 
Slaalssekretlr Spranger im WarnamllX 4/47 
Eine we~ere Aulgabe fOr den WarndiensI, Johanniter-UllfaIl,Hilfe 
Teil I 5/38 
Eine weitere Aufgabe für den Warndienst, 
Teil II 6-7157 Wechsel in der Bundesgeschaftsführung 

Eine weitere Aufgabe 'ür den Wamdienst, , Ich mach mich lilln Ersler Hille" 

Teil 111 H /52 JUH im Oiensl am Nachslen 

LuftraumOberwachung aus 10000 MeIern leben mit neuem Herzen 

HOhe 10/39 Ein Großprojekt mil vielen Ideen 

Hessens Innen minister Milde im Warnamt "Mit diesen Ausbildungen sind neue We-

VI 12/43 ge beschritten worden-
Rettungsdiensl im Abse~s? 
,Ich liebe das Leben" 

Deutsches Rates tIreu% 
Engagemenl für den Notfall 

125 Jahre: Oas Inlemalionale ROle Kreuz 1/43 
Wasserwacht pausenlos im Einsatz 3/45 Malteser HiHsdienst 
Die inlernalionale Arbeil des DRK 4/48 
Gesundhe,tsrelormgese1z: Sleilungnahme Unlaliloigedienst: Eine wichlige Vananle 
des DRK 5/41 
Wasserwacht, das Rote Kreuz für junge 

sozialen Engagements 

Leute 6-7/60 
Kampl dem plO1zlichen Herztod 

GrOßles inlernalionales Jugendlreffen H/57 
Rettungswagen der Zukunft 

.Das ORK Iragl zur linderung der NOI in 
Herz-Lungen-Wiederbelebung durch Ersl-

HUf'lgerregtanen bei - HI58 
heller 

ROles Kreuz '"slel Überlebenshille im 
Alarmierende Unlallzahlen 

Sudan 10142 
Gesundhe~srelorm : Gehl der Rettungs-

Bundesversammlung im Zeichen der Soli-
diensl baden 

darilal 11/42 
Ersle-Hille-Kurse lür GehOrlose 

Armenien: Die Hilfsaktionen werden inten-
HillebedOrftigkeil heule - und was kOnnen 

siv lortgesetzt 12/45 
wir dagegen tun? 

• 
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1/45 

2/46 

3/49 

4/52 
5/43 

6-7139 

6-7/62 

H/15 
H/61 
12/48 

1/47 
2/49 
3/51 
5/45 

6-7/64 

6-9/64 
10/46 
11/48 
12152 

2151 
2153 
3/53 

4/58 
1H1/66 

10/48 
11/51 

12/54 

Aulgabenbegrenzung zwischen kommu-
nalen Feuerwehren und THW 1/51 
Zehn Jahre Slaall . Feuerwehrschule Re-
gensburg 1155 
Treibholzeinsa1z auf dem Bodensee1987 2/54 
Einsatz "AmmoniakausstrOmuno" 4160 
Deutsches Feuerwehrmuseum in Fulda 
eingeweiht 5/17 
Forderungen der Feuerwehr,n an den 
Bundesinnenminister 5/50 
Leislungsbilanz des OFV und Krilik am 
Bund 5150 
, Niemand dart an Feuerwehraulgaben la-
sten" 5/53 
Oie Zukunft der Feuerwehrtahrzeuge 6-7170 
Großbrand in Bremen 10/52 

Deutsche leIIens'Rettungs-Gesel1schaft 

Oie zenlrale Einsa1zleilung des OLRG-Rel-
lungswachdiensles In Schieswig-Holslein 1157 
Rettungsinseln werden von der DlRG ge-
nutzt 2/60 
Was bringl junge Menschen zur OLRG 3/57 
Rettungswachdiensl der OLRG 4164 
Großes Aktionsprogramm in Hamburg 5/59 
Mil Ertolg aul der .Bool Bremen '88" 6-7176 
DLRG-Slrandlesl-KOslenlournee '88 8-9/72 
Eine Nation hat schwimmen gelernt 10/56 
Benin im Zeichen der Wasserrettung 11/56 
DLRG Hessen demonslriert Einsa1zbereil-
schaft 12/60 

Wissenschaft UIId TecIIIII'It 

TanklOschlahrzeug mil Halon-LOschanla-
ge ausgerüstet 1/63 
Kleiderdesinfektions- und dekontamina-
tionsanlage als Pilolprojekt 2/63 
Sekundenschnellelnlormation dank Elek-
trooik 3/63 
Neue TS 8!8 Slartel per Knopldruck 4/67 
Schnelle Rettung durch Schlauch 5/63 
Vollmaske und Koplschutz In einem 6-7179 
LF 8 wird zur Olwehr 11/63 
Feuerlöscher elektronisch gepriift 12/63 

Die erste Ziffer weist auf die Ausgabe hin, die zweite 
zeigt die Seitertzahl an. 



GÜNTER LÄMMEL 

MINIMAGAZIN 

Allgemeines 
Die GK dienen der Aufbewahrung und dem 
Transport von Ausstatlungsteilen. Sie sind aus 
wasserfest verleimten Furnierplanen herge­
stellt. Scharniere, Verschlüsse und Griffe sind 
genormte Beschläge. Zum Schutz gegen Be­
schädigungen ist ein umlaufender Metalikan­
tenschutz angeschraubt. Zur sicheren Lage­
rung des Inhaltes sind entsprechende Halte­
rungen in den Kisten angebracht. Die GK sind 
mit einem Aufkleber versehen, auf dem der 
Inhalt, die GK-Nr. und das Gewicht angegeben 
sind, Auf der Innenseite des Deckels befindet 
sich ein Inhaltsverzeichnis und nach Bedarf 
eine Packordnung. Falls bereits ein Anlagen­
blatt zur AusstaUungs-Nachweisung (AnIBIAN) 
vorliegt, gilt dieses als Inhaltsverzeichnis. 

Beschreibung der GK 4 
In der GK 4 sind Teile des Werkzeugsalzes 
Zimmermann transportsicher verJastet. 

Planungsbegriff: 
Werkzeugsatz, Zimmermann 

Planungsnummer: 
5180 - 00536 

Versorgungsnummer: 
5180-12-178-3919 (für den Satz) 

Die GK ist mit der Versorgungsartikel-Bezeich­
nung "WERKZEUGAUSSTATIUNG, HOLZ­
BEARBEITER" gekennzeichnet. 

Der Werkzeugsatz gehört zur Fachdienst-Aus­
staUung des KatS-Bergungszuges STAN 021. 
Er isl der Gerätegruppe 03 zugeordnet und auf 
dem GKW verlastet. 

Die Gerätezusammenstellung des Werkzeug­
satzes Zimmermann ist so gewählt worden, 
daß alle im Rahmen der Fachdienstaufgaben 
anfallenden Holz-Bearbeitungen damit durch­
geführt werden können. 

Der Werkzeugsatz Zimmermann besieht aus 
folgenden Teilen: 
(Vers.-Nr. jeweils in Klammern) 

Gerätekiste mit Halterungen und einem Ein­
satz Abmessungen: 650 x 300 x 250 mm 
(5 140-12-190-3206) 

4 Latthammer 570 g DIN 7239 
(5120-12-169-5348) 

2 Stichaxt 450 DIN 6468 (5110-12- 120-4756) 
1 Stichsäge 455 mm Länge über alles 

350 mm Blattlänge DIN 7258 
(5110-12-120-4755) 

2 Schreinerklüpfel 360 mm Länge über alles 
140 mm Länge des Kopfes Bahngröße 75 x 
110 mm DIN 7461 
(5120-12- 120-5143) 
Zugmesser 250 mm lang DIN 7233 
(5110-12-126-1397) 
Fuchsschwanz 300 mm lang DIN 7244 
(5 110-12-120-5258) 

2 Zimmermann-Winkel aus Stahl 
600 x 280 mm lang, 35 mm breit 
(5210-12-178-9605) 

2 Flachmeißel 200 mm lang DIN 6453 
(5210-12-121 -5652) 

Gerätekisten (GK) des Katastrophenschutzes 
GK 4 - Werkzeugsatz, Zimmermann 

18undes' 
aIlSStallUrog) 

Schmiege ca. 330 mm lang DIN 7459 
(5210-12-121 -8545) 
Halbrundraspel250 mm lang Hieb Nr 2 
DIN 7263 (5110-12-120-7603) 
Feilgriff 120 mm lang DIN 395 
(5110-12-120-6035) 

2 Lochbeilel16 mm breit DIN 5143 
(5110-12-131-3840) 

2 Stechbeitel 20 mm breit DIN 5139 
(5110-12-131-3858) 

2 Stechbeitel 30 mm breit 
(5110-12-131-3860) 
Stechbeitel 40 mm breit 
(5110-12-131-3862) 
Abzieh-Schleifstein (Ölstein) im Holzkasten 
10 x 30 x 100 mm (5345-12-178-7374) 
Beilstiel, geschwungen, Nenngröße 420 
Güteklasse B DIN 5132 
(5110-12-158-8179) 

Nachstehende Teile sind außerhalb der Gerä­
te kiste auf dem GKW zweckentsprechend ver­
lastet: 
2 Holzaxt Form B DIN 7295 mit Stiel 

(51 t 0-12-120-0728) 
Axtstiel, Güteklasse 8 900 mm lang 
DIN 7295 (5110-12-121-2356) 

2 Handbeil. geschwungener Stiel Ausfüh­
rungsart I Güteklasse B 
1,2 kg 450 mm lang DIN 5131 
(5110-12-174-5274) 
Holzzugsäge, Zweimann 1400 mm lang 
(5110-12-123-9732) 
Bügelsäge mit Spanngrifj 
Sägeblatt 915 x 20 mm 
(5110-12-123-9731) 

3 Spannsägeblatl passend zur Bügelsäge 
(5110-12-126-4663) 
Schlegel aus Pockholz 
Stiel aus Eschenholz 
220 mm Kopflänge 
160 mm Bahndurchmesser 
Gewicht 6 kg, Stiel 1 000 mm lang 
(5120-12-120-0726) 

3 Stiel für Schlegel 1 000 mm lang 
(5120-12-126-2179) 

Anmerkungen: 
Die Gerätekisten und die Werkzeugsätze wer­
den z. Z überarbeitet. Ausstattungsumfang 
und Kennzeichnung der Gerätekisten kann hier 
durchaus von den früher ausgelieferten Aus­
führungen abweichen. 
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Armenien: Weltweite Solidarität 

Die Bilanz der weltweiten Hilfe nach 
dem Erdbeben in Armenien dokumentiert 
eine große internationale Anteilnahme: Die 
verheerende Katastrophe im Kaukasus löste 
eine bislang beispiellose Welle der Hilfsbe­
reitschaft aus. Viele Länder schickten Medi­
kamente , medizinisch-technisches Gerät 
und Ärzte , Bergungsmannschaften mit 
Suchhunden sowie Decken , Zelte , Ret­
tungsgerät und vieles mehr in das Katastro­
phengebiet. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
startete sofort nach dem Erdbeben ein um­
fangre iches Hilfsprogramm. Beteiligt waren 
U.a. die Bundesregierung und die Bundes­
länder , das Technische Hilfswerk, das Deut­
sche Rote Kreuz, der Arbeiter-Samariter-
Bund und die Feuerwehr. 

Die ins Erdbebengebiet entsandten Einsatzmannschaften leisteten eine wirkungsvolle 
Soforthilfe u. a. bei der Suche und Bergung von Verschütlelen, der Versorgung und 
Betreuung der Erdbeben-Opfer und der Beseitigung von Trümmern . Für das Technische 
Hilfswerk war dieser Einsatz der bislang größte in seiner Geschichte. 
Unser Titelbild zeigt DRK-Helfer bei der Suche nach Verschütteten in der völlig 
zerstörten Stadt Spitak. Hoffnungsvoll beobachten die Überlebenden die Rettungsarbei­
ten. Die Fotos auf dieser Seite zeigen links oben ein teilweise eingestürztes Wohnhaus in 
Leninakan, rechts Räumarbeiten des THW mit schwerem Gerät und unten die Suche der 
Obdachlosen nach verbliebenen Habseligkeiten in den Trümmern ihres zerstörten 
Hauses. 

• 


